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A. Zielsetzung 

Der vorliegende Entwurf ist der erste Schritt auf dem Wege zu 
einer umfassenden Reform des Strafverfahrensrechts. Er be- 
zweckt: 

1. im Interesse des Beschuldigten und zur Verbesserung der 
Verbrechensbekämpfung die Strafverfahren zu beschleuni- 
gen und zu straffen, 

2. die verfahrensrechtliche Stellung des Verurteilten im Wie- 
deraufnahmeverfahren zu verbessern und 

3. die Vorschriften über die Organisation und Besetzung des 
Schwurgerichts und die Auswahl der Schöffen den veränder- 
ten Bedürfnissen anzupassen. 


B. Lösung 

Der Entwurf verwirklicht diese Ziele durch zahlreiche Einzel- 
maßnahmen in allen Verfahrensabschnitten. Es werden in der 
vom Rechtsausschuß beschlossenen Fassung folgende Ände- 
rungen vorgeschlagen: 

1. Im Ermittlungsverfahren sieht er vorzugsweise folgende 
Änderungen vor: 

— Abschaffung der gerichtlichen Voruntersuchung, 

— Verpflichtung der Zeugen und Sachverständigen, vor dem 
Staatsanwalt zu erscheinen und wahrheitsgemäß auszu- 
sagen, 

— Berechtigung der Staatsanwaltschaft zur Durchsicht der 
Papiere des von einer Durchsuchung Betroffenen, 
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— richterliche Kontrolle, soweit die Staatscinwaltschaft neue 
Eingriffsbefugnisse erhält, 

— Erweiterung der Belehrungspflichten gegenüber dem Be- 
schuldigten und Erweiterung seiner Anwesenheitsrechte 
bei richterlichen Vernehmungen, 

— Konzentration der richterlichen Maßnahmen bei einem 
Amtsgericht in Fällen der überörtlichen Kriminalität, 

— Abschaffung von Schlußanhörung und Schlußgehör, 

— gesetzliche Regelung der Ausübung von Zeugnis- und 
Untersuchungsverweisungsrechten bei Kindern, 

— Ermöglichung der Überwachung des Fernmeldeverkehrs 
bei Verdacht schwerwiegender Straftaten nach dem Be- 
täubungsmittelgesetz und Waffengesetz sowie weitere 
Maßnahmen zur Erleichterung ihrer Bekämpfung. 

2. Von den im Antrag vorgesehenen Änderungen im gericht- 
lichen Verfahren sind folgende hervorzuheben: 

— Beschleunigung von Sachverständigengutachten, 

— Einschränkung der Vereidigung, 

— Neuregelung der Höchstfrist zur Unterbrechung der 
Hauptverhandlung für Großverfahren, 

— Erweiterung der Möglichkeit, schriftliche Urteile abzu- 
kürzen, 

— Bestimmung einer neuen, zwingenden Frist zur Abset- 
zung der schriftlichen Urteile. 

3. Im Rechtsmittel- und Rechtsbehelfsverfahren werden fol- 
gende Maßnahmen vorgeschlagen: 

— Erweiterung der Möglichkeit, Berufung und Einspruch 
bei unentschuldigtem Ausbleiben des Angeklagten zu 
verwerfen, 

— Erweiterung der Möglichkeit, den Einspruch zurückzu- 
nehmen, 

— Verbesserungen bei der Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand. 

4. Im Wiederaufnahmeverfahren sollen folgende Änderungen 
vorgenommen werden: 

— Verbesserung der verfahrensrechtlichen Situation des- 
jenigen, der beabsichtigt, ein Wiederaufnahmeverfahren 
zu betreiben, 

— Bestellung eines Verteidigers für jeden Verurteilten, der 
im Wiederaufnahmeverfahren eines solchen bedarf, 

— die Zuständigkeit eines anderen Spruchkörpers oder Ge- 
richts für das Wiederaufnahmeverfahren. 

5. In der Strafgerichtsverfassung soll 

— das periodisch tagende Schwurgericht in einen ständig 
tagenden Spruchkörper des Landgerichts umgewandelt 
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und die Zahl seiner ehrenamtlichen Richter neu bestimmt 
sowie 

— bei der Auswahl der Schöffen eine engere Verknüpfung 
der Bevölkerung mit der Strafrechtspflege angestrebt und 
soziologischen Veränderungen Rechnung getragen wer- 
den. 


C. Alternativen 

Zu Einzelbestimmungen wurden bei der Ausschußberatung 
mehrere Anträge abgelehnt. 


D. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen keine Kosten. 
Den durch einzelne Vorschläge zu erwartenden Mehrausgaben 
werden durch andere Maßnahmen Einsparungen in voraussicht- 
lich gleicher Höhe gegenüberstehen. 
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A. Bericht der Abgeordneten Kunz (Berlin) und Gnädinger 


Einleitung 

Der Bundestag hat den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Reform des Strafverfahrensrechts (1. StVRG) in sei- 
ner 34. Sitzung am 18. Mai 1973 in erster Lesung be- 
handelt und an den Rechtsausschuß überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat den Entwurf in seiner 
19., 22., 25., 26., 28., 29., 30. und 41. Sitzung am 
7. November und 5. Dezember 1973 sowie am 23. Ja- 
nuar, 13. Februar, 13. und 20. März, 24. April und 
25. September 1974 beraten. Er hat hierbei eine 
nichtöffentliche Anhörung von Sachverständigen zu 
der vom Entwurf vorgeschlagenen Einschränkung 
der Nebenklagebefugnis durchgeführt. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt — in den meisten 
Punkten — einstimmig, den Entwurf mit den von 
ihm beschlossenen Änderungen anzunehmen. 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, einmal durch ein 
Bündel zahlreicher Einzelmaßnahmen die Strafver- 
fahren im Interesse einer Verbesserung der Verbre- 
chensbekämpfung und im Interesse des Beschuldig- 
ten zu straffen und zu beschleunigen, ferner die 
verfahrensrechtliche Stellung des Verurteilten im 
Wiederaufnahmeverfahren zu verbessern und 
schließlich die Vorschriften über die Organisa- 
tion und Besetzung des Schwurgerichts und die 
Auswahl der Schöffen den veränderten Bedürfnis- 
sen anzupassen. Diese Zielsetzung hat der Aus- 
schuß einhellig bejaht, allerdings sind in einer Rei- 
he von Einzelfragen die Vorschläge des Entwurfs 
verändert worden. Elierbei hat der Ausschuß auch 
den Änderungsvorschlägen des Bundesrates in er- 
heblichem Umfang Rechnung getragen. 

Im Rechtsausschuß sind teilweise weitergehende 
Vorschläge zur Änderung des Strafverfahrensrechts 
angesprochen worden. 

Die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion im Rechts- 
ausschuß halten es für erforderlich, Maßnahmen zum 
Schutz kindlicher Zeugen im Strafprozeß, wie sie im 
Gesetzentwurf der CDU/CSU vorgeschlagen worden 
sind — Drucksache 7/649 — , bereits in dem vorlie- 
genden Gesetzesvorhaben zu regeln. Übereinstim- 
mung besteht über die Notwendigkeit gesetzlicher 
Vorschriften zum Schutze kindlicher und jugend- 
licher Zeugen gegen mögliche schädigende Ein- 
flüsse in Strafverfahren. Die Mehrheit des Rechts- 
ausschusses hält jedoch den von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Reform des Strafverfahrensrechts (2. StVRG) — 
Drucksache 7/2526 — , der insoweit Vorschläge ent- 
hält, eher für geeignet, diesen Fragenbereich um- 
fassend zu erörtern und einer Regelung zuzuführen. 

Gleiches gilt für den Äntrag der CDU/CSU-Frak- 
tion, gesetzliche Regelungen zum Schutze der Straf- 
rechtspflege gegen mögliche Mißbräuche der Ver- 
teidigerstellung vorzusehen. Äuch dieser Fragenbe- 


reich soll im Zusammenhang mit dem Entwurf eines 
2. StVRG, der Regelungen zur Ausschließung von 
Strafverteidigern vorsieht, erörtert werden. 

Der Rechtsausschuß hat die zum Gesetzentwurf 
eingegangenen Stellungnahmen der Verbände er- 
örtert, darunter die vom Deutschen Anwaltverein 
unterbreiteten Vorschläge zum Kostenrecht der Straf- 
prozeßordnung. Zum Teil geht der Ausschuß hierbei 
davon aus, daß sie im Zusammenhang mit anderen 
nicht strafverfahrensrechtlichen Gesetzgebungsvor- 
haben verwirklicht werden können (vgl. den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Gerichts- 
kostengesetzes, des Gesetzes über Kosten der Ge- 
richtsvollzieher, der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte und anderer Vorschriften — Druck- 
sache 7/2016); teilweise ist der Ausschuß aber auch 
der Ansicht, daß die Vorschläge bei der weiteren 
Reform des Strafverfahrensrechts zu berücksichtigen 
sein werden (vgl. z. B. § 465 Abs. 2 StPO). 

Der Rechtsausschuß hat in seinen ersten Sitzun- 
gen zunächst die Schwerpunkte des Entwurfs dis- 
kutiert, wobei er teilweise zu Lösungen gelangt ist, 
die von den Vorschlägen des Regierungsentwurfs 
abweichen. Er hat hierbei insbesondere erörtert: 

— die Übertragung von Befugnissen im Ermitt- 
lungsverfahren, die nach geltendem Recht dem 
Richter Vorbehalten sind; insbesondere die Be- 
fugnis zur Durchsicht der Papiere des von der 
Durchsuchung Betroffenen und die mit Zwangs- 
mitteln durchsetzbare Verpflichtung von Zeugen 
und Sachverständigen, vor dem Staatsanwalt zu 
erscheinen und auszusagen, sowie die grund- 
sätzliche Verpflichtung des Beschuldigten, vor 
dem Staatsanwalt zu erscheinen (vgl. hierzu im 
einzelnen die Einzelbegründung zu Artikel 5), 

— die Beseitigung der staatsanwaltschaftlichen 
Schlußanhörung und des Schlußgehörs (vgl. 
hierzu im einzelnen die Einzelbegründung zu 
Artikel 1 Nr. 54 bis 56), 

— die Verbesserungen im Recht der Wiederauf- 
nahme des Verfahrens (vgl. hierzu im einzelnen 
die Einzelbegründung zu Artikel 1 Nr. 96 bis 97 
und Artikel 2 Nr. 28 a), 

— die Einschränkung der Nebenklagebefugnis (vgl. 
hierzu im einzelnen die Einzelbegründung zu 
Artikel 1 Nr. 101) sowie 

— die Umwandlung des Schwurgerichts in einen 
ständig tagenden Spruchkörper des Landge- 
richts. 

Die nachstehende Einzelbegründung beschränkt 
sich auf die Vorschriften, die vom Rechtsausschuß 
in veränderter Fassung beschlossen worden sind 
oder in denen es aus sonstigen Gründen angebracht 
erscheint, das Beratungsergebnis zusammenzufas- 
sen. Im übrigen kann auf die Begründung des Re- 
gierungsentwurfs verwiesen werden. 
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Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 51 StPO) 

Die vom Ausschuß beschlossene neue Fassung 
des § 135 StPO soll mit ihrer Anlehnung an die For- 
mulierung des Artikels 104 Abs. 2 Satz 3 des Grund- 
gesetzes sicherstellen, daß es bei der Vorführung 
nicht zu einer Freiheitsentziehung im Sinne von 
Artikel 104 Abs. 2 bis 4 des Grundgesetzes kommt. 
Damit wird das bereits im geltenden § 135 enthalte- 
ne allgemeine Eilgebot ergänzt (vgl. i. E. zu Arti- 
kel 1 Nr. 34 a — § 135 StPO). 

Die vom Ausschuß an dieser Stelle in dem neuen 
Buchstaben a beschlossene entsprechende Anwend- 
barkeit des § 135 StPO in § 51 stellt — ebenso 
wie die Verweisungen in den neuen §§ 161 a, 163 a 
StPO — sicher, daß bei allen Vorführungen von Be- 
schuldigten oder von Zeugen, seien sie vom Richter 
oder vom Staatsanwalt angeordnet, einheitlich so- 
wohl das Eilgebot des § 135 als auch die nunmehr 
in ihm enthaltene äußerste Grenze des Festhalte- 
rechts beachtet wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 65 StPO) 

Redaktionelle Anpassung an die vom Einfüh- 
rungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 9. März 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 469 — EGStGB) in der Straf- 
prozeßordnung vorgenommene Änderung des § 65. 

Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 77 StPO) 

Anpassung an den Sprachgebrauch des 
EGStGB. 

Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 87 StPO) 

Die Änderung trägt dem Anliegen des Bundesra- 
tes Rechnung, zu gewährleisten, daß die Leichenöff- 
nung von fachlich besonders geeigneten Ärzten 
durchgeführt wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 25 (§ 100 a StPO) 

Redaktionelle Anpassung an das EGStGB. 

Zu Artikel 1 Nr. 26 (§ 101 a StPO) 

Redaktionelle Anpassung an das EGStGB, das die 
Vorschriften über die Notveräußerung inhaltlich 
unverändert als § 111 1 StPO einstellt. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 104 StPO) 

Die Änderung folgt der Stellungnahme des Bun- 
desrates, der auch die Bundesregierung zugestimmt 
hat. 

Zu Artikel 1 Nr. 28 a (§ 1 1 1 1 StPO) 

Redaktionelle Anpassung an das EGStGB (vgl. zu 
Artikel 1 Nr. 26). 


Zu Artikel 1 Nr. 34 a (§ 135 StPO) 

Bereits der geltende § 135 enthält ein allgemeines 
Eilgebot. Das Gebot der „sofortigen Vernehmung" 
soll verhindern, daß eine durch den Vorführungsbe- 
fehl gerechtfertigte Freiheitsbeschränkung durch 
eine verzögerte Behandlung auch innerhalb der 
Frist des Artikels 104 Abs. 2 Satz 3 GG in eine nicht 
gerechtfertigte Freiheitsentziehung umschlägt; der 
Betroffene ist im Interesse einer geringstmöglichen 
Beschränkung seiner Freiheit so schnell vor den 
Vernehmenden zu führen, und von diesem so 
schnell zu vernehmen, wie der organisatorische Be- 
trieb der die Vorführung bewirkenden Behörde und 
des Gerichts, wichtigere Dienstgeschäfte des Rich- 
ters und die wohlverstandenen Interessen des Be- 
troffenen selbst es erlauben. 

Die Änderung des § 135 geht von der dem Ent- 
wurf zugrunde liegenden Ansicht aus, daß der Vor- 
führungsbefehl keine Freiheitsentziehung in enge- 
rem Sinne (Artikel 104 Abs. 2 bis 4 GG) rechtfertigt, 
sondern nur eine Freiheitsbeschränkung (Arti- 
kel 104 Abs. 1). Die gesetzlichen Vorschriften über 
den Erlaß eines Vorführungsbefehls sind keine Er- 
mächtigungsnormen für die Anordnung einer Frei- 
heitsentziehung; damit kann die Anordnung des 
Richters allein keine Rechtfertigung für eine Frei- 
heitsentziehung bei Vorführungen sein. Hieraus — 
und aus der den Staatsanwälten eingeräumten Vor- 
führungsbefugnis — ergibt sich in besonderem 
Maße die Notwendigkeit, die zeitlichen Grenzen 
des Festhalterechts bei Vorführungen zu bestim- 
men. In Anlehnung an die Formulierung des Arti- 
kels 104 Abs. 2 Satz 3 GG wird die äußerste zeitli- 
che Grenze bestimmt, bis zu der ein Festhalten des 
Betroffenen aufgrund eines Vorführungsbefehls ge- 
rechtfertigt ist. Dieser Zeitraum umfaßt die gesamte 
Vorführung vom Ergreifen des Betroffenen bis zum 
Beginn der Vernehmung, so daß auch ein tagelan- 
ger Transport des Betroffenen zum Ort der Verneh- 
mung aufgrund des Vorführungsbefehls nicht zuläs- 
sig ist. 

Durch die in Artikel 1 Nr. 12 und 48 vom Aus- 
schuß beschlossene Verweisung auf den § 135 in 
den die richterliche Vorführungsanordnung von 
Zeugen und die staatsanwaltschaftliche Vorfüh- 
rungsanordnung von Zeugen und Beschuldigten re- 
gelnden §§51, 161 a und 163 a StPO wird sicherge- 
stellt, daß für die Grenzen des Vorführungsrechts 
in allen Fällen einheitliche, verfassungsrechtlich 
zulässige Maßstäbe gelten. 

Zu Artikel 1 Nr. 36 (§ 141 StPO) 

Redaktionelle Anpassung an die vom Rechtsaus- 
schuß beschlossene völlige Abschaffung von 
Schlußanhörung und Schlußgehör. 

Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 147 StPO) 

Grundsätzlich hat der Verteidiger schon im Vor- 
verfahren ein Akteneinsichtsrecht. Es darf ihm vor 
dem Vermerk über den Abschluß der Ermittlungen 
(§ 169 a Abs. 1) nur aus den Gründen des § 147 
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Abs. 2 verwehrt werden. Ist dem Verteidiger die 
Akteneinsicht ganz oder teilweise versagt worden, 
so besteht — ungeachtet dessen, daß er bestimmte 
Aktenstellen gleichwohl einsehen darf — ein Be- 
dürfnis dafür, zum Ausgleich für die völlige Ab- 
schaffung von Schlußanhörung und Schlußgehör si- 
cherzustellen, daß er vor Anklageerhebung Einsicht 
in die vollständigen Akten nehmen kann. Um die- 
sem Anliegen zu genügen, schreibt der neugefaßte 
Absatz 6 eine Mitteilung darüber vor, daß das 
Recht auf Akteneinsicht wieder uneingeschränkt 
besteht. 

Im übrigen enthält Absatz 6 Satz 1 eine sprachli- 
che Verbesserung. 

Zu Artikel 1 Nr. 38 und 39 (§§ 153 a bis 153 e) 

Der Entwurf enthält Vorschläge über Einstel- 
lungsmöglichkeiten im Bereich der kleinen Krimi- 
nalität, die überwiegend wörtlich mit denen des 
EGStGB übereinstimmen. Der Sonderausschuß für 
die Strafrechtsreform hat sich mit dem Verhältnis 
der Vorschläge in beiden Gesetzentwürfen zueinan- 
der befaßt (vgl. Protokoll der 11. Sitzung vom 
19. September 1973, S. 402 bis 409) und auch die 
Vorschläge des 1. StVRG beraten, soweit sie nicht 
im EGStGB enthalten sind (vgl. z. B. den Bericht des 
Sonderausschusses zum Vorschlag des Entwurfs ei- 
nes l. StVRG, Einstellungen nach § 153 a in das 
Bundeszentralregister einzutragen — Drucksache 
7/1261 S. 35/36). Der Rechtsausschuß geht daher 
davon aus, daß die Neuregelung der Einstellungs- 
möglichkeiten im Bereich der kleinen Kriminalität 
im EGStGB abschließend erfolgt ist; die Vorschläge 
hierzu im Entwurf des 1. StVRG entfallen damit. 


Zu Artikel 1 Nr. 48 (§ 163 a StPO) 

Die in Abweichung von der Regierungsvorlage 
vom Ausschuß beschlossene entsprechende Anwen- 
dung des gesamten § 135 StPO ist dadurch möglich 
geworden, daß durch dessen Änderung nunmehr 
die zeitlichen Grenzen des Vorführungsrechts ein- 
heitlich für alle Vorführungen entsprechend dem 
Verfassungsgebot des Artikels 104 des Grundgeset- 
zes geregelt worden sind (vgl. zu Artikel 1 
Nr, 34 a). 

Zu Artikel 1 Nr. 51 (§§ 168 bis 168 d StPO) 

Die sprachliche Änderung des § 168 c Abs. 5 soll 
besser zum Ausdruck bringen, daß die Benachrich- 
tigung der zur Anwesenheit bei den Terminen Be- 
rechtigten die Regel und das Unterbleiben dieser 
Benachrichtigung die Ausnahme ist. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorschläge über die 
Protokollierung richterlicher Untersuchungshand- 
lungen außerhalb der Hauptverhandlung (§§ 163, 
168 a) gebilligt. 

Eine Minderheit war der Ansicht, daß bereits im 
vorliegenden Gesetzentwurf die Möglichkeit eröff- 
net werden sollte, in diesen Fällen Protokolle nach 
Aufzeichnungen auf Tonträger zu fertigen. Die 


Ausschußmehrheit teilt diese Auffassung nicht; sie 
ist jedoch im Grundsatz mit der Minderheitsmei- 
nung darin einig, daß in Strafverfahren außerhalb 
der Hauptverhandlung technische Möglichkeiten in 
gleicher Weise verwendet werden sollten, wie das 
für andere Verfahrensordnungen beabsichtigt ist — 
vgl. z. B. die Vorschläge im Entwurf eines Gesetzes 
zur Vereinfachung und Beschleunigung gerichtli- 
cher Verfahren; BR-Drucksache 89/74 — . Nach Be- 
ratung dieser Vorschläge sollte geprüft werden, in- 
wieweit sie auch für das Strafverfahren übernom- 
men werden können. 

Zu Artikel 1 Nr. 54 bis 56 (§§ 169 a bis 169 e StPO) 

Der Regierungsentwurf hatte vorgesehen, Schluß- 
anhörung und Schlußgehör in den Verfahren beizu- 
behalten, in denen die Staatsanwaltschaft die Zu- 
ständigkeit des Oberlandesgerichts im ersten 
Rechtszug oder des Schwurgerichts für begründet 
hält. Die Erwägung, in diesen Verfahren sei nach 
Wegfall der hier auf Antrag obligatorischen ge- 
richtlichen Voruntersuchung ein wachsendes Be- 
dürfnis für Schlußanhörung und Schlußgehör zu er- 
warten, hat den Rechtsausschuß nicht überzeugt. 

Schluß anhörung und Schlußgehör haben die bei 
ihrer Einführung vor nahezu zehn Jahren durch das 
Gesetz zur Änderung der Strafprozeßordnung und 
des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 19. Dezember 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1067) an sie geknüpften 
Erwartungen nicht erfüllt. Nach Auffassung des 
Rechtsausschusses ist zu bedenken, daß die Beibe- 
haltung dieser Institute gerade in den Verfahren 
der schwersten Kriminalität zu einer Verschlechte- 
rung der Stellung des Angeklagten führen kann. 
Denn ihm würde gewissermaßen nahegelegt, Entla- 
stungsmaterial vorzeitig auf den Tisch zu legen, 
das sich besser und wirksamer für einen Einsatz in 
der Hauptverhandlung eignet. 

Nach einhelliger Auffassung der Praxis führen 
Schlußanhörung und Schlußgehör zu Verfahrens- 
verzögerungen, auch in den Verfahren der schwer- 
sten Kriminalität. Das Ziel des Entwurfs, die Straf- 
verfahren zu straffen und zu beschleunigen, hat sei- 
ne Grenzen am Rechtsstaatsgebot. Diese Grenzen 
werden durch eine völlige Abschaffung von 
Schlußanhörung und Schlußgehör nicht berührt. 

Zu Artikel 1 Nr. 58 (§ 172 StPO) 

Der Vorschlag ist gegenstandslos, da er bereits 
im EGStGB enthalten ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 75 (§ 224 StPO) 

Es handelt sich um eine Anpassung an die vom 
Rechtsausschuß beschlossene Änderung des neuen 
§ 168 e (vgl. zu Artikel 1 Nr. 51). 

Zu Artikel 1 Nr. 78 (§ 256 StPO) 

Der Rechtsausschuß ist hier dem Vorschlag des 
Bundesrates in dessen Stellungnahme zu dem Ent- 
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wurf gefolgt und hat in § 256 Abs. 1 die Erklärun- | 
gen der Ärzte eines gerichtsärztlichen Dienstes hin- 
sichtlich ihrer Verlesbarkeit in der Hauptverhand- | 
lung denen öffentlicher Behörden gleichgestellt. Er 
ist dabei davon ausgegangen, daß hierdurch kein 
Präjudiz für Sachverständige anderer Behörden 
oder Einrichtungen geschaffen wird, die in ver- 
gleichbarer Weise tätig sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 83 (§ 275 StPO) 

Die Neufassung von Absatz 1 Satz 2 bringt ge- 
genüber dem Entwurf deutlicher zum Ausdruck, 
daß die Grundfrist für die Absetzung der Urteils- 
gründe fünf Wochen beträgt, daß diese Frist sich 
bei einer Hauptverhandlungsdauer von vier bis 
zehn Tagen um zwei Wochen und bei einer noch 
längeren Hauptverhandlungsdauer für jeden begon- 
nenen Abschnitt von zehn Tagen, also ab dem 11., 
21., 31. usw. Hauptverhandlungstag um weitere 
zwei Wochen verlängert. Insoweit ist einem Anlie- 
gen des Bundesrates Rechnung getragen. 

Die weitergehenden Vorschläge des Bundesrates, 
die darauf abzielten, die Frist für Verfahren mit ei- 
ner Hauptverhandlungsdauer von vier bis zehn Ta- 
gen auf neun Wochen zu bemessen sowie in Satz 4 
auf das Merkmal der Unvorhersehbarkeit zu ver- 
zichten, vermochte sich der Rechtsausschuß nicht 
zu eigen zu machen. Nach seiner Auffassung ist 
dem Interesse an einer Beschleunigung gerade bei 
größeren Verfahren in einer Weise Rechnung ge- 
tragen, die der Praxis noch ausreichende Zeit für 
eine gründliche und sorgfältige Urteilsbegründung 
läßt. Die vom Entwurf vorgesehenen Fristen sind 
auch lang genug, um voraussehbare Schwierigkei- 
ten im Geschäftsbetrieb berücksichtigen zu kön- 
nen. 

Zu Artikel 1 Nr. 89 (§ 313 StPO) 

§ 313 wird durch das ’EGStGB aufgehoben, so daß 
seine Änderung gegenstandslos ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 93 (§ 334 StPO) 

§ 334 wird durch das EGStGB aufgehoben, so daß 
seine Änderung gegenstandslos ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§§ 364 a bis 364 c StPO) 

Der Rechtsausschuß bedauert, daß mit diesem 
Entwurf noch keine Vorschläge zu einer grundle- 
genden Reform des Wiederaufnahmerechts vorge- 
legt werden konnte. Er ist gleichwohl der Überzeu- 
gung, daß die neuen §§ 364 a bis 364 c dazu beitra- 
gen werden, die Stellung des zu Unrecht Verurteil- 
ten, der ein Wiederaufnahmeverfahren betreiben 
möchte, zu verbessern. Er hofft darüber hinaus, daß 
die in der Begründung zum Regierungsentwurf an- 
gesprochenen Untersuchungen alsbald zum Ab- 
schluß gelangen und im Rahmen der geplanten Ge- 
samtreform des Strafverfahrensrechts der Entwurf 
eines Wiederaufnahmereformgesetzes vorgelegt 
wird. I 


Zu § 364 b StPO 

In Absatz 1 wird der im Regierungsentwurf für 
vom Verteidiger vorzunehmende Handlungen ver- 
wendete Begriff „Ermittlungen" durch den Begriff 
„Nachforschungen" ersetzt. Damit wird dem mög- 
lichen Mißverständnis vorgebeugt, der Verteidiger 
sei ein Ermittlungsorgan. Im übrigen werden Ver- 
besserungen sprachlicher Art vorgenommen. 

In Absatz 2 erschien dem Rechtsausschuß die im 
Regierungsentwurf vorgesehene Regelung, derzu- 
folge dem Vorsitzenden für die Entscheidung dar- 
über, ob dem Verurteilten zur Vorbereitung eines 
Wiederaufnahmeverfahrens ein Verteidiger zu be- 
stellen ist, eine eigene Erhebungsbefugnis einge- 
räumt wurde, zu kompliziert. Die Verweisungen auf 
§ 118 Abs. 1 sowie § 118 a Abs. 1 Satz 3 und 4 und 
Absatz 2 Satz 1 der Zivilprozeßordnung sind des- 
halb entbehrlich. Es ist ausreichend, für den Nach- 
weis der Voraussetzung der Bedürftigkeit auf 
§ 118 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung zu verweisen 
und dem Vorsitzenden selbst oder den Behörden 
des Polizeidienstes insoweit die Möglichkeit zu ge- 
ben, Erhebungen anzustellen. Um Mißbräuchen der 
Befugnis des Verteidigers entgegenzuwirken, reicht 
die in § 97 Abs. 3 der Bundesrechtsanwaltsgebühren- 
ordnung getroffene Regelung aus. 

Absatz 3 des Regierungsentwurfs entfällt, da die 
in ihm angesprochene Fallgestaltung kaum prak- 
tisch werden dürfte. Tritt eine Besserung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse noch während der Vorbe- 
reitung des Wiederaufnahmeverfahrens ein, kann 
unerwünschten Ausuferungen durch § 97 Abs. 3 
der Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung begegnet 
werden. 

Zu § 364 c StPO 

Hinsichtlich der Einschaltung der Staatsanwalt- 
schaft wird - — in Abweichung vom Regierungsent- 
wurf — nicht auf die Zumutbarkeit, sondern darauf 
abgestellt, daß der Verurteilte oder sein Verteidi- 
ger bestimmte Nachforschungen objektiv nicht 
oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten vor- 
nehmen können. Im übrigen werden Verbesserun- 
gen sprachlicher Art vorgenommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 a (§ 367 StPO) 

Der neu gefaßte § 367 StPO verweist in Absatz 1 
Satz 1 auf die besonderen Vorschriften des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes. Dort ist in einem — 
ebenfalls neuen — § 140 a (vgl. Artikel 2 Nr. 28 a) 
für Wiederaufnahmeverfahren grundsätzlich die 
Zuständigkeit eines anderen Gerichts als desjeni- 
gen begründet, gegen dessen Urteil sich der Wie- 
deraufnahmeantrag richtet (Absatz 1); diese neue 
Zuständigkeitsregelung gilt auch für Entscheidun- 
gen über Anträge zur Vorbereitung eines Wieder- 
aufnahmeverfahrens (Absatz 7). 

Der Rechtsausschuß ist einmütig der Auffassung, 
daß die neue Zuständigkeitsregelung keine Sanktio- 
nierung eines unbegründeten Mißtrauens gegen die 
Richter eines Gerichts ist. Vielmehr geht es darum. 
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in dem Verurteilten den Eindruck, die Richter ein 
und desselben Gerichts, dessen Spruchkörper ihn 
verurteilt hat, könnten seiner Sache nicht gänzlich 
unvoreingenommen gegenüberstehen, gar nicht erst 
aufkommen zu lassen. Der Verwirklichung dieses 
Anliegens würde durch den Vorschlag des Regie- 
rungsentwurfs in § 372 Abs. 2 nur in unvollkomme- 
ner Weise Rechnung getragen. Der Rechtsausschuß 
hat sich deshalb aus der Überzeugung, daß es not- 
wendig ist, in jedem denkbaren Falle den Eindruck 
möglicher Voreingenommenheit der Richter eines 
Gerichts zu vermeiden, zu der weitergehenden Lö- 
sung bekannt. 

In Absatz 1 Satz 2 wird Vorsorge dafür getroffen, 
daß ein Antrag des Verurteilten, der das nach dem 
neuen § 140 a des Gerichtsverfassungsgesetzes zu- 
ständige Gericht nicht kennt, nicht wegen Unzu- 
ständigkeit des Gerichts verworfen wird. Reicht der 
Verurteilte seinen Antrag nach §§ 364 a, 364 b oder 
einen Antrag auf Zulassung der Wiederaufnahme 
des Verfahrens bei dem Gericht ein, dessen Urteil 
angefochten wird, so leitet dieses den Antrag dem 
zuständigen Gericht zu. Die Möglichkeit des nicht 
auf freiem Fuß befindlichen Verurteilten, den An- 
trag zu Protokoll der Geschäftsstelle des Amtsge- 
richts zu geben, in dessen Bezirk die Anstalt liegt, 
wo er auf behördliche Anordnung verwahrt wird, 
bleibt hiervon unberührt (§ 299 in Verbindung mit 
§ 365). 

Absatz 2 entspricht dem geltenden Recht, doch 
sind, um Umkehrschlüsse zu vermeiden, Entschei- 
dungen über Anträge nach den §§ 364 a, 364 b in die 
Regelung ausdrücklich einbezogen. 

Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 369 StPO) 

Nach § 369 Abs. 3 Satz 3 des geltenden Rechts hat 
der Verurteilte ein Anwesenheitsrecht stets, wenn 
der Beweistermin im Probationsverfahren an der 
Gerichtsstelle des Verwahrungsortes stattfindet, 
sonst nur, wenn seine Mitwirkung an der Klärung 
der Sache dienlich ist. Die Fassung des Satzes 3 
stellt es dabei weitgehend in das Ermessen des Ge- 
richts, ob die Mitwirkung des Verurteilten der mit 
der Beweiserhebung bezweckten Klärung dient. 

Die Neufassung des § 369 Abs. 3 Satz 3 kehrt den 
in ihm enthaltenen Grundsatz dahin um, daß der 
Verurteilte nur dann kein Recht auf Anwesenheit 
hat, wenn diese zu der mit der Beweiserhebung be- 
zweckten Klärung nicht beitragen kann. Es versteht 
sich von selbst, daß dieser Umstand im Einzelfall 
vom Gericht zu begründen ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 98 (§ 372 StPO) 

Der Vorschlag des Regierungsentwurfs zu § 372 
Abs. 2 ist im Hinblick auf die neue Zuständigkeits- 
regelung in § 367 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 140 a des Gerichtsverfassungsgesetzes entbehrlich. 

Zu Artikel 1 Nr. 101 (§ 395 StPO) 

Der Rechtsausschuß hat die im Regierungsent- 
wurf vorgeschlagene völlige Beseitigung der Ne- 
benklagebefugnis der zur Privatklage Berechtigten 


(§ 395 Abs. 1) eingehend erörtert und hierzu in einer 
nichtöffentlichen Anhörung die Auffassung von 
Vertretern des Deutschen Anwaltvereins, des Deut- 
schen Richterbundes, der Fachgruppe Richter und 
Staatsanwälte in der Gewerkschaft ÖTV und der 
Versicherungswirtschaft erfragt. Der Ausschuß hält 
— auch nach dem Ergebnis der Anhörung, bei der 
außer dem Vertreter des DAV die Sachverständi- 
gen die Einschränkung der Nebenklage befürworte- 
ten — die von der Bundesregierung angeführten 
Argumente für bedeutsam. Gleichwohl hält er die im 
Entwurf vorgeschlagene Regelung für eine zu rigo- 
rose Lösung zum Nachteil der durch ein Privatkla- 
gedelikt Geschädigten und hat sich daher im Ergeb- 
nis einstimmig für die Beibehaltung der Anschluß- 
befugnis im gegenwärtigen Umfang ausgespro- 
chen. 

Der Ausschuß ist zu der Auffassung gelangt, daß 
besonders in den sehr zahlreichen Fällen der Ver- 
kehrskriminalität, in denen vor allem bei Verfahren 
wegen fahrlässiger Körperverletzung die Nebenkla- 
ge allein eine faktisch ins Gewicht fallende Rolle 
spielt, die Beteiligung des Verletzten als Nebenklä- 
I ger dazu beitragen kann, in bestimmten Fallgestal- 
tungen eine umfassendere Sachaufklärung und da- 
mit eine Verbesserung der Wahrheitsfindung zu er- 
möglichen. Auch ist der Ausschuß der Auffassung, 
daß die mit der Nebenklage bisweilen verbundene 
j stärkere Betonung zivilrechtlicher Ersatzansprüche 
im Strafverfahren zur Verringerung nachfolgender 
I zivilrechtlicher gerichtlicher Auseinandersetzun- 
I gen führen und damit die Justiz insgesamt entla- 
I sten kann. 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß die übrigen 
vom Entwurf vorgeschlagenen Änderungen im 
Recht der Nebenklage (Artikel 1 Nr. 102 bis 106) so- 
wie die von ihm vorgeschlagene Ergänzung des 
§ 395 die verzögernden Auswirkungen dieses Rechts- 
instituts so wirksam zu bekämpfen in der Lage 
sind, daß zumindest in diesem vorwiegend auf Be- 
schleunigung und Straffung des Verfahrens gerich- 
teten Gesetzentwurf eine Veränderung der An- 
schlußbefugnis nach ihrem Umfang nicht geboten 
ist. 

Mit der vom Rechtsausschuß vorgeschlagenen 
Änderung des § 395 soll eine den Beschuldigten be- 
sonders belastende Anschlußmöglichkeit im Straf- 
befehlsverfahren beseitigt werden. Es ist kein 
Grund dafür ersichtlich, daß der Verletzte sich als 
Nebenkläger anschließen kann, wenn der Beschul- 
digte sich nicht gegen den Strafbefehl wehrt. Ein 
besonderer Mißstand ist es, daß in diesen Fällen 
die vom Beschuldigten zu tragenden Kosten des 
Nebenklägers häufig höher sind als die im Strafbe- 
fehl erkannte Strafe. Ein berechtigtes Interesse des 
Verletzten an der Anschlußmöglichkeit besteht nur 
dann, wenn es zur Hauptverhandlung kommt — sei 
es nach Einspruch des Beschuldigten oder wenn der 
Richter Bedenken hat, ohne Hauptverhandlung zu 
entscheiden — - und wenn der Richter den Erlaß ei- 
nes Strafbefehls ablehnt; in diesen Fällen darf der 
; Verletzte, der möglicherweise das Klageerzwin- 
gungsverfahren erfolgreich betrieben hat, nicht 
rechtlos gestellt werden. 


8 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2600 


Zu Artikel 1 Nr. 102 und 103 (§§ 396, 397 StPO) 

Anpassung an das EGStGB (vgl. zu Artikel 1 
Nr. 38). 

Zu Artikel 1 Nr. 107 (§ 407 StPO) 

Die Vorschläge zu b) sind durch das EGStGB ge- 
genstandslos. 

Zu Artikel 1 Nr. 108 {§ 408 StPO) 

Außer der Ersetzung der Bezeichnung „Amtsrich- 
ter" ist der Vorschlag zur Änderung des § 408 durch 
das EGStGB gegenstandslos geworden. 

Zu Artikel 1 Nr. 109 {§ 409 StPO) 

Der Vorschlag ist durch die Neufassung des § 409 
Abs. 1 im EGStGB gegenstandslos geworden. 

Zu Artikel 1 Nr. 112 (§ 413 StPO) 

Das EGStGB hat den geltenden §413 aufgehoben, 
so daß dessen Änderung gegenstandslos ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 114 a {§ 450 a StPO) 

Nach § 60 Abs. 3 Satz 2 StGB ist eine im Ausliefe- 
rungsverfahren zum Zwecke der Strafverfolgung er- 
littene Freiheitsentziehung im Ausland ebenso wie 
die im Inland erlittene Untersuchungshaft oder eine 
andere Freiheitsentziehung grundsätzlich von dem 
Gericht auf die erkannte Strafe anzurechnen. Eine 
entsprechende Regelung, welche die Anrechnung 
einer im Auslieferungsverfahren zum Zwecke der 
Strafvollstreckung im Ausland erlittenen Freiheits- 
entziehung vorsieht, fehlt bisher im geltenden 
Recht. Es wird deshalb im Anschluß an die Stellung- 
nahme des Bundesrates, der die Bundesregierung 
zugestimmt hat, vorgeschlagen, in einem neuen 
§ 450 a StPO zu bestimmen, daß grundsätzlich auf 
die zu vollstreckende Strafe auch die Freiheitsent- 
ziehung anzurechnen ist, die der Verurteilte in ei- 
nem Auslieferungsverfahren zum Zwecke der Straf- 
vollstreckung erlitten hat. Der vorgeschlagene 
§ 450 a StPO lehnt sich an die Regelung des § 60 
StGB an. 

Zu Artikel 1 Nr. 115 (§ 451 StPO) 

Der Vorschlag ist durch die Neufassung des § 451 
Abs. 3 im EGStGB gegenstandslos geworden. 

Zu Artikel 1 Nr. 119 {§ 457 StPO) 

§ 457 Abs. 3 ist im EGStGB gestrichen, so daß sei- 
ne Änderung gegenstandslos ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 119 a (§ 462 StPO) 

Folgeänderung aus der Einfügung des § 450 a (vgl. 
zu Artikel 1 Nr. 114 a). 


Zu Artikel 1 Nr. 120 a {§ 464 b StPO) 

Die Änderung folgt dem Vorschlag des Bundesra- 
tes, dem auch die Bundesregierung zugestimmt hat, 
in Anlehnung an die Regelung der ZPO gesetzlich 
klarzustellen, daß auf Antrag die festgesetzten Ko- 
sten und Auslagen von der Anbringung des Fest- 
setzungsantrags an mit vier vom Hundert zu ver- 
zinsen sind. 

Zu § 465 Abs. 2 StPO 

Der Rechtsausschuß hält das Anliegen des Deut- 
schen Anwaltvereins für berechtigt, klarstellend zu 
regeln, daß bei teilweiser Nichtverurteilung eine 
Verteilung der notwendigen Auslagen des Ange- 
klagten nach Bruchteilen (Quotelung) möglich ist. 
Aus der Besorgnis heraus, die Rechtsunsicherheit 
im strafprozessualen Kostenrecht noch zu vergrö- 
ßern, hat der Rechtsausschuß davon abgesehen, 
eine Änderung des § 465 Abs. 2 im Sinne der Forde- 
rung des DAV vorzuschlagen. Die Bundesregierung 
wird zu den Beratungen des 2. StVRG einen Fas- 
sungsvorschlag erarbeiten, der dem Anliegen des 
DAV Rechnung trägt. 

Zu Artikel 1 Nr. 121 a {§ 467 a StPO) 

Redaktionelle Anpassung an die völlige Abschaf- 
fung von Schlußanhörung und Schlußgehör. 

Zu Artikel 1 Nr. 123 {§ 472 StPO) 

§ 472 wird durch das EGStGB aufgehoben, so daß 
seine Änderung gegenstandslos ist. 

Zu Artikel 2 Nr. 2 und 3 {§§ 24, 25 GVG) 

Die Beschlüsse des Ausschusses enthalten gegen- 
über der Entwurfsfassung keine sachliche Ände- 
rung. Da das EGStGB in Artikel 22 Nr. 1 eine Neu- 
fassung der §§ 24 und 25 GVG vorsieht, muß eine 
Änderung dieser Vorschriften durch den vorliegen- 
den Gesetzentwurf hieran anknüpfen. 

Zu Artikel 2 Nr. 5 {§ 33 GVG) 

Der Ausschuß hat — insoweit über den Vor- 
schlag des Bundesrates hinausgehend — beschlos- 
sen, das Mindestalter der Schöffen auf 25 Jahre her- 
abzusetzen. Hierfür war die Überlegung maßge- 
bend, daß Angehörige der Altersgruppe zwischen 
25 und 30 Jahren durchaus in der Lage sind, das 
Amt eines Schöffen sachgerecht wahrzunehmen. Sie 
üben heute bereits vielfach verantwortungsvolle 
Tätigkeiten aus und erlangen durch eine frühzeitige 
Konfrontation mit den Problemen des staatlichen 
und wirtschaftlichen Lebens eher als zur Zeit des 
Inkrafttretens des Gerichtsverfassungsgesetzes ei- 
nen Erfahrungsstand, der sie dazu befähigt, als eh- 
renamtliche Richter über die Anwendung von Straf- 
gesetzen zu entscheiden. Die Angehörigen der Al- 
tersgruppe zwischen 25 und 30 Jahren sollten daher 
ebenfalls angemessen repräsentiert sein. Bei der 
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Auswahl zum Schöffenamt ist — wie auch sonst — 
darauf zu achten, daß möglichst nur geeignete Per- 
sonen herangezogen werden. 

Der Bundesrat hat ferner vorgeschlagen, die Al- 
tershöchstgrenze für Schöffen auf das vollendete 
achtundsechzigste Lebensjahr festzusetzen. Der 
Ausschuß hat diesen Vorschlag nicht aufgenom- 
men, da nach seiner Auffassung nicht davon ausge- 
gangen werden kann, daß Personen, die das acht- 
undsechzigste Lebensjahr vollendet haben, die 
Übernahme eines Schöffenamtes generell nicht 
mehr zugemutet werden kann. Die Altersgrenze, 
nach deren überschreiten von der Berufung zum 
Schöffenamt abgesehen werden soll, sollte — wie 
im Entwurf vorgeschlagen — erst bei dem vollen- 
deten siebzigsten Lebensjahr gezogen werden. 
Durch eine sorgfältige Auswahl der Schöffen kann 
vermieden werden, daß körperlich oder geistig 
nicht mehr leistungsfähige Personen zum Schöffen- 
amt berufen werden. 

Zu Artikel 2 Nr. 6 (§ 34 GVG) 

Der Entwurf sieht vor, daß diejenigen Personen 
nicht mehr zum Schöffenamt berufen werden sollen, 
die für die Dauer von zwei aufeinanderfolgenden 
Amtsperioden als Schöffen tätig gewesen sind. Der 
Bundesrat hat empfohlen, diese Frist auf zwölf Jah- 
re zu erhöhen. Der Ausschuß ist dem nicht gefolgt. 
Er hat jedoch den bereits in der Gegenäußerung 
der Bundesregierung angesprochenen Gedanken 
aufgegriffen, eine erneute Berufung dann zuzulas- 
sen, wenn seit der letzten Amtstätigkeit die Dauer 
von zwei weiteren Amtsperioden verstrichen ist. 
Diese Regelung garantiert einen hinreichenden 
Wechsel der ehrenamtlichen Richter und ermög- 
licht es, daß die als Schöffen ausgeschiedenen Per- 
sonen nach einer gewissen Zeit wieder zur Verfü- 
gung stehen. Sie stellt im Zusammenhang mit der 
Verlängerung der Amtsperiode auf vier Jahre 
gleichzeitig sicher, daß die Schöffen genügend Zeit 
erhalten, sich mit ihrem Amt vertraut zu machen 
und effektiv an der Rechtsprechung mitzuwirken. 

Zu Artikel 2 Nr. 7 (§ 35 GVG) 

Die Änderung der Entwurfsfassung zu § 35 Nr. 2 
ist durch die Verlängerung der Amtsperiode auf 
vier Jahre bedingt. 

Zu Artikel 2 Nr. 8 (§ 36 GVG) 

Der Ausschuß hat beschlossen, der Empfehlung 
des Bundesrates entsprechend die Amtsperiode der 
Schöffen auf vier Jahre zu verlängern, um den er- 
forderlichen Verwaltungsaufwand der zur Aufstel- 
lung der Vorschlagslisten verpflichteten Gemein- 
den so weit wie möglich zu verringern. Mit der 
Verlängerung der Amtsperiode auf vier Jahre ist 
für die Schöffen eine verstärkte Belastung verbun- 
den. Sie hält sich jedoch nach Auffassung des Aus- 
schusses im Rahmen des Vertretbaren. 

Der Bundesrat hat empfohlen, die Gemeinden ge- 
setzlich zu verpflichten, in die Vorschlagslisten be- 


stimmte Angaben über die vorgeschlagenen Perso- 
nen aufzunehmen, damit die Amtsgerichte sogleich 
in der Lage sind, unter dem Gesichtspunkt des § 32 
Nr. 1 GVG Auskünfte aus dem Bundeszentralregi- 
ster einzuholen. Der Ausschuß hat sich diesem Vor- 
schlag angeschlossen, da er zu einer Verringerung 
des Verwaltungsaufwandes bei der Auswahl und 
Berufung der Schöffen beiträgt. 

Zu Artikel 2 Nr. 10 und 11 (§§ 40, 42 GVG) 

Folgeänderungen aus der Verlängerung der 
Amtsperiode der Schöffen auf vier Jahre. 

Zu Artikel 2 Nr. 11 a und 11 b (§§ 43, 45 GVG) 

Die gegenwärtige gesetzliche Regelung in § 43 
Abs. 2 GVG kann im Hinblick auf die von der herr- 
schenden Rechtslehre zu dieser Bestimmung vertre- 
tenen „Minimalrechnung" dazu führen, daß die 
Schöffen im Falle eines tatsächlichen Geschäftsan- 
falls, der über den erwarteten Geschäftsanfall hin- 
ausgeht, zu erheblich mehr als zwölf ordentlichen 
Sitzungstagen im Jahr herangezogen werden. Der 
Bundesrat hat vorgeschlagen, durch eine Aufhe- 
bung des § 43 Abs. 2 GVG eine „Maximalrechnung" 
zu ermöglichen und die Landesjustizverwaltungen 
durch eine zusätzliche Bestimmung in § 45 Abs. 2 
GVG anzuhalten, ein Auslosungsverfahren einzu- 
führen, das dem Erfordernis Rechnung trägt, daß je- 
der Schöffe, der an der Rechtsprechung mitwirkt, 
zu zwölf Sitzungstagen herangezogen wird. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung 
gegen eine Aufhebung des § 43 Abs. 2 GVG Beden- 
ken geltend gemacht und während der Beratungen 
des Ausschusses einen Lösungsvorschlag vorgelegt. 
Diesem hat sich der Ausschuß angeschlossen. Die 
Neufassung des § 43 Ab. 2 GVG enthält hiernach 
weiterhin eine Bestimmung darüber, in welcher 
Weise die „erforderliche" Zahl der Hauptschöffen 
zu bemessen ist, schafft aber gleichzeitig die Mög- 
lichkeit, die Zahl so hoch anzusetzen, daß eine un- 
zumutbare Belastung der Schöffen vermieden wer- 
den kann. Mit dieser Regelung dürfte auch dem 
Anliegen des Bundesrates Rechnung getragen 
sein. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Einführung 
eines besonderen Auslosungsverfahrens durch die 
Landesjustizverwaltungen hat dagegen der Aus- 
schuß zugestimmt. Angesichts der künftig mögli- 
chen „Maximalrechnung" ist ein Korrektiv notwen- 
dig, um sicherzustellen, daß jeder Hauptschöffe 
möglichst nur zu zwölf ordentlichen Sitzungstagen 
im Jahr herangezogen wird. 

Zu Artikel 2 Nr. 13 a (§ 58 GVG) 

Der Ausschuß hat sich dem Vorschlag des Bun- 
desrates zur Ergänzung des § 58 Abs. 1 Satz 1 GVG 
angeschlossen. Es entspricht einem Bedürfnis der 
Praxis, auch Rechtshilfeersuchen in strafrechtlichen 
Angelegenheiten von Stellen außerhalb des räumli- 
chen Geltungsbereiches des Gerichtsverfassungsge- 
setzes bei einem Amtsgericht konzentrieren zu kön- 
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nen. Die Erledigung der Rechtshilfeersuchen wird 
hierdurch erleichtert und beschleunigt. 

Zu Artikel 2 Nr. 16 (§ 74 GVG) 

Die Bestimmung, daß eine Strafkammer als 
Schwurgericht zuständig ist, verfolgt das Ziel, die 
Fälle der Schwerstkriminalität bei einer Strafkam- 
mer zu konzentrieren, damit in diesen Strafsachen 
eine möglichst einheitliche Beurteilung gewährlei- 
stet ist. Es würde dem Regelungsgehalt der Vor- 
schrift widersprechen, wenn die Zuständigkeit in 
Schwurgerichtssachen auf mehrere oder alle erst- 
instanzlichen Strafkammern bei einem Landgericht 
verteilt würde. Führt dagegen der Umfang der Ge- 
schäfte zur Überlastung eines Schwurgerichts, so 
ist die Einrichtung einer weiteren Strafkammer als 
Schwurgericht möglich. Dies entspricht auch der 
Regelung des § 74 a Abs. 1 GVG. Eine ausdrückliche 
gesetzliche Klarstellung erscheint — im Gegensatz 
zur Auffassung des Bundesrates — nicht notwen- 
dig. 

Die Neufassung des Katalogs berücksichtigt die 
Änderungen durch das Vierte Gesetz zur Reform 
des Strafrechts (4. StrRG) vom 23. November 1973 
(Bundesgesetzbl. I S. 1725) und das EGStGB. 

Zu Artikel 2 Nr. 28 a (§ 140 a GVG) 

Die Vorschrift enthält eine Neuregelung der ge- 
richtlichen Zuständigkeiten in Wiederaufnahmever- 
fahren. Der Ausschuß ist davon ausgegangen, daß 
ein anderes Gericht als dasjenige, von dem das an- 
gefochtene Urteil herrührt, eine bessere Ausgangs- 
lage für das Verfahren gewährleistet. Es liegt im 
Interesse der Rechtspflege, auch nur den Eindruck 
zu vermeiden, das Gericht könne dem Wiederauf- 
nahmebegehren nicht gänzlich unbefangen gegen- 
übertreten (vgl. i. E. zu Artikel 1 Nr. 96 a). 

Absatz 1 stellt sicher, daß über Anträge auf Wie- 
deraufnahme des Verfahrens ein anderes Gericht 
als dasjenige entscheidet, von dem die angefochte- 
ne Entscheidung herrührt (Satz 1). Das andere Ge- 
richt muß grundsätzlich die gleiche sachliche Zu- 
ständigkeit haben. Wird jedoch eine im Revisions- 
verfahren erlassene Entscheidung angefochten, so 
entscheidet ein anderes Gericht der Ordnung desje- 
nigen Gerichts, gegen dessen Urteil die Revision 
eingelegt war (Satz 2). 

Absatz 2 enthält die Regelung für die Bestim- 
mung des zuständigen Gerichts. Sie geschieht nicht 
durch die Justizverwaltung, sondern durch ein Or- 
gan der gerichtlichen Selbstverwaltung: Die Präsi- 
dien der Oberlandesgerichte bestimmen vor Beginn 
des Geschäftsjahres die örtlich zuständigen Gerich- 
te. Diese Präsidien verfügen über den erforderli- 
chen Überblick, um die nach Absatz 1 bei den ein- 
zelnen Gerichten eintretenden Entlastungen durch 
entsprechende Zuweisungen möglichst gerecht aus- 
zugleichen. 

Absatz 3 trifft eine Regelung für den Fall, daß in 
einem Oberlandesgerichtsbezirk nur ein Landge- 
richt eingerichtet ist, zugleich aber in dem Land, zu 


dem es gehört, ein weiteres Oberlandesgericht be- 
steht. Nach Satz 1 entscheidet in diesem Fall über 
einen Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
eine andere Strafkammer des Landgerichts als die- 
jenige, welche die angefochtene Entscheidung ge- 
troffen hat. Welche Strafkammer das ist, wird vom 
Präsidium des Oberlandesgerichts bestimmt. Durch 
die Vorschriften in Satz 2 und 3 wird die Möglich- 
keit eröffnet, daß die Zuständigkeiten dieses Land- 
gerichts nach Absatz 1 der Regelung durch das Prä- 
sidium des benachbarten Oberlandesgerichts zuge- 
wiesen werden können; wird von den Ermächtigun- 
gen in Satz 2 und 3 Gebrauch gemacht, kann auch 
hier ein anderes Gericht entscheiden als dasjenige, 
das früher mit der Sache befaßt war. 

Absatz 4 trägt den Besonderheiten der Stadtstaaten 
und des Saarlandes Rechnung. Dabei wird in Satz 1 
zunächst eine Regelung entsprechend Absatz 3 
Satz 1 getroffen. Satz 2 ermächtigt sodann die Lan- 
desregierungen, durch Vereinbarungen mit einem 
benachbarten Land die Voraussetzungen für eine 
Zuständigkeitsregelung entsprechend den Bestim- 
mungen der Absätze 1 und 2 zu schaffen. Die Er- 
mächtigung ist, wie in Absatz 3, auf eine Regelung 
durch das Präsidium eines benachbarten Oberlan- 
desgerichts beschränkt. 

Absatz 5 berücksichtigt die Besonderheiten von 
Ländern, in denen nur ein Landgericht eingerichtet 
ist und einem Amtsgericht die Strafsachen für die 
Bezirke der anderen Amtsgerichte zugewiesen 
sind. 

Absatz 6 enthält eine besondere Regelung für die 
Staatsschutzstrafsachen, für die die Oberlandesge- 
richte nach § 120 GVG im ersten Rechtszug zustän- 
dig sind. Satz 1 sieht vor, daß für die Wiederauf- 
nahmeverfahren grundsätzlich ein anderer Strafse- 
nat des Oberlandesgerichts zuständig ist. Durch die 
in Satz 2 enthaltene Verweisung auf §120 Abs. 5 
Satz 2 GVG wird den Ländern die Möglichkeit er- 
öffnet, eine staatsvertragliche Regelung dahin zu 
treffen, daß bei Wiederaufnahmeverfahren gegen 
Urteile des nach §120 GVG zuständigen Oberlan- 
desgerichts eines Landes das zuständige Oberlan- 
desgericht eines anderen Landes entscheidet. 

Absatz 7 schließlich stellt klar, daß die neuen Zu- 
ständigkeitsregelungen auch für Entscheidungen 
über Anträge gelten, mit denen ein Wiederaufnah- 
meverfahren vorbereitet wird {§§ 364 a, 364 b 
StPO). 


Zu Artikel 2 Nr. 28 b (§ 152 GVG) 

Der Ausschuß hat beschlossen, die in § 152 Abs. 2 
GVG enthaltene Ermächtigung auf bestimmte An- 
gestelltengruppen auszudehnen. Dies entspricht ei- 
nem Anliegen der Länder. Der Bundesrat hat in sei- 
ner Stellungnahme zu dem Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Reform des Strafverfahrensrechts 
(2. StVRG) eine gleichlautende Neufassung der 
Vorschrift empfohlen (Drucksache 7/2526 S. 34). 

ln den Verordnungen einiger Länder über die 
Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft sind bereits 
jetzt bestimmte Angestelltengruppen enthalten. Es 
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kann zweifelhaft sein, ob dies durch die auf „Beam- 
tenklassen“ beschränkte Ermächtigung gedeckt ist. 
In der Praxis hat diese Unklarheit bereits zu erheb- 
lichen Schwierigkeiten geführt. Die Länder sind an- 
dererseits auf Grund der seit Einführung des § 152 
Abs. 2 GVG erheblich gewandelten Personalstruk- 
tur des öffentlichen Dienstes darauf angewiesen, 
daß auch bestimmten Angestelltengruppen die Be- 
fugnisse von Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft 
übertragen werden können. Dies gilt insbesondere 
für Angestellte im Zollfahndungsdienst und für die 
bei den Staatsanwaltschaften im Angestelltenver- 
hältnis tätigen Wirtschaftsfachkräfte, die bei der 
Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität rationeller 
und wirkungsvoller eingesetzt werden können, 
wenn ihnen die Befugnisse von Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft zustehen. Eine gesetzliche Klar- 
stellung ist daher erforderlich. 

Satz 2 läßt die Bezeichnung von Angestellten- 
gruppen nur unter bestimmten Alters- und Tätig- 
keitsvoraussetzungen zu. Diese Einschränkung war 
erforderlich, um den Erfordernissen des Artikels 80 
Abs. 1 Satz 2 GG Rechnung zu tragen. Gleichzeitig 
wird hierdurch sichergestellt, daß nur solche Ange- 
stelltengruppen herangezogen werden, die für die 
Ausübung der den Hilfsbeamten der Staatsanwalt- 
schaft zustehenden Eingriffs- und Zwangsbefugnis- 
se geeignet erscheinen. 

Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 33 JGG) 

Die Ermächtigung des § 33 Abs. 4 JGG wird unter 
Berücksichtigung einer notwendigen Anpassung an 
die Änderung des § 25 GVG neu gefaßt, um den Er- 
fordernissen des Artikels 80 Abs. 1 des Grundgeset- 
zes zu entsprechen. 

Zu Artikel 3 Nr. 3 (§ 35 JGG) 

Entsprechend der Regelung der Amtsperiode der 
ehrenamtlichen Richter der allgemeinen Straf- 
rechtspflege (Artikel 2 Nr. 8) wird die der Jugend- 
schöffen ebenfalls auf vier Jahre heraufgesetzt. 

Zu Artikel 3 Nr. 3 a (§ 39 JGG) 

Anpassung an die Änderung des § 25 GVG (Arti- 
kel 2 Nr. 3). 

Zu Artikel 3 Nr. 5 (§ 44 a JGG) 

Die vom Regierungsentwurf vorgeschlagene Ein- 
führung eines neuen § 44 a in das Jugendgerichtsge- 
setz war durch die im Entwurf vorgesehene Beibe- 
haltung des Schlußgehörs in Schwurgerichtssachen 
erforderlich geworden. Da der Rechtsausschuß die 
Abschaffung des Schlußgehörs vorschlägt, ist § 44 a 
JGG gegenstandslos geworden. 

Zu Artikel 3 Nr. 7 a und 7 b (§§ 82, 83 JGG) 

Die Ergänzung des § 82 Abs. 1 JGG stellt klar, 
daß die Aufgaben der Strafvollstreckungskammer, 


die dieser nach §§ 462 a, 463 StPO in der Fassung 
des Artikels 21 Nr. 132, 133 EGStGB zugewiesen 
worden sind, im Jugendstrafverfahren vom Jugend- 
richter als Vollstreckungsleiter wahrgenommen 
werden. 

Die hierbei ergehenden Entscheidungen sind ju- 
gendrichterliche Entscheidungen (§ 83 Abs. 1 JGG). 

In den Fällen, in denen der Jugendrichter nach 
der Regelung des § 82 Abs. 1 Satz 2 JGG gezwungen 
wäre, über eine von ihm selbst getroffene Anord- 
nung zu entscheiden, ist die Jugendkammer zustän- 
dig (§ 82 Abs. 2 Nr. 2 JGG). 

Zu Artikel 3 Nr. 7 c (§ 104 JGG) 

Die Zitierung des § 52 JGG ist um die des § 52 a 
JGG ergänzt worden, weil die Vorschrift über die 
Anrechnung von Untersuchungshaft und anderer 
Freiheitsentziehung bei Jugendarrest und Jugend- 
strafe (bisher § 52 JGG) in zwei Paragraphen (§§ 52 
und 52 a JGG) aufgeteilt worden ist (Artikel 26 
Nr. 24, 25 EGStGB). 


Zu Artikel 3 Nr. 9 (§ 109 JGG) 

Die im Regierungsentwurf enthaltene Verwei- 
sungsänderung ist wegen des Wegfalls des § 44 a 
gegenstandslos geworden. Die neue Verweisungs- 
änderung ist aus den zu Artikel 3 Nr. 7 e dargeleg- 
ten Gründen notwendig. 


Zu Artikel 3 Nr. 10 (§ 112 JGG) 

Die Zitierung des § 104 Abs. 4 JGG wird aus § 112 
JGG entfernt, weil die Überlassung der Auswahl 
und Anordnung von Erziehungsmaßregeln an den 
Vormundschaftsrichter bei Heranwachsenden nach 
Herabsetzung des Volljährigkeitsalters auch in 
Verfahren vor Gerichten, die für allgemeine Straf- 
sachen zuständig sind, nicht mehr in Betracht kom- 
men kann. 

Für die Erteilung von Weisungen, die bei Heran- 
wachsenden noch zulässig ist, wird die Zuständig- 
keit des Jugendrichters, in dessen Bezirk sich der 
Heranwachsende aufhält, begründet, da dieser nach 
§ 104 Abs. 5 JGG auch für Entscheidungen nach 
Aussetzung der Jugendstrafe oder ihrer Verhän- 
gung (§§ 21, 27 JGG) zuständig ist. 


Zu Artikel 4 Nr. 1 (§ 46 OWiG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, 
die durch das EGStGB bedingt ist. 


Zu Artikel 4 Nr. 6 (§ 68 OWiG) 

ln § 69 Abs. 1 Satz 1 OWiG wird die Bezeichnung 
„Amtsrichter“ aus den gleichen Gründen wie in § 68 
Abs. 1 Satz 2 OWiG durch die Bezeichnung „Rich- 
ter am Amtsgericht" ersetzt. 
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Zu Artikel 4 Nr. 12 a (§ 83 OWiG) 

vgl. zu Artikel 4 Nr. 1. 

Zu Artikel 4 Nr. 14 (§ 104 OWiG) 

Da § 104 Abs. 2 OWiG durch Artikel 29 Nr. 43 Buch- 
stabe c EGStGB gestrichen worden ist, muß die 
vorgeschlagene Änderung entfallen. 

Zu Artikel 4 Nr. 15 (§ 106 OWiG) 

Der Änderungsvorschlag zu § 106 Abs. 1 OWiG 
geht auf eine Prüfungsempfehlung des Bundesrates 
zurück, der die Bundesregierung zugestimmt hat 
(vgl. auch zu Artikel 1 Nr. 120 a). 

Zu Artikel 5 

Der Rechtsausschuß billigt zwar einhellig den 
Vorschlag des Entwurfs, daß Zeugen und Sachver- 
ständige verpflichtet sind, vor dem Staatsanwalt zu 
erscheinen und auszusagen (Artikel 1 Nr. 45 und 
48). Er hat sich aber ebenso einhellig gegen den 
Vorschlag des Entwurfs ausgesprochen, die falsche 
uneidliche Aussage des Zeugen vor der Staatsan- 
waltschaft unter Strafe zu stellen. Der Übertragung 
richterlicher Befugnisse irn Ermittlungsverfahren 
auf die Staatsanwaltschaft sowie der Anwendbar- 
keit von Vorschriften, die sich nach geltendem 
Recht ausschließlich auf diese richterlichen Befug- 
nisse beziehen, auf den staatsanwaltschaftlichen Er- 
mittlungsbereich sind Grenzen gesetzt. Bei Bestim- 
mung dieser Grenzen ist von den unterschiedlichen 
Aufgaben des Staatsanwalts und des Richters im j 
Ermittlungsverfahren auszugehen. 

Das Ermittlungsverfahren ist Sache des Staatsan- | 
walts. Seine Aufgabe ist die Erforschung des Sach- i 
Verhalts. Der Staatsanwalt hat zu ermitteln, wozu 
bereits nach geltendem Recht die Vernehmung von 
Zeugen und Beschuldigten gehört. 

Richterliche Untersuchungshandlungen sind ein- 
mal dann erforderlich, wenn die Ermittlungsmaß- 
nahmen über den prozessualen Bereich hinaus in 
die vom Grundgesetz geschützte Persönlichkeits- 
sphäre des Betroffenen wirken, insbesondere bei 
Zwangsmaßnahmen. Hier nimmt der Entwurf bei je- 
der einzelnen Vorschrift eine Prüfung dahin gehend 
vor, ob die Entscheidung über derartige Eingriffe 
und die Ausführung dieser Eingriffe selbst bei Be- 
rücksichtigung der verfassungsmäßigen Rechte der 
Betroffenen und des Verhältnismäßigkeitsgrundsat- 
zes dem Richter Vorbehalten bleiben müssen oder 
dem Staatsanwalt übertragen werden können. In 
diesem Zusammenhang sind beispielsweise die Vor- 
schläge zu § 100 — Öffnung der vom Richter be- 
schlagnahmten Briefe bei Gefahr im Verzug durch 
die Staatsanwaltschaft — und zu § 110 — Durch- 
sicht der Papiere des von der Durchsuchung Betrof- 
fenen durch die Staatsanwaltschaft — zu nennen. 
In diesen Bereich des Richters im Ermittlungsver- 
fahren gehört auch seine Befugnis, Zeugen und Be- 
schuldigte zum Erscheinen, und Zeugen darüber 
hinaus zur Aussage zu zwingen. Die Strafprozeß- 


ordnung geht zwar von dem Grundsatz aus, daß die 
Staatsanwaltschaft Ermittlungen jeder Art anstel- 
len soll, wozu auch Zeugenvernehmungen gehören. 
Wird ein Zeuge vom Staatsanwalt vernommen, so 
erfüllt der eine seine Pflicht als Staatsbürger, der 
andere seine Pflicht als Leiter des Ermittlungsver- 
fahrens. Das geltende Recht verzichtet jedoch dar- 
auf, vom Bürger die Erfüllung seiner Zeugnispflicht 
dem Staatsanwalt gegenüber zu verlangen. Die 
zwangsweise Durchsetzung dieser Pflicht ist dem 
Richter Vorbehalten. Der Rechtsausschuß folgt der 
Entwurfsbegründung darin, daß dieser Richtervor- 
behalt zum Schutze des Betroffenen verfassungs- 
rechtlich nicht erforderlich und im Interesse an ei- 
nem effektiven Ermittlungsverfahren eine Übertra- 
gung dieser Zwangsbefugnisse auf die Staatsan- 
waltschaft zweckmäßig ist. Indem der Entwurf auch 
dem Staatsanwalt die Zwangsbefugnis einräumt, 
den Zeugen zu einer Aussage zu veranlassen, ändert 
er den Charakter von Zeugenvernehmungen im Er- 
mittlungsverfahren indessen nicht. 

Die zweite Aufgabe des Richters im Ermittlungs- 
verfahren ist die der Beweissicherung. Die Übertra- 
gung von Befugnissen des Ermittlungsrichters auf 
den Staatsanwalt darf sich nicht auf diesen Bereich 
beziehen. Die Staatsanwaltschaft soll dem Gericht 
Beweismittel, aber keine Beweisergebnisse präsen- 
tieren. Dem Entwurf liegt nach der Auffassung des 
Rechtsausschusses die Auffassung zugrunde, daß nur 
der zuerst genannte Zuständigkeitsbereich des Rich- 
ters auf den Staatsanwalt übertragen werden kann, 
soweit der Schutz der Betroffenen keinen Richtervor- 
behalt gebietet, daß aber die Struktur des Ermitt- 
lungsverfahrens verändert und dessen Verhältnis 
zum Hauptverfahren verzerrt werden würde, wenn 
der Staatsanwalt in den Bereich eindringen würde, 
der dem Richter im Ermittlungsverfahren deshalb 
Vorbehalten ist, weil zum Zwecke der Beweissiche- 
rung dem Hauptverfahren vorgegriffen wird. So 
führt die Entwurfsbegründung aus, daß eine eidliche 
Vernehmung von Zeugen vor der Staatsanwaltschaft 
für die Zwecke des Ermittlungsverfahrens nicht er- 
forderlich sei und staatsanwaltschaftlidie Verneh- 
mungsniederschriften den richterlichen nicht gleich- 
gestellt seien und damit in der Hauptverhandlung 
nicht verlesen werden dürfen. 

Die Strafbarkeit einer unrichtigen Zeugenaussage 
im Ermittlungsverfahren kann erhebliche Auswir- 
kungen auf die Hauptverhandlung haben. Dem Zeu- 
gen wird es schwergemacht, in der Hauptverhand- 
lung seine Aussage aus dem Ermittlungsverfahren 
zu korrigieren oder zu vervollständigen. Würde be- 
reits die Vernehmung durch den Staatsanwalt und 
damit die nach der Vorstellung der Strafprozeßord- 
nung regelmäßige Vernehmungsform des Ermitt- 
lungsverfahrens diese Folgen haben, so wäre damit 
der Unmittelbarkeitsgrundsatz empfindlich beein- 
trächtigt. 

Der Ermittlungsauftrag der Staatsanwaltschaft 
kann zwar in bestimmten Fällen, aber nicht grund- 
sätzlich eine so starke Bindung des Zeugen an sei- 
ne Aussage im Ermittlungsverfahren erfordern. 
Deshalb muß nach der Auffassung des Rechtsaus- 
schusses die Sicherung der Unmittelbarkeit der Be- 
weisaufnahme in der Hauptverhandlung dem gele- 
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gentlich vorhandenen Bedürfnis Vorgehen, bereits 
für das Ermittlungsverfahren die strafrechtliche 
Sanktionierung der Falschaussage einsetzen zu 
können. Dabei ist davon auszugehen, daß auch 
nach geltendem Recht kein Zeuge das Recht hat, in 
einem Strafverfahren die Unwahrheit zu sagen, we- 
der im Ermittlungs- noch im Hauptverfahren. Die 
Wahrheitspflicht des Zeugen ist mit seiner Aussa- 
gepflicht, die ihrerseits eine selbstverständliche 
staatsbürgerliche Pflicht ist, untrennbar verbunden. 
Die Strafbarkeit der Begünstigung und der falschen 
Anschuldigung erfaßt die besonders gravierenden 
Fälle bereits bei der staatsanwaltschaftlichen Ver- 
nehmung. Bleibt die falsche Aussage vor dem 
Staatsanwalt im Gegensatz zu der vor dem Richter 
im übrigen straflos, so wird damit der Beweissiche- 
rungscharakter richterlicher Untersuchungshand- 
lungen im Ermittlungsverfahren und das Unmittel- 
barkeitsprinzip für die Hauptverhandlung betont. 
Die Verpflichtung des Zeugen zu einer wahrheits- 
gemäßen Aussage vor dem Staatsanwalt wird da- 
durch nicht beeinträchtigt. 

Ebenfalls abgelehnt hat der Rechtsausschuß den 
Vorschlag des Regierungsentwurfs zu Artikel 5 
Nr. 2, durch jede staatsanwaltschaftliche Verneh- 
mung des Beschuldigten die Verfolgungsverjährung 
unterbrechen zu lassen. Dieser Vorschlag hat durch 
die Änderung des § 78 c StGB in der Fassung des 
Zweiten Gesetzes zur Reform des Strafrechts im 
EGStGB, wonach jede erste Vernehmung des Be- 
schuldigten die Verfolgungsverjährung unterbricht, 
nur noch geringe Bedeutung. Im übrigen ist nicht 
einzusehen, warum die der Staatsanwaltschaft ein- 
geräumten Zwangsbefugnisse, die die Vernehmung 
des Beschuldigten in einigen Fällen wohl erst er- 
möglichen, deren Charakter im Verhältnis zum gel- 
tenden Recht aber in keiner Weise ändern, diese 
die Verjährung unterbrechende Wirkung beigemes- 
sen werden soll. 

Zu Artikel 6 (Rechtspflegergesetz) 

Die Vorschläge zum Rechtspflegergesetz sind 
durch die umfassenden Änderungen des Gesetzes 
im EGStGB gegenstandslos geworden. 

Zu Artikel 7 (Bundeszentralregistergesetz und Stra- 
ßenverkehrsgesetz) 

Bis auf den Vorschlag zu Artikel 7 I Nr. 2 sind 
alle Vorschläge gegenstandslos, weil das EGStGB 
die mit den neuen Einstellungsmöglichkeiten nach 
§ 153 a StPO zusammenhängenden Fragen erschöp- 
fend regelt (vgl. zu Artikel 1 Nr. 38). 

Zu Artikel 8 (Bundesrechtsanwalts- und Patentan- 
waltsordnung) 

Die vorgeschlagenen Änderungen in den Num- 
mern I 4 a und 4 b sowie II 4 a sind redaktionelle 
Anpassungen an die völlige Abschaffung von 
Schlußanhörung und Schlußgehör. 

Der Rechtsausschuß hat ausführlich die Vor- 
schläge des Entwurfs zum „Selbstreinigungsverfah- 


ren'' der Rechtsanwälte und Patentanwälte erörtert 
(§ 123 BRAO, § 108 PatAO). Die Mehrheit der Mit- 
glieder der CDU/CSU hält es für unpassend, daß der 
Rechtsanwalt, der sich von dem Verdacht einer 
Pflichtverletzung reinigen will, an die Staatsanwalt- 
schaft wenden muß. 

Die überwiegende Mehrheit des Ausschusses hat 
keine Bedenken gegen den Vorschlag des Ent- 
wurfs. 

Da die gerichtliche Voruntersuchung künftig ent- 
fällt, bedingt eine nahtlose Verbindung des Selbst- 
reinigungsverfahrens mit dem neu geordneten eh- 
rengerichtlichen Verfahren die Zuständigkeit der 
Staatsanwaltschaft für die einleitenden Ermittlun- 
gen in der Sache, in der — nach Meinung des 
Rechtsanwalts — zu Unrecht der Vorwurf der 
Pflichtverletzung erhoben wird. Diese Lösung liegt 
um so näher, als die Staatsanwaltschaft auch sonst 
damit befaßt ist, bei dem Verdacht von Berufs- 
pflichtverletzungen die einleitenden Ermittlungen 
zu führen. Sie entspricht auch praktischen Notwen- 
digkeiten. Die — mitunter umfangreichen — Ermitt- 
lungen im Selbstreinigungsverfahren sollten einer 
Behörde übertragen werden, die ständig mit derarti- 
gen Aufgaben befaßt ist und daher auch am ehe- 
sten die Möglichkeit für einen zügigen Abschluß 
der Ermittlungen hat. 

Nach dem Entwurf hat die Staatsanwaltschaft nur 
dann das letzte Wort, wenn sie eine Pflichtverlet- 
zung des Rechtsanwalts eindeutig verneint. Bejaht 
sie eine Pflichtverletzung, ohne allerdings die Not- 
wendigkeit eines ehrengerichtlichen Verfahrens zu 
sehen, so kann der Rechtsanwalt eine gerichtliche 
Entscheidung herbeiführen. 

Aufgrund dieser Erwägungen haben auch die Or- 
ganisationen der Anwaltschaft der Lösung des Ent- 
wurfs zu dem Selbstreinigungsverfahren zuge- 
stimmt. 

Zu Artikel 9 I Nr, 1 (§ 74 GKG) 

Redaktionelle Anpassung an die Streichung des 
§ 472 StPO im EGStGB. 

Zu Artikel 9 II Nr. 4 (§ 91 BRAGebO) 

Redaktionelle Anpassung an die völlige Abschaf- 
fung von Schlußgehör und Schlußanhörung. 

Zu Artikel 9 II Nr. 5 (§ 97 BRAGebO) 

Die neue Fassung von § 97 Abs. 3 bringt keine in- 
haltliche Änderung gegenüber dem Regierungsent- 
wurf. Sie enthält vielmehr ausschließlich Verbesse- 
rungen redaktioneller Art. Die Zielsetzung der Vor- 
schrift wird deutlicher herausgestellt: nur dem An- 
walt des mittellosen Verurteilten sollen — gleich- 
gültig, ob er nach § 364 b Abs. 1 Satz 1 StPO bestellt 
war oder ob seine Bestellung aus dem früheren 
Verfahren fortgalt — seine für die Vorbereitung ei- 
nes Wiederaufnahmeverfahrens erforderlichen Aus- 
lagen einschließlich der Reisekosten ersetzt wer- 
den. Voraussetzung ist jedoch, daß das nach § 367 
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Abs. 1 Satz 1 StPO / § 1 40 a Abs. 1 GVG zuständige 
Gericht die Feststellung nach § 364 b Abs. 1 Satz 2 
StPO getroffen hat. Dies gilt auch für die Fälle, in 
denen dem Verteidiger Auslagen wegen solcher 
Nachforschungen entstehen, deren Erforderlichkeit 
zum Zeitpunkt der Antragstellung nach § 364 b 
Abs. 1 StPO noch nicht vorhersehbar war. Nicht die 
Erforderlichkeit der Nachforschungen ist bei der 
Kostenerstattung zu prüfen, sondern die der einzel- 
nen Auslagen dafür; das in dieser Prüfung liegende 
Risiko des Verteidigers kann er durch einen Antrag 
nach §126 Abs. 2 BRAGebO vermeiden. Von den 
Möglichkeiten dieser Vorschriften sollte kein allzu 
engherziger Gebrauch gemacht werden, wenn die 
Gesamtregelung nicht ihren Zweck verfehlen soll, 
dem mittellosen Verurteilten, der ein nicht von 
vornherein aussichtsloses Wiederaufnahmebegeh- 
ren stellt, wirksam zu helfen; andererseits ist durch 
die Fassung des Entwurfs auch ein Mißbrauch aus- 
geschlossen. 

Zu Artikel 10 I Nr. 1 und 3 

Die Vorschläge zur Änderung der § 426 Abs. 1 
Satz 2 und § 441 Abs. 1 Satz 2 der Reichsabgabenord- 
nung sind gegenstandslos, weil das EGStGB die mit 
den neuen Einstellungsmöglichkeiten nach §153a 
StPO zusammenhängenden Fragen erschöpfend re- 
gelt (vgl. zu Artikel 1 Nr. 38). 

Bei den vorgeschlagenen Änderungen der §§ 438 
und 447 AO handelt es sich um redaktionelle An- 
passungen an die völlige Abschaffung von Schluß- 
gehör und Schlußanhörung. 

Zu Artikel 10 II Nr. 1 a (§ 9 StrEG) 

Redaktionelle Anpassung an die völlige Abschaf- 
fung von Schlußgehör und Schlußanhörung. 

Zu Artikel 10 III 

Redaktionelle Anpassung an die Neubekanntma- 
chung des Gesetzes über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) 
vom 29. Juni 1973. 

Zu Artikel 10 IV 

§ 51 Atomgesetz wird durch das EGStGB aufgeho- 
ben, so daß seine Änderung gegenstandslos gewor- 
den ist. 

Zu Artikel 10 VI Nr. 1 und Artikel 10 VII 

Redaktionelle Anpassung an die Änderung des 
§ 76 OWiG (vgl. Artikel 4 Nr. 10). 

Zu Artikel 10 VI Nr. 2 

Die Uberleitungsvorschrift des Artikels 326 
Abs. 5 Nr. 3 Buchstabe a EGStGB muß an die im 
vorliegenden Gesetz vorgesehene Änderung des 
§ 24 GVG angepaßt werden. 


Zu Artikel 1 1 Abs. 6 

Redaktionelle Folgeänderung aus der Beibehal- 
tung der Anschlußbefugnis bei der Nebenklage des 
geltenden Rechts. 


Zu Artikel 11 Abs. 7 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, in die Über- 
gangsregelung hinsichtlich der Besetzung des 
Schwurgerichts nicht nur diejenigen Verfahren ein- 
zubeziehen, in denen die Hauptverhandlung bereits 
begonnen hat, sondern alle Verfahren, die im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes zu einer 
bereits begonnenen, aber noch nicht abgeschlosse- 
nen Schwurgerichtstagung gehören. Der Ausschuß 
hat sich diesem Vorschlag angeschlossen, da er un- 
nötige Verfahrensverzögerungen vermeidet. 


Zu Artikel 1 1 Abs. 8 

Die Vorschrift in der Fassung des Entwurfs ist im 
Hinblick auf die Verlängerung der Amtsperiode der 
Schöffen auf vier Jahre entbehrlich geworden. Da 
nach der Neuregelung in Artikel 2 Nr. 6 Buchsta- 
be b nur diejenigen Personen nicht zum Schöffen- 
amt berufen werden sollen, die bereits acht Jahre 
lang als ehrenamtliche Richter in der Strafrechts- 
pflege tätig gewesen sind, erscheint ausreichend si- 
chergestellt, daß bisher tätige Schöffen nur in be- 
grenztem Umfang nicht mehr zur Wahl aufgestellt 
werden dürfen. 

Die Bestimmung enthält nunmehr die notwendige 
Überleitungsvorschrift zur Neuregelung der ge- 
richtlichen Zuständigkeiten im Wiederaufnahme- 
verfahren. Absatz 8 bestimmt nun, daß die neue Zu- 
ständigkeitsregelung des § 367 Abs. 1 Satz 1 StPO in 
Verbindung mit § 140 a Abs. 1 GVG nur für solche 
Verfahren gilt, in denen der Antrag auf Wiederauf- 
nahme des Verfahrens nicht vor dem 1. Januar 1975 
gestellt worden ist; maßgeblich ist dabei der Zeit- 
punkt des Eingangs des Antrags bei Gericht. Für 
bereits anhängige Verfahren verbleibt es bei dem 
vor dem 1. Januar 1975 gültigen Rechtszustand. 


Zu Artikel 1 1 Abs. 9 

Die nächste Amtsperiode der Schöffen beginnt 
am 1. Januar 1975. Die Überleitungsvorschrift stellt 
klar, daß die neuen Vorschriften über die Auswahl 
und Berufung der Schöffen in Artikel 2 auf diese 
Amtsperiode keine Anwendung mehr finden, daß 
die Vorschriften aber heranzuziehen sind, wenn 
und soweit es um die Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Wahl der Schöffen für die am 1. Januar 
1977 beginnende Amtsperiode geht. 


Zu Artikel 12 Abs. 2 

Die Streichung der Klammerverweisung ist eine 
redaktionelle Vereinfachung. 
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Zu Artikel 17 

Die zahlreichen und umfassenden Änderungen 
der Strafprozeßordnung in zwei Gesetzen, im 
EGStGB und im 1. StVRG, lassen es dringend erfor- 
derlich erscheinen, daß beide Gesetze zum gleichen 
Zeitpunkt in Kraft treten. Die Praxis würde vor 
kaum zumutbare Schwierigkeiten gestellt, wenn mit 
dem EGStGB am 1. Januar 1975 etwa 150 Änderun- 
gen der StPO in Kraft treten würden und wenige 
Zeit später ca. 120 neue Änderungen im 1. StVRG. 

Die im Entwurf in Äbsatz 2 vorgesehene Bestim- 
mung ist auf die neu eingefügten Ermächtigungen 
in Artikel 2 Nr. 28 a sowie auf die in dieser Vor- 
schrift enthaltenen Regelungen über die von den 
Präsidien der Oberlandesgerichte zu treffenden Ent- 
scheidungen auszudehnen, um auch insoweit den 
rechtzeitigen Erlaß von Rechtsverordnungen bzw. 
Beschlüssen der Präsidien zu ermöglichen. 


Bonn, den 9. Oktober 1974 


Kunz (Berlin) Gnädinger 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — • Drucksache 7/551 — in der sich aus der anliegenden 
Zusammenstellung ergebenden Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 9. Oktober 1974 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Kunz (Berlin) Gnädinger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Reform des Strafverfahrensrechts (1. StVRG) 
- Drucksache 7/551 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
des 7. Deutschen Bundestages 


Entwurf 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Reform 
des Strafverfahrensrechts (1. StVRG) 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Reform 
des Strafverfahrensrechts (1. StVRG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: sen: 


Artikel 1 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 werden die Worte „der Vorunter- 
suchung oder" gestrichen. 

2. § 16 erhält folgende Fassung: 

„§ 16 

Der Angeschuldigte muß den Einwand der 
Unzuständigkeit spätestens in der Hauptver- 
handlung bis zum Beginn der Vernehmung zur 
Sache geltend machen." 

3. § 17 entfällt. 

4. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
die Mitwirkung bei Entscheidungen zur 
Vorbereitung eines Wiederaufnahmeverfah- 
rens." 

b) Absatz 3 entfällt. 

5. In § 26 a Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „der 
Untersuchungsrichter, der Ermittlungsrichter," 
gestrichen, nach dem Wort „ersuchter Richter" 
ein Beistrich eingefügt und die Worte „oder 
der Amtsrichter" durch die Worte „ein Richter" 
sowie die Worte „als Einzelrichter" durch die 
Worte „ein Strafrichter" ersetzt. 


Artikel 1 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 
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6. § 27 wird wie folgt geändert: 6. u n v e r 

a) Absatz 2 Satz 2 entfällt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 entfällt. 

bb) In Satz 2 werden das Wort „Amtsrich- 
ter" durch die Worte „Richter beim 
Amtsgericht" und die Worte „des Amts- 
gerichts" durch die Worte „dieses Ge- 
richts" ersetzt. 

7. § 36 erhält folgende Fassung: 7. u n v e r 

„§ 36 

(1) Die Zustellung von Entscheidungen 
ordnet der Vorsitzende an. Die Geschäftsstelle 
sorgt dafür, daß die Zustellung bewirkt wird. 

(2) Entscheidungen, die der Vollstreckung 
bedürfen, sind der Staatsanwaltschaft zu über- 
geben, die das Erforderliche veranlaßt. Dies 
gilt nicht für Entscheidungen, welche die Ord- 
nung in den Sitzungen betreffen." 


8. § 44 erhält folgende Fassung: 8. u n v e 

„§44 

War jemand ohne Verschulden verhindert, 
eine Frist einzuhalten, so ist ihm auf Antrag 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge- 
währen. Die Versäumung einer Rechtsmittel- 
frist ist als unverschuldet anzusehen, wenn die 
Belehrung nach §§ 35 a, 319 Abs. 2 Satz 3 oder 
nach § 346 Abs, 2 Satz 3 unterblieben ist." 


9. § 45 erhält folgende Fassung: 

„§45 

(1) Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand ist binnen einer Woche nach 
Wegfall des Hindernisses bei dem Gericht zu 
stellen, bei dem die Frist wahrzunehmen ge- 
wesen wäre. Zur Wahrung der Frist genügt es, 
wenn der Antrag rechtzeitig bei dem Gericht 
gestellt wird, das über den Antrag entscheidet. 

(2) Die Tatsachen zur Begründung des An- 
trags sind bei der Antragstellung oder im Ver- 
fahren über den Antrag glaubhaft zu machen. 
Innerhalb der Antragsfrist ist die versäumte 
Handlung nachzuholen. Ist dies geschehen, so 
kann Wiedereinsetzung auch ohne Antrag ge- 
währt werden." 


10. § 46 wird wie folgt geändert: 10- unve 

a) In den Absätzen 1 und 3 werden jeweils 
die Worte „das Gesuch" durch die Worte 
„den Antrag" ersetzt. 


sse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 
ändert 


ändert 


ändert 


ändert 


ändert 
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b) In Absatz 2 wird das Wort „Gesuch" durch 
das Wort „Antrag" ersetzt. 

11. In § 47 Abs. 1 werden die Worte „das Gesuch 
um" durch die Worte „den Antrag auf" ersetzt. 

12. In § 51 Abs. 3 werden die Worte „dem Unter- 
suchungsrichter," gestrichen und das Wort 
„Amtsrichter" durch das Wort „Richter" ersetzt. 


13. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Haben Minderjährige oder wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche ent- 
mündigte Personen wegen mangelnder Ver- 
standesreife oder wegen Verstandesschwäche 
von der Bedeutung des Zeugnisverweige- 
rungsrechts keine genügende Vorstellung, 
so dürfen sie nur vernommen werden, wenn 
sie zur Aussage bereit sind und auch ihr ge- 
setzlicher Vertreter der Vernehmung zu- 
stimmt. Ist der gesetzliche Vertreter selbst 
Beschuldigter, so kann er über die Aus- 
übung des Zeugnisverweigerungsrechts nicht 
entscheiden; das gleiche gilt für den nicht 
beschuldigten Elternteil, wenn die gesetzliche 
Vertretung beiden Eltern zusteht." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; 
Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die zur Verweigerung des Zeugnisses be- 
rechtigten Personen, in den Fällen des Ab- 
satzes 2 auch deren zur Entscheidung über 
die Ausübung des Zeugnisverweigerungs- 
rechts befugte Vertreter, sind vor jeder Ver- 
nehmung über ihr Recht zu belehren." 

14. In § 61 wird nach Nummer 4 der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Num- 
mer 5 angefügt: 

„5. wenn die Staatsanwaltschaft, der Verteidi- 
ger und der Angeklagte auf die Vereidi- 
gung verzichten." 

15. § 65 Abs, 1 erhält folgende Fassung: 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


11. unverändert 


12. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„zulässig" der Punkt durch einen Strichpunkt 
ersetzt und die Worte „§ 135 gilt entspre- 
chend." angefügt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „dem Unter- 
suchungsrichter," gestrichen und das Wort 
„Amtsrichter" durch das Wort „Richter" er- 
setzt. 

13. unverändert 


14. unverändert 


15. § 65 erhält folgende Fassung: 

»§ 65 

Im vorbereitenden Verfahren ist die Vereidi- 
gung nur zulässig, wenn 

1. Gefahr im Verzug ist, 


„(1) Im vorbereitenden Verfahren ist die Ver- 
eidigung nur zulässig, wenn 

1. Gefahr im Verzug ist. 
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2. der Eid als Mittel zur Herbeiführung einer 
wahren Aussage über einen für das weitere 
Verfahren erheblichen Punkt erforderlich er- 
scheint oder 

3. der Zeuge voraussichtlich am Erscheinen in 
der Hauptverhandlung verhindert sein 
wird." 

16. § 66 entfällt. 

17. In § 70 Abs. 3 werden die Worte „dem Unter- 
suchungsrichter," gestrichen und das Wort 
„Amtsrichter" durch das Wort „Richter" ersetzt. 

18. In § 73 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt; 

„Er soll mit diesen eine Absprache treffen, in- 
nerhalb welcher Frist die Gutachten erstattet 
werden können." 

19. In § 77 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Weigert sich ein zur Erstattung des 
Gutachtens verpflichteter Sachverständiger, 
nach § 73 Abs. 1 Satz 2 eine angemessene Frist 
abzusprechen oder versäumt er die abgespro- 
chene Frist, so kann gegen ihn eine OrdnungS’ 
strafe in Geld festgesetzt werden. Der Festset- 
zung der Ordnungsstrafe muß eine Androhung 
unter Setzung einer Nachfrist vorausgehen. Im 
Falle wiederholter Fristversäumnis kann die 
Ordnungsstrafe noch einmal festgesetzt wer- 
den." 


20. § 81 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 2 Satz 3 
entfallen. 

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 
und 4 eingefügt: 

„(3) Untersuchungen oder Entnahmen 
von Blutproben können aus den gleichen 
Gründen wie das Zeugnis verweigert wer- 
den. Haben Minderjährige oder wegen Gei- 
steskrankheit oder Geistesschwäche ent- 
mündigte Personen wegen mangelnder Ver- 
standesreife oder wegen Verstandesschwäche 
von der Bedeutung ihres Weigerungsrechts 
keine genügende Vorstellung, so entschei- 
det der gesetzliche Vertreter; § 52 Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 3 gilt entsprechend. Ist der 
gesetzliche Vertreter von der Entscheidung 
ausgeschlossen (§ 52 Abs. 2 Satz 2) oder aus 
sonstigen Gründen an einer rechtzeitigen 
Entscheidung gehindert und erscheint die so- 
fortige Untersuchung oder Entnahme von 
Blutproben zur Beweissicherung erforderlich, 
so sind diese Maßnahmen nur auf besondere 
Anordnung des Richters zulässig. Der die 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

2. der Eid als Mittel zur Herbeiführung einer 
wahren Aussage über einen für das weitere 
Verfahren erheblichen Punkt erforderlich er- 
scheint oder 

3. der Zeuge voraussichtlich am Erscheinen in 
der Hauptverhandlung verhindert sein 
wird." 

16. unverändert 

17. unverändert 


18. unverändert 


19. In § 77 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Weigert sich ein zur Erstattung des Gut- 
achtens verpflichteter Sachverständiger, nach 
§ 73 Abs. 1 Satz 2 eine angemessene Frist abzu- 
sprechen oder versäumt er die abgesprochene 
Frist, so kann gegen ihn ein Ordnungsgeld fest- 
gesetzt werden. Der Festsetzung des Ordnungs- 
geldes muß eine Androhung unter Setzung 
einer Nachfrist vorausgehen. Im Falle wieder- 
holter Fristversäumnis kann das Ordnungsgeld 
noch einmal festgesetzt werden." 


20. unverändert 
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21. 


Entwurf 

Maßnahmen anordnende Beschluß ist unan- 
fechtbar. Die nach Satz 3 erhobenen Beweise 
dürfen im weiteren Verfahren nur mit Ein- 
willigung des hierzu befugten gesetzlichen 
Vertreters verwertet werden. 

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 
sind unzulässig, wenn sie dem Betroffenen 
bei Würdigung aller Umstände nicht zuge- 
mutet werden können." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5; nach 
dem Wort „Verzögerung" werden ein Bei- 
strich und die Worte „von den Fällen des 
Absatzes 3 Satz 3 abgesehen," eingefügt. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 

§ 87 wird wie folgt geändert: 

a) Als neuer Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1) Die Leichenschau wird von der Staats- 
anwaltschaft, auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft auch vom Richter, unter Zuziehung 
eines Arztes vorgenommen. Ein Arzt wird 
nicht zugezogen, wenn dies zur Aufklärung 
des Sachverhalts offensichtlich entbehrlich 
ist." 

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2; in 
Satz 1 werden die Worte „Die richterliche 
Leichenschau wird unter Zuziehung eines 
Arztes, die Leichenöffnung im Beisein des 
Richters“ durch die Worte „Die Leichen- 
öffnung wird im Beisein der Staatsanwalt- 
schaft, auf deren Antrag im Beisein auch des 
Richters," ersetzt. 


c) Der bisherige Absatz 2 entfällt. 

d) Als Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Leichenöffnung und die Ausgra- 
bung einer beerdigten Leiche werden vom 
Richter angeordnet; die Staatsanwaltschaft 
ist zu der Anordnung befugt, wenn der Un- 
tersuchungserfolg durch Verzögerung ge- 
fährdet würde. Wird die Ausgrabung ange- 
ordnet, so ist zugleich die Benachrichtigung 
eines Angehörigen des Toten anzuordnen, 
wenn der Angehörige ohne besondere 
Schwierigkeiten ermittelt werden kann und 
der Untersuchungszweck durch die Benach- 
richtigung nicht gefährdet wird." 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


21. § 87 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2. 

aa) In ihm wird der bisherige Satz 1 durch 
folgende Sätze 1 bis 3 ersetzt: 

„Die Leichenöffnung findet im Beisein 
der Staatsanwaltschaft, auf deren Antrag 
im Beisein auch des Richters statt. Sie 
wird von zwei Ärzten vorgenommen. 
Einer der Ärzte muß Gerichtsarzt oder 
Leiter eines öffentlichen gerichtsmedizi- 
nischen oder pathologischen Instituts 
oder ein von diesem beauftragter Arzt 
des Instituts mit gerichtsmedizinischen 
Fachkenntnissen sein." 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden 
Sätze 4 und 5. 

c) unverändert 

d) unverändert 
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22. In § 91 Abs. 2 werden die Worte „Der Richter 
kann anordnen" durch die Worte „Es kann an- 
geordnet werden" ersetzt. 

23. § 98 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„nachsuchen" durch das Wort „beantragen" 
ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „der Amtsrich- 
ter" durch die Worte „das Amtsgericht" er- 
setzt. 

c) Nach Satz 3 werden folgende Sätze 4 bis 7 
angefügt; 

„Hat bereits eine Besdilagnahme, Post- 
beschlagnahme oder Durchsuchung in einem 
anderen Bezirk stattgefunden, so ent- 
scheidet das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
die Staatsanwaltschaft ihren Sitz hat, die 
das Ermittlungsverfahren führt. Der Betrof- 
fene kann den Antrag auch in diesem Fall 
bei dem Amtsgericht einreichen, in dessen 
Bezirk die Beschlagnahme stattgefunden hat. 
Ist dieses Amtsgericht nach Satz 4 unzustän- 
dig, so leitet der Richter den Antrag dem zu- 
ständigen Amtsgericht zu. Der Betroffene ist 
über seine Rechte zu belehren." 

24. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 entfällt. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein- 
gefügt; 

„(3) Die Öffnung der ausgelieferten Ge- 
genstände steht dem Richter zu. Er kann 
diese Befugnis der Staatsanwaltschaft über- 
tragen, soweit dies erforderlich ist, um den 
Untersuchungserfolg nicht durch Verzöge- 
rung zu gefährden. Die Übertragung ist nicht 
anfechtbar; sie kann jederzeit widerrufen 
werden. Solange eine Anordnung nach 
Satz 2 nicht ergangen ist, legt die Staatsan- 
waltschaft die ihr ausgelieferten Gegen- 
stände sofort, und zwar verschlossene Post- 
sendungen ungeöffnet, dem Richter vor." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung: 

„(4) über eine von der Staatsanwalt- 
schaft verfügte Beschlagnahme entscheidet 
der nach § 98 zuständige Richter, über die 
Öffnung eines ausgelieferten Gegenstandes 
entscheidet der Richter, der die Beschlag- 
nahme angeordnet oder bestätigt hat." 

25. ln § 100 a Nr. 2 werden nach dem Wort „Kriegs- 
waffen" das Wort „oder" gestrichen und nach 
dem Wort „Erpressung" die Worte „oder ge- 
werbsmäßig oder als Mitglied einer Bande ein 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 
22. unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 


25. § 100 a Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird nach dem Wort „Straf- 
gesetzbuch" das Wort „oder" durch einen 
Beistrich ersetzt. 
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Vergehen nach § 11 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3, 6, 7 oder 8 
des Betäubungsmittelgesetzes'' eingefügt. 


26. § 101 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im vorbereitenden Verfahren wird 
die Notveräußerung durch die Staatsanwalt- 
schaft angeordnet. Ihren Hilfsbeamten (§ 152 
des Gerichtsverfassungsgesetzes) steht diese 
Befugnis zu, wenn der Gegenstand zu ver- 
derben droht, bevor die Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft herbeigeführt werden 
kann. " 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein- 
gefügt: 

„(3) Nach Erhebung der öffentlichen Klage 
trifft die Anordnung das mit der Hauptsache 
befaßte Gericht. Der Staatsanwaltschaft steht 
diese Befugnis zu, wenn der Gegenstand zu 
verderben droht, bevor die Entscheidung des 
Gerichts herbeigeführt werden kann; Ab- 
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; die 
Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„An die Stelle des Vollstreckungsgerichts 
(§ 764 der Zivilprozeßordnung) tritt in den 
Fällen der Absätze 2 und 3 Satz 2 die 
Staatsanwaltschaft, in den Fällen des Ab- 
satzes 3 Satz 1 das mit der Hauptsache be- 
faßte Gericht. Die nach § 825 der Zivilpro- 
zeßordnung zulässige Verwertung kann von 
Amts wegen oder auf Antrag der in Absatz 4 
genannten Personen, im Falle des Absatzes 3 
Satz 1 auch auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft gleichzeitig mit der Notveräußerung 
oder nachträglich angeordnet werden." 

e) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 an- 
gefügt: 

„(6) Gegen Anordnungen der Staatsan- 
waltschaft oder ihrer Hilfsbeamten im vor- 
bereitenden Verfahren (Absätze 2 und 5) 
kann der Betroffene gerichtliche Entschei- 
dung nach Maßgabe des § 161 a Abs. 3 bean- 
tragen. Gegen Anordnungen der Staatsan- 
waltschaft oder ihrer Hilfsbeamten nach Er- 
hebung der öffentlichen Klage (Absatz 3 
Satz 2, Absatz 5) kann der Betroffene die 
Entscheidung des mit der Hauptsache be- 
faßten Gerichts (Absatz 3 Satz 1) beantra- 
gen. Das Gericht, in dringenden Fällen der 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

b) In Nummer 3 wird nach dem Wort „Kriegs- 
waffen" das Wort „oder" eingefügt. 

c) Es wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer 
Bande eine Straftat nach § 11 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 oder 6 bis 8 des Betäubungs- 
mittelgesetzes" 

Nummer 26 entfällt hier 

siehe Nummer 28 a 
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Vorsitzende, kann die Aussetzung der Ver- 
äußerung anordnen." 


27. In § 104 Abs. 2 werden nadi dem Wort „Glücks- 27. In § 104 Abs. 2 werden nach dem Wort „Glücks- 
spiels" ein Beistrich und die Worte „des Be- spiels" ein Beistrich und die Worte „des un- 

täubungsmittelhandels" eingefügt. erlaubten Betäubungsmittel- und Waffenhan- 

dels" eingefügt. 

28. § 110 wird wie folgt geändert: 28. unverändert 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Durchsicht der Papiere des von 
der Durchsuchung Betroffenen steht der 
Staatsanwaltschaft zu." 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „den 
Richter oder" gestrichen. 

c) Absatz 4 entfällt. 


siehe Nummer 26 


28a. § 111 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im vorbereitenden Verfahren wird 
die Notveräußerung durch die Staatsanwalt- 
schaft angeordnet. Ihren Hilfsbeamten (§ 152 
des Gerichtsverfassungsgesetzes) steht diese 
Befugnis zu, wenn der Gegenstand zu ver- 
derben droht, bevor die Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft herbeigeführt werden 
kann." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein- 
gefügt: 

„(3) Nach Erhebung der öffentlichen Klage 
trifft die Anordnung das mit der Hauptsache 
befaßte Gericht. Der Staatsanwaltschaft steht 
diese Befugnis zu, wenn der Gegenstand zu 
verderben droht, bevor die Entscheidung des 
Gerichts herbeigeführt werden kann; Ab- 
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; die 
Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„An die Stelle des Vollstreckungsgerichts 
(§ 764 der Zivilprozeßordnung) tritt in den 
Fällen der Absätze 2 und 3 Satz 2 die 
Staatsanwaltschaft, in den Fällen des Ab- 
satzes 3 Satz 1 das mit der Hauptsache be- 
faßte Gericht. Die nach § 825 der Zivilpro- 
zeßordnung zulässige Verwertung kann von 
Amts wegen oder auf Antrag der in Absatz 4 
genannten Personen, im Falle des Absatzes 3 
Satz 1 auch auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft gleichzeitig mit der Notveräußerung 
oder nachträglich angeordnet werden." 

e) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 an- 
gefügt: 

„(6) Gegen Anordnungen der Staatsan- 
waltschaft oder ihrer Hilfsbeamten im vor- 
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bereitenden Verfahren (Absätze 2 und 5) 
kann der Betroffene gerichtliche Entschei- 
dung nach Maßgabe des § 161 a Abs. 3 bean- 
tragen. Gegen Anordnungen der Staatsan- 
waltschaft oder ihrer Hilfsbeamten nach Er- 
hebung der öffentlichen Klage (Absatz 3 
Satz 2, Absatz 5) kann der Betroffene die 
Entscheidung des mit der Hauptsache be- 
faßten Gerichts (Absatz 3 Satz 1) beantra- 
gen. Das Gericht, in dringenden Fällen der 
Vorsitzende, kann die Aussetzung der Ver- 
äußerung anordnen.'' 


29. § 1 15 a wird wie folgt geändert: 29. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „dem nächsten 
Amtsrichter" durch die Worte „dem Richter 
des nächsten Amtsgerichts" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 und 4 wird jeweils das 
Wort „Amtsrichter" durch das Wort „Rich- 
ter" ersetzt. 


30. In § 120 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „außer 30. unverändert 
Verfolgung gesetzt wird oder wenn" durch die 
Worte „die Eröffnung des Hauptverfahrens ab- 
gelehnt oder" ersetzt. 


31. § 125 wird wie folgt geändert: 31. unverändert 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch die Worte „Richter bei dem Amtsge- 
richt" ersetzt. 

b) Absatz 3 entfällt. 


32. § 126 wird wie folgt geändert: 32. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„Amtsrichter" durch das Wort „Richter" 
ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch die Worte „Richter bei dem Amts- 
gericht" ersetzt. 

b) Absatz 4 entfällt. 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 


33. § 128 wird wie folgt geändert; 33. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Amts- 
richter des Bezirks, in dem" durch die Worte 
„Richter bei dem Amtsgericht, in dessen Be- 
zirk" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 und in Absatz 2 Satz 1 
wird jeweils das Wort „Amtsrichter" durch 
das Wort „Richter" ersetzt. 
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34. In § 129 werden das Wort „Amtsrichters" durch 
das Wort „Richters" ersetzt, die Worte „oder 
dem Untersuchungsrichter" gestrichen und die 
Worte „diese haben" durch die Worte „dieses 
hat" ersetzt. 


35. § 136 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Er ist ferner darüber zu belehren, daß er 
zu seiner Entlastung einzelne Beweiserhe- 
bungen beantragen kann." 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

36. § 141 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Die Staatsanwaltschaft beantragt dies, 
wenn nach ihrer Auffassung in dem gericht- 
lichen Verfahren die Mitwirkung eines Ver- 
teidigers nach § 140 Abs. 1 oder 2 notwen- 
dig sein wird." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

c) Der bisherige Satz 3 entfällt. 

37. § 147 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 werden die Worte „vor Ein- 
reichung der Anklageschrift die Staatsan- 
waltschaft, während der Voruntersuchung 
der Untersuchungsrichter" durch die Worte 
„während des vorbereitenden Verfahrens 
die Staatsanwaltschaft" ersetzt. 

b) In Absatz 6 werden der Beistrich und die 
Worte „der Untersuchungsrichter spätestens 
mit dem Schluß der Voruntersuchung" ge- 
strichen. 


38. Nach § 153 wird folgender § 153 a eingefügt: 
rr§ 153 a 

(1) Mit Zustimmung des für die Eröffnung des 
Hauptverfahrens zuständigen Gerichts und des 
Beschuldigten kann die Staatsanwaltschaft bei 
einem Vergehen vorläufig von der Erhebung 
der öffentlichen Klage absehen und zugleich 
dem Beschuldigten auferlegen, 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 
34. unverändert 


34a. In § 135 Satz 2 werden die Worte „nicht über 
den nächstfolgenden Tag hinaus,“ durch die 
Worte „nicht länger als bis zum Ende des Tages, 
der dem Beginn der Vorführung folgt,“ er- 
setzt. 

35. unverändert 


36. § 141 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 

c) Die bisherigen Sätze 3 und 4 entfallen. 

37. § 147 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Ist der Grund für die Versagung der 
Akteneinsicht nicht vorher entfallen, so hebt 
die Staatsanwaltschaft die Anordnung spä- 
testens mit dem Abschluß der Ermittlungen 
auf. Dem Verteidiger ist Mitteilung zu ma- 
chen, sobald das Recht zur Akteneinsicht 
wieder uneingeschränkt besteht.“ 

Nummer 38 entfällt 


26 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2600 


Entwurf BeschlüssedesR 

1. zur Wiedergutmachung des durch die Tat 
verursachten Schadens eine bestimmte Lei- 
stung zu erbringen, 

2. einen Geldbetrag zugunsten einer gemein- 
nützigen Einrichtung oder der Staatskasse zu 
zahlen, 

3. sonst gemeinnützige Leistungen zu erbrin- 
gen oder 

4. Unterhaltspflichten in einer bestimmten 
Höhe nachzukommen, 

wenn diese Auflagen und Weisungen geeignet 
sind, bei geringer Schuld das öffentliche Inter- 
esse an der Strafverfolgung zu beseitigen. Zur 
Erfüllung der Auflagen und Weisungen setzt 
die Staatsanwaltschaft dem Beschuldigten eine 
Frist, die in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 bis 3 
höchstens sechs Monate, in den Fällen des Sat^ 
zes 1 Nr. 4 höchstens ein Jahr beträgt. Die Staats- 
anwaltschaft kann Auflagen und Weisungen 
nachträglich aufheben und die Frist einmal für 
die Dauer von drei Monaten verlängern^ mit Zu- 
stimmung des Beschuldigten kann sie auch Auf- 
lagen und Weisungen nachträglich treffen und 
ändern. Erfüllt der Beschuldigte die Auflagen 
und Weisungen, so kann die Tat nicht mehr als 
Vergehen verfolgt werden. Erfüllt der Beschul- 
digte die Auflagen und Weisungen nicht, so 
werden Leistungen, die er zu ihrer Erfüllung 
erbracht hat, nicht erstattet. 

(2) Ist die Klage breits erhoben, so kann das 
Gericht mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft 
und des Angeschuldigten das Verfahren bis zum 
Ende der Hauptverhandlung, in der die tat- 
sächlichen Feststellungen letztmals geprüft wer- 
den können, vorläufig einstellen und zugleich 
dem Angeschuldigten die in Absatz 1 Satz 1 
bezeichneten Auflagen und Weisungen erteilen. 

Absatz 1 Sätze 2 bis 5 gilt entsprechend. Die 
Entscheidung nach Satz 1 ergeht durch Beschluß. 

Der Beschluß ist nicht anfechtbar. 

(3) Während des Laufes der für die Erfüllung 
der Auflagen und Weisungen gesetzten Frist 
ruht die Verjährung." 


39. Die bisherigen §§ 153 a bis 153 d werden Nummer 39 entfällt 

§§ 153 b bis 153 e. 


40. Nach § 153 e wird folgender § 153 f eingefügt: 40. unverändert 

„§ 153 f 

(1) Hat das Verfahren Straftaten nach § 11 
Abs. 1 bis 3 des Betäubungsmittelgesetzes zum 
Gegenstand, so kann die Staatsanwaltschaft von 
der Verfolgung einer solchen Tat absehen, 
wenn der Täter nach der Tat zur Aufdeckung 
oder Verfolgung eines besonders schweren Fal- 
les im Sinne des § 11 Abs. 4 des Betäubungs- 
mittelgesetzes beigetragen hat 

(2) Ist die Klage bereits erhoben, so kann das 
Gericht unter den Voraussetzungen des Ab- 


chtsausschusses 
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Satzes 1 mit Zustimmung der Staatsanwalt- 
schaft das Verfahren einstellen." 

41. § 154 a Abs. 4 entfällt. 

42. In § 156 werden die Worte „der Vorunter- 
suchung oder" gestrichen. 

43. § 159 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 werden die Worte „den Amts- 
richter" durch die Worte „das Amtsgericht" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „oder des 
Amtsrichters" gestrichen. 

44. In § 161 Satz 1 werden der Beistrich und die 
Worte „mit Ausschluß eidlicher Vernehmun- 
gen," gestrichen. 

45. Nach § 161 wird folgender § 161 a eingefügt: 

„§ 161 a 

(1) Zeugen und Sachverständige sind ver- 
pflichtet, auf Ladung vor der Staatsanwaltschaft 
zu erscheinen und zur Sache auszusagen oder 
ihr Gutachten zu erstatten. Soweit nichts an- 
deres bestimmt ist, gelten die Vorschriften des 
Sechsten und Siebenten Abschnitts des Ersten 
Buches über Zeugen und Sachverständige ent- 
sprechend. Die eidliche Vernehmung bleibt dem 
Richter Vorbehalten. 

(2) Bei unberechtigtem Ausbleiben oder un- 
berechtigter Weigerung eines Zeugen oder 
Sachverständigen steht die Befugnis zu den in 
den §§ 51, 70 und 77 vorgesehenen Maßregeln 
der Staatsanwaltschaft zu. Jedoch bleibt die 
Festsetzung der Haft dem Richter Vorbehalten; 
zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
die Staatsanwaltschaft ihren Sitz hat, welche 
die Festsetzung beantragt. 

(3) Gegen die Entscheidung der Staatsan- 
waltschaft nach Absatz 2 Satz 1 kann gericht- 
liche Entscheidung beantragt werden, über den 
Antrag entscheidet, soweit nicht in § 120 Abs. 3 
Satz 1 und § 135 Abs. 2 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes etwas anderes bestimmt ist, das 
Landgericht, in dessen Bezirk die Staatsanwalt- 
schaft ihren Sitz hat. Die §§ 297 bis 300, 302, 
306 bis 309, 311 a sowie die Vorschriften über 
die Auferlegung der Kosten des Beschwerde- 
verfahrens gelten entsprechend. Die Entschei- 
dung des Gerichts ist nicht anfechtbar. 

(4) Ersucht eine Staatsanwaltschaft eine an- 
dere Staatsanwaltschaft um die Vernehmung 
eines Zeugen oder Sachverständigen, so stehen 
die Befugnisse nach Absatz 2 Satz 1 auch der 
ersuchten Staatsanwaltschaft zu." 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 

41. unverändert 

42. unverändert 

43. unverändert 

44. unverändert 

45. unverändert 
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46. § 162 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Amtsrich- 
ter des Bezirks, in dem" durch die Worte 
„Amtsgericht, in dessen Bezirk" ersetzt, 

bb) Folgende Sätze 2 und 3 werden ange- 
fügt: 

„Hält sie richterliche Anordnungen für 
die Vornahme von Untersuchungshand- 
lungen in mehr als einem Bezirk für 
erforderlich, so stellt sie ihre Anträge 
bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk 
sie ihren Sitz hat. Satz 2 gilt nicht für 
richterliche Vernehmungen sowie dann, 
wenn die Staatsanwaltschaft den Unter- 
suchungserfolg durch eine Verzögerung 
für gefährdet erachtet, die durch einen 
Antrag bei dem nach Satz 2 zuständigen 
Amtsgericht eintreten würde." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Die Zuständigkeit des Amtsgerichts 
wird durch eine nach der Antragstellung 
eintretende Veränderung der sie begrün- 
denden Umstände nicht berührt," 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; in ihm 
wird das Wort „Amtsrichter" durch das Wort 
„Richter" ersetzt. 

47. In § 163 Abs, 2 werden die Worte „den Amts- 
richter" durch die Worte „das Amtsgericht" 

ersetzt. 

48. § 163 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Beschuldigte ist verpflichtet, auf 
Ladung vor der Staatsanwaltschaft zu er- 
scheinen. Die §§ 133, 134, 135 Satz 1, §§ 136 
und 136 a gelten entsprechend. Uber die 
Rechtmäßigkeit der Vorführung entscheidet 
auf Antrag des Beschuldigten das Gericht; 
§ 161 a Abs. 3 Satz 2 bis 4 ist anzuwenden. 
Kann ein Beschuldigter, der vorgeführt wird, 
nicht sofort von der Staatsanwaltschaft ver- 
nommen werden, so ist er zu entlassen, es 
sei denn, daß er vorläufig festgenommen 
oder verhaftet wird." 

b) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „und 3" 
durch die Angabe „bis 4" ersetzt. 

c) In Absatz 5 werden die Worte „durch die 
Staatsanwaltschaft oder" gestrichen und die 
Verweisung „§ 52 Abs. 2, § 55 Abs. 2 und 
§ 136 a" durch die Verweisung „§ 52 Abs. 3, 
§ 55 Abs. 2, § 81 c Abs. 3 Satz 2 in Verbin- 
dung mit § 52 Abs. 3, § 136 a" ersetzt. 


Beschlüsse des Recht sausschusses 
46. unverändert 


47. unverändert 


48. § 163 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Beschuldigte ist verpflichtet, auf 
Ladung vor der Staatsanwaltschaft zu er- 
scheinen. Die §§ 133 bis 136 a gelten entspre- 
chend. über die Rechtmäßigkeit der Vorfüh- 
rung entscheidet auf Antrag des Beschuldig- 
ten das Gericht; § 161 a Abs. 3 Satz 2 bis 4 
ist anzuwenden. Kann ein Beschuldigter, der 
vorgeführt wird, nicht sofort von der Staats- 
anwaltschaft vernommen werden, so ist er 
zu entlassen, es sei denn, daß er vorläufig 
festgenommen oder verhaftet wird." 

b) unverändert 


c) unverändert 
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49. In § 165 wird das Wort „Amtsrichter“ durch das 49. unverändert 
Wort „Richter“ ersetzt. 


50. In § 166 Abs. 1 und 2 werden die Worte „dem 50. unverändert 
Amtsrichter“ durch die Worte „dem Richter“, 
die Worte „der Amtsrichter“ durch die Worte 
„der Richter“ und die Worte „den Amtsrichter“ 
durch die Worte „den Richter" ersetzt. 


51. Nach § 167 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 

„§ 168 

Bei der Vernehmung des Beschuldigten, der 
Zeugen und Sachverständigen sowie bei der 
Einnahme des Augenscheins hat der Richter 
einen Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu- 
zuziehen. In dringenden Fällen kann der Richter 
eine von ihm zu vereidigende Person als Pro- 
tokollführer zuziehen. 


51. Nach § 167 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt; 


„§ 168 

unverändert 


§ 168 a 

(1) über jede richterliche Untersuchungs- 
handlung ist ein Protokoll aufzunehmen. Das 
Protokoll ist von dem Richter sowie dem Proto- 
kollführer zu unterschreiben. 

(2) Das Protokoll muß Ort und Tag der Ver- 
handlung sowie die Namen der mitwirkenden 
oder beteiligten Personen angeben und ersehen 
lassen, ob die wesentlichen Förmlichkeiten des 
Verfahrens beobachtet sind. 

(3) Das Protokoll ist den bei der Verhand- 
lung beteiligten Personen, soweit es sie betrifft, 
zur Genehmigung vorzulesen oder zur Durch- 
sicht vorzulegen. Die Genehmigung ist zu ver- 
merken. Das Protokoll wird von den Beteiligten 
unterschrieben, oder es wird darin angegeben, 
weshalb die Unterschrift unterblieben ist. 

(4) Niederschriften über die Erklärung des 
Beschuldigten, über die Angaben von Zeugen 
und Sachverständigen und über das Ergebnis 
eines Augenscheins können in einer gebräuch- 
lichen Kurzschrift als Anlage des Protokolls 
aufgenommen werden. Die Anlage ist den 
Beteiligten vorzulesen und allein von dem 
Protokollführer zu unterschreiben. In dem Pro- 
tokoll ist zu vermerken, daß die Anlage ver- 
lesen und genehmigt worden ist oder welche 
Einwendungen erhoben worden sind. Nach Be- 
endigung der Verhandlung ist unverzüglich 
eine Übertragung der Anlage des Protokolls in 
die gewöhnliche Schrift anzufertigen und von 
dem Protokollführer zu beglaubigen. Die Über- 
tragung tritt für das weitere Verfahren an die 
Stelle der Anlage. Der Nachweis der Unrichtig- 
keit der Übertragung ist zulässig. 

§ 168 b 

(1) Das Ergebnis staatsanwaltschaftlicher 
Untersuchungshandlungen ist aktenkundig zu 
machen. 


§ 168 a 

unverändert 


§ 168 b 

unverändert 
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(2) Uber die Vernehmung des Beschuldig- 
ten, der Zeugen und Sachverständigen soll ein 
Protokoll nach den §§ 168, 168 a aufgenommen 
werden, soweit dies ohne erhebliche Verzöge- 
rung der Ermittlungen geschehen kann. 

§ 168 c 

(1) Bei der richterlichen Vernehmung des 
Beschuldigten ist der Staatsanwaltschaft und 
dem Verteidiger die Anwesenheit gestattet. 

(2) Bei der richterlichen Vernehmung eines 
Zeugen oder Sachverständigen ist der Staatsan- 
waltschaft, dem Beschuldigten und dem Vertei- 
diger die Anwesenheit gestattet. 

(3) Der Richter kann einen Beschuldigten 
von der Anwesenheit bei der Verhandlung aus- 
schließen, wenn dessen Anwesenheit den Un- 
tersuchungszweck gefährden würde. Dies gilt 
namentlich dann, wenn zu befürchten ist, daß 
ein Zeuge in Gegenwart des Beschuldigten nicht 
die Wahrheit sagen werde. 

(4) Hat ein nicht in Freiheit befindlicher Be- 
schuldigter einen Verteidiger, so steht ihm ein 
Anspruch auf Anwesenheit nur bei solchen 
Terminen zu, die an der Gerichtsstelle des Or- 
tes abgehalten werden, wo er in Haft ist. 

(5) Von den Terminen sind die zur Anwesen- 
heit Berechtigten vorher zu benachrichtigen, so- 
weit dies ohne Gefährdung des Untersuchungs- 
erfolges geschehen kann. Auf die Verlegung 
eines Termins wegen Verhinderung haben die 
zur Anwesenheit Berechtigten keinen Anspruch. 


§ 168 d 

(1) Bei der Einnahme eines richterlichen Au- 
genscheins ist der Staatsanwaltschaft, dem Be- 
schuldigten und dem Verteidiger die Anwesen- 
heit bei der Verhandlung gestattet. § 168 c 
Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 

(2) Werden bei der Einnahme eines richter- 
lichen Augenscheins Sachverständige zugezo- 
gen, so kann der Beschuldigte beantragen, daß 
die von ihm für die Hauptverhandlung vorzu- 
schlagenden Sachverständigen zu dem Termin 
geladen werden, und, wenn der Richter den 
Antrag ablehnt, sie selbst laden lassen. Den 
vom Beschuldigten benannten Sachverständigen 
ist die Teilnahme am Augenschein und an den 
erforderlichen Untersuchungen insoweit ge- 
stattet, als dadurch die Tätigkeit der vom Rich- 
ter bestellten Sachverständigen nicht behindert 
wird. " 

52. Die bisherigen §§ 168 und 169 werden aufgeho- 
ben. 

53. Der bisherige § 168 a wird 169; in Absatz 1 
Satz 1 wird das Wort „Amtsrichter" durch die 
Worte „Richter beim Amtsgericht" ersetzt. 
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§ 168 c 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Von den Terminen sind die zur Anwesen- 
heit Berechtigten vorher zu benachrichtigen. Die 
Benachrichtigung unterbleibt, wenn sie den 
Untersuchungserfolg gefährden würde. Auf die 

Verlegung eines Termins wegen Verhinderung 
haben die zur Anwesenheit Berechtigten keinen 
Anspruch. 

§ 168 d 

unverändert 


52. unverändert 

53. unverändert 
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54. § 169 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „durch Ein- 
reichung einer Anklageschrift" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Hält die Staatsanwaltschaft die Zu- 
ständigkeit des Oberlandesgerichts im ersten 
Rechtszug oder des Schwurgerichts für be- 
gründet, so teilt sie dem Beschuldigten und 
seinem Verteidiger den Abschluß der Ermitt- 
lungen mit. In der Mitteilung ist anzugeben, 
wegen welcher Tat erwogen wird, Anklage 
zu erheben und welche Strafvorschriften in 
Betracht kommen. In der Mitteilung wird 
dem Beschuldigten und seinem Verteidiger 
ferner anheimgestellt, binnen einer zu be- 
stimmenden Frist zu erkären, ob sie ein- 
zelne Beweiserhebungen beantragen oder 
Einwendungen gegen die Einreichung der 
Anklageschrift Vorbringen wollen." 

55. § 169 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 entfällt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Hat 
der Beschuldigte einen Verteidiger, so ist 
auch dieser“ durch die Worte „Der Verteidi- 
ger des Beschuldigten ist“ ersetzt. 

56. § 169 c wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „wegen 
großer Entfernung“ gestrichen. 

b) Absatz 2 Salz 1 erhält folgende Fassung: 

„In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 
wird das Schlußgehör dem Verteidiger ge- 
währt.“ 

57. In § 170 Abs. 1 werden die Worte „entweder 
durch einen Antrag auf gerichtliche Vorunter- 
suchung oder" gestrichen. 

58. In § 172 Abs. 2 Satz 3 werden nach der Verwei- 
sung „§ 153 Abs. 2“ das Wort „oder“ durch 
einen Beistrich und die Verweisung „§ 153 a 
Abs. 1“ durch die Verweisung „§ 153 a Abs. 1 
Satz 1 oder § 153 b Abs. 1“ sowie die Verwei- 
sung „§§ 153b“ durch die Verweisung „§§ 153c“ 
ersetzt. 

59. ln § 173 Abs. 3 werden die Worte „eines seiner 
Mitglieder, den Untersuchungsrichter oder den 
Amtsrichter beauftragen" durch die Worte 
„einen beauftragten oder ersuchten Richter be- 
trauen" ersetzt. 

60. Der Dritte Abschnitt des Zweiten Buches „Ge- 
richtliche Voruntersuchung" wird aufgehoben. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 

54. § 169 a wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 


55. § 169 b wird aufgehoben. 

56. § 169 c entfällt 


57. unverändert 

Nummer 58 entfällt 

59. unverändert 

60. unverändert 
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61. § 198 entfällt. 

62. In § 199 Abs. 1 werden die Worte „Hat keine 
Voruntersuchung stattgefunden, so entscheidet 
das Gericht, das für die Haup Verhandlung zu- 
ständig ist," durch die Worte „Das für die 
Hauptverhandlung zuständige Gericht ent- 
scheidet" ersetzt. 

63. In § 200 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „Amts- 
richter als Einzelrichter" durch das Wort „Straf- 
richter" ersetzt. 

64. § 201 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 entfällt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert; 
aa) Die Sätze 2 und 3 entfallen. 

bb) Satz 4 wird durch folgende Sätze 2 und 3 
ersetzt: 

„Wird der vom Angeschuldigten erho- 
bene Einwand der Unzuständigkeit 
(§ 16) verworfen, so steht dem Ange- 
schuldigten sofortige Beschwerde zu. Im 
übrigen kann der Beschluß des Gerichts 
nicht angefochten werden." 

c) Absatz 3 entfällt. 

65. § 202 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Ab- 
satz; ihm wird folgender Satz angefügt: 

„Der Beschluß ist nicht anfechtbar." 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 entfallen. 

66. In § 203 werden die Worte „nach den Ergeb- 
nissen der Voruntersuchung oder, falls eine 
solche nicht stattgefunden hat," gestrichen. 

67. § 204 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 entfällt. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

68. § 208 entfällt. 

69. § 212 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch das Wort „Strafrichter" ersetzt. 

b) Absatz 2 entfällt. 

70. In § 212 b Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Amts- 
richter" durch das Wort „Strafrichter" ersetzt. 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

61. unverändert 

62. unverändert 

63. unverändert 

64. unverändert 


65. unverändert 

66. unverändert 

67.. unverändert 

68. unverändert 

69. unverändert 

70. unverändert 
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71. § 214 erhält folgende Fassung: 

„§ 214 

(1) Die zur Hauptverhandlung erforderlichen 
Ladungen ordnet der Vorsitzende an. Die Ge- 
schäftsstelle sorgt dafür, daß die Ladungen be- 
wirkt werden. 

(2) Ist anzunehmen, daß sich die Hauptver- 
handlung auf längere Zeit erstreckt, so kann 
der Vorsitzende die Ladung sämtlicher oder 
einzelner Zeugen und Sachverständigen zu 
einem späteren Zeitpunkt als dem Beginn der 
Hauptverhandlung anordnen. 

(3) Der Staatsanwaltschaft steht das Recht 
der unmittelbaren Ladung weiterer Personen 
zu. 

(4) Die Staatsanwaltschaft bewirkt die Her- 
beischaffung der als Beweismittel dienenden 
Gegenstände. Diese kann auch vom Gericht be- 
wirkt werden." 

72. In § 215 werden die Worte „und des § 208 
Abs. 2" gestrichen. 

73. § 221 erhält folgende Fassung: 

„§ 221 

Der Vorsitzende des Gerichts kann auch von 
Amts wegen die Herbeischaffung weiterer als 
Beweismittel dienender Gegenstände anord- 
nen." 

74. § 222 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Gericht hat die geladenen Zeugen 
und Sachverständigen der Staatsanwaltschaft 
und dem Angeklagten rechtzeitig namhaft zu 
machen und ihren Wohn- oder Aufenthaltsort 
anzugeben. Macht die Staatsanwaltschaft von 
ihrem Recht nach § 214 Abs. 3 Gebrauch, so 
hat sie die geladenen Zeugen und Sachverstän- 
digen dem Gericht und dem Angeklagten recht- 
zeitig namhaft zu machen und deren Wohn- 
oder Aufenthaltsort anzugeben." 

75. § 224 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Hat ein nicht in Freiheit befindlicher 
Angeklagter einen Verteidiger, so steht ihm 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 
71. unverändert 


72. unverändert 


73. unverändert 


74. unverändert 


75. § 224 erhält folgende Fassung: 

r,§ 224 

(1) Von den zum Zweck dieser Vernehmung 
anberaumten Terminen sind die Staatsanwalt- 
schaft, der Angeklagte und der Verteidiger vor- 
her zu benachrichtigen; ihrer Anwesenheit bei 
der Vernehmung bedarf es nicht. Die Benach- 
richtigung unterbleibt, wenn sie den Unter- 
sudiungserfolg gefährden würde. Das aufge- 
nommene Protokoll ist der Staatsanwaltschaft 
und dem Verteidiger vorzulegen. 

(2) unverändert 
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ein Anspruch auf Anwesenheit nur bei solchen 
Terminen zu, die an der Gerichtsstelle des 
Ortes abgehalten werden, wo er in Haft ist." 

76. § 228 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„über die Aussetzung einer Hauptverhandlung 
oder deren Unterbrechung nach § 229 Abs. 2 
entscheidet das Gericht." 

77. § 229 erhält folgende Fassung: 

»§ 229 

(1) Eine Hauptverhandlung darf bis zu zehn 
Tagen unterbrochen werden. 

(2) Hat die Hauptverhandlung bereits an 
mindestens zehn Tagen stattgefunden, so darf 
sie unbeschadet der Vorschrift des Absatzes 1 
einmal auch bis zu dreißig Tagen unterbrochen 
werden. Ist die Hauptverhandlung sodann an 
mindestens zehn Tagen fortgesetzt worden, so 
darf sie ein zweites Mal nach Satz 1 unter- 
brochen werden. 

(3) Wird die Hauptverhandlung nicht spä- 
testens am Tage nach Ablauf der in Absatz 1 
oder 2 bezeichneten Frist fortgesetzt, so ist mit 
ihr von neuem zu beginnen. Ist der Tag nach 
Ablauf der Frist ein Sonntag, ein allgemeiner 
Feiertag oder ein Sonnabend, so kann die 
Hauptverhandlung am nächsten Werktag fort- 
gesetzt werden." 

78. In § 256 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 


„Dasselbe gilt für Gutachten über die Aus- 
wertung eines Fahrtschreibers, die Bestimmung 
der Blutgruppe oder des Blutalkoholgehalts 
einschließlich seiner Rückrechnung sowie für 
ärztliche Berichte zur Entnahme von Blut- 
proben." 

79. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Verzichten alle zur Anfechtung Be- 
rechtigten auf Rechtsmittel oder wird inner- 
halb der Frist kein Rechtsmittel eingelegt, 
so müssen die erwiesenen Tatsachen, in 
denen die gesetzlichen Merkmale der Straf- 
tat gefunden werden, und das angewendete 
Strafgesetz angegeben werden. Den wei- 
teren Inhalt der Urteilsgründe bestimmt das 
Gericht unter Berücksichtigung der Umstände 
des Einzelfalls nach seinem Ermessen. Die 
Urteilsgründe können innerhalb der in § 275 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 


76. unverändert 


77. unverändert 


78. § 256 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach den Worten „Erklärungen öffentlicher 
Behörden" werden die Worte „sowie der 
Ärzte eines gerichtsärztlichen Dienstes" ein- 
gefügt. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 
unverändert 


79. unverändert 
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Abs. 1 Satz 2 vorgesehenen Frist ergänzt 
werden, wenn gegen die Versäumung der 
Frist zur Einlegung des Rechtsmittels Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand gewährt 
wird." 

b) In Absatz 5 werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt: 

„Verzichten alle zur Anfechtung Berechtig- 
ten auf Rechtsmittel oder wird innerhalb der 
Frist kein Rechtsmittel eingelegt, so braucht 
nur angegeben zu werden, ob die dem An- 
geklagten zur Last gelegte Straftat aus tat- 
sächlichen oder rechtlichen Gründen nicht 
festgestellt worden ist. Absatz 4 Satz 3 ist 
anzuwenden." 

80. § 268 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das Urteil wird durch Verlesung der Ur- 
teilsformel und Eröffnung der Urteilsgründe 
verkündet." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein- 
gefügt: 

„(3) Das Urteil soll am Schluß der Ver- 
handlung verkündet werden. Es muß 
spätestens am elften Tage danach verkündet 
werden, andernfalls mit der Hauptverhand- 
lung von neuem zu beginnen ist. §229 Abs. 3 
Satz 2 gilt entsprechend," 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

81. In § 270 Abs. 4 Satz 1 werden das Wort „Amts- 
richter" durch das Wort „Strafrichter" ersetzt 
sowie der Beistrich und die Worte „falls nicht 
eine Voruntersuchung stattgefunden hat," ge- 
strichen. 

82. In § 273 Abs. 2 werden nach dem Wort „Haupt- 
verhandlung" die Worte „vor dem Strafrichter 
und dem Schöffengericht" eingefügt. 

83. § 275 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist das Urteil mit den Gründen nicht 
bereits vollständig in das Protokoll aufge- 
nommen worden, so ist es unverzüglich zu 
den Akten zu bringen. Dies muß spätestens 
fünf Wochen nach der Verkündung gesche- 
hen; diese Frist verlängert sich für jeden 
begonnenen Abschnitt von zehn Hauptver- 
handlungstagen um zwei Wochen, wenn die 
Hauptverhandlung an mehr als drei Tagen 
stattgefunden hat. Nach Ablauf der Frist 
dürfen die Urteilsgründe nicht mehr ge- 
ändert werden. Die Frist darf nur über- 
schritten werden, wenn und solange das 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


80. unverändert 


81. unverändert 


82. unverändert 


83. § 275 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist das Urteil mit den Gründen nicht 
bereits vollständig in das Protokoll aufge- 
nommen worden, so ist es unverzüglich zu 
den Akten zu bringen. Dies muß spätestens 
fünf Wochen nach der Verkündung gesche- 
hen; diese Frist verlängert sich, wenn die 
Hauptverhandiung langer als drei Tage ge- 
dauert hat, um zwei Wochen, und wenn die 
Hauptverhandlung länger als zehn Tage ge- 
dauert hat, für jeden begonnenen Abschnitt 
schnitt von zehn Hauptverhandlungstagen 
um weitere zwei Wochen. Nach Ablauf der 
Frist dürfen die Urteilsgründe nicht mehr 
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Gericht durch einen im Einzelfall nicht vor- 
aussehbaren unabwendbaren Umstand an 
ihrer Einhaltung gehindert worden ist. Der 
Zeitpunkt des Eingangs und einer Ände- 
rung der Gründe ist von der Geschäfts- 
stelle zu vermerken.“ 


b) In Absatz 2 wird das Wort „Es" durch die 
Worte „Das Urteil" ersetzt. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 

geändert werden. Die Frist darf nur über- 
schritten werden, wenn und solange das Ge- 
richt durch einen im Einzelfall nicht voraus- 
sehbaren unabwendbaren Umstand an ihrer 
Einhaltung gehindert worden ist. Der Zeit- 
punkt des Eingangs und einer Änderung der 
Gründe ist von der Geschäftsstelle zu ver- 
merken.“ 

b) unverändert 


84. § 294 wird wie folgt geändert: 84. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „über die 
Voruntersuchung“ durch die Worte „über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Verweisung „(§ 198)“ 
durch die Verweisung „(§ 199)" ersetzt. 

85. In § 303 wird folgender Satz 2 angefügt: 85. unverändert 

„Die Zurücknahme eines Rechtsmittels des An- 
geklagten bedarf jedoch nicht der Zustimmung 

des Nebenklägers.“ 

86. § 304 wird wie folgt geändert: 86. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Unter- 
suchungsrichters,“ gestrichen und das Wort 
„Amtsrichters" durch die Worte „Richters im 
Vorverfahren" ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden der Beistrich und 
die Worte „den Angeschuldigten außer 
Verfolgung setzen" gestrichen. 

bb) In Nummer 5 werden nach der Verwei- 
sung „(§ 453 Abs. 3 Satz 3),“ die Worte 
„die Anordnung vorläufiger Maßnah- 
men zur Sicherung des Widerrufs 
(§ 453 c)," eingefügt. 


87. In § 306 Abs. 3 werden das Wort „Amtsrichters" 87. unverändert 
durch das Wort „Richters" und der Beistrich 
durch das Wort „und“ ersetzt sowie die Worte 
„und des Untersuchungsrichters“ gestrichen. 


88. In § 312 wird das Wort „Amtsrichters" durch 
das Wort „Strafrichters“ ersetzt. 


88. unverändert 


89. In § 313 wird das Wort „Amtsrichters" durch Nummer 89 entfällt 
das Wort „Strafrichters" ersetzt. 


90. § 315 wird wie folgt geändert: 90. unverändert 

a) In Absatz 2 werden die Worte „ein Gesuch 
um" durch die Worte „einen Antrag auf", 
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die Worte „jenes Gesuchs" durch die Worte 
„jenes Antrags" und die Worte „des Ge- 
suchs um" durch die Worte „des Antrags 
auf" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Gesuch um" 
durch die Worte „Antrag auf" ersetzt. 


91. § 329 wird wie folgt geändert: 91. unverändert 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist bei Beginn einer Hauptverhand- 
lung weder der Angeklagte noch in den Fäl- 
len, in denen dies zulässig ist, ein Vertreter 
des Angeklagten erschienen und das Aus- 
bleiben nicht genügend entschuldigt, so hat 
das Gericht eine Berufung des Angeklagten 
ohne Verhandlung zur Sache zu verwerfen. 

Dies gilt nicht, wenn das Berufungsgericht 
erneut verhandelt, nachdem die Sache vom 
Revisionsgericht zurückverwiesen worden 
ist. Ist die Verurteilung wegen einzelner 
von mehreren Taten weggefallen, so ist bei 
der Verwerfung der Berufung der Inhalt des 
aufrechterhaltenen Urteils klarzustellen; die 
erkannten Strafen können vom Berufungs- 
gericht auf eine neue Gesamtstrafe zurück- 
geführt werden." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 Satz 1 kann auf eine Berufung der 
Staatsanwaltschaft auch ohne den Angeklag- 
ten verhandelt werden. Eine Berufung der 
Staatsanwaltschaft kann in diesen Fällen 
auch ohne Zustimmung des Angeklagten 
zurückgenommen werden, es sei denn, daß 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 
vor liegen." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„(4) Sofern nicht nach Absatz 1 oder 2 
verfahren wird, ist die Vorführung oder Ver- 
haftung des Angeklagten anzuordnen. Hier- 
von ist abzusehen, wenn zu erwarten ist, 
daß er in der neu anzuberaumenden Haupt- 
verhandlung ohne Zwangsmaßnahmen er- 
scheinen wird." 


92. In § 330 wird folgender Absatz 2 angefügt: 92. unverändert 

„(2) Bleibt allein der gesetzliche Vertreter 
in der Hauptverhandlung aus, so ist ohne ihn 
zu verhandeln. Ist weder der gesetzliche Ver- 
treter noch der Angeklagte bei Beginn einer 
Hauptverhandlung erschienen, so gilt § 329 
Abs. 1 entsprechend; ist lediglich der Angeklag- 
te nicht erschienen, so gilt § 329 Abs. 2 Satz 1 
entsprechend." 
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In § 334 wird das Wort „Amtsrichters" durch Nummer 93 entfällt 
das Wort „Strafrichters" ersetzt. 


94. In § 338 Nr. 7 werden vor dem Strichpunkt die 94. unverändert 
Worte „oder diese nicht innerhalb des sich aus 
§ 275 Abs. 1 Satz 2 und 4 ergebenden Zeitraums 
zu den Akten gebracht worden sind" eingefügt. 


95. § 342 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 2 werden die Worte „ein Gesuch 
um" durch die Worte „einen Antrag auf", 
die Worte „jenes Gesuchs" durch die Worte 
„jenes Antrags" und die Worte „des Ge- 
suchs um" durch die Worte „des Antrags 
auf" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Gesuch um" 
durch die Worte „Antrag auf" ersetzt. 


96. Nach § 364 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 


„§ 364 a 

Das für die Entscheidungen im Wiederauf- 
nahmeverfahren zuständige Gericht bestellt 
dem Verurteilten, der keinen Verteidiger hat, 
auf Antrag einen Verteidiger für das Wieder- 
aufnahmeverfahren, wenn wegen der Schwierig- 
keit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung 
eines Verteidigers geboten erscheint. 

§ 364 b 

(1) Das für die Entscheidungen im Wieder- 
aufnahmeverfahren zuständige Gericht bestellt 
dem Verurteilten, der keinen Verteidiger hat, 
auf Antrag einen Verteidiger schon für die Vor- 
bereitung eines Antrags auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens, wenn 

1. hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte da- 
für vorliegen, daß bestimmte Ermittlungen 
zu Tatsachen oder Beweismitteln führen, 
welche die Zulässigkeit des Antrags auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens begrün- 
den können, 

2. wegen der Schwierigkeit der Sach- oder 
Rechtslage die Mitwirkung eines Verteidi- 
gers geboten erscheint und 

3. der Verurteilte außerstande ist, ohne Beein- 
trächtigung des für ihn und seine Familie 
notwendigen Unterhalts auf eigene Kosten 
einen Verteidiger zu beauftragen. 

Ist dem Verurteilten bereits ein Verteidiger 
bestellt, so stellt das Gericht auf Antrag durch 
Beschluß fest, daß die Voraussetzungen der 
Nummern 1 bis 3 des Satzes 1 vorliegen. 

(2) Für das Verfahren zur Vorbereitung der 
Entscheidung nach Absatz 1 gelten §118 Abs. 1 
und 2 sowie § 118 a Abs. 1 Satz 3 und 4 und 


95. unverändert 


96. Nach § 364 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 


„§ 364 a 

unverändert 


§ 364 b 

(1) Das für die Entscheidungen im Wieder- 
aufnahmeverfahren zuständige Gericht be- 
stellt dem Verurteilten, der keinen Vertei- 
diger hat, auf Antrag einen Verteidiger schon 
für die Vorbereitung eines Wiederaufnahmever- 
fahrens, wenn 

1. hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte da- 
für vorliegen, daß bestimmte Nachforschun- 
gen zu Tatsachen oder Beweismitteln füh- 
ren, welche die Zulässigkeit eines Antrags 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens begrün- 
den können, 

2. unverändert 


3. unverändert 


Ist dem Verurteilten bereits ein Verteidiger 
bestellt, so stellt das Gericht auf Antrag durch 
Beschluß fest, daß die Voraussetzungen der 
Nummern 1 bis 3 des Satzes 1 vorliegen. 

(2) Für den Nachweis der Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 gilt § 118 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung entsprechend. 
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Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozeßordnung entspre- 
chend; jedoch kann der Vorsitzende auch die 
Behörden des Poiizeidienstes ersuchen, Ermitt- 
lungen vorzunehmen. 

(3) Fallen die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 Satz 1 Nr. 3 nachträglich fort, so gelten 
für die Nachzahlung dieselben Vorschriften wie 
für das Armenrecht in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten. 

§ 364 c 

(1) Unbeschadet ihrer allgemeinen Befug- 
nisse stellt die Staatsanwaltschaft unter den 
Voraussetzungen des § 364 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
auf Antrag des Verteidigers des Verurteilten 
zur Vorbereitung eines Antrags auf Wiederauf- 
nahme des Verfahrens diejenigen Ermittlungen 
an, die dem Verurteilten oder seinem Vertei- 
diger nicht zuzumuten sind. Soweit das Vor- 
bringen des Verurteilten zur Bestellung eines 
Verteidigers nach § 364 b Abs. 1 Satz 1 oder 
einer Feststellung nach § 364 b Abs. 1 Satz 2 
geführt hat, kann die Staatsanwaltschaft die 
Ermittlungen nicht mit der Begründung ableh- 
nen, die Voraussetzungen des § 364 b Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 lägen nicht vor. 

(2) Die Staatsanwaltschaft teilt das Ergebnis 
der beantragten Ermittlungen dem Verteidiger 
mit. Bei der Vernehmung eines Zeugen oder 
Sachverständigen und bei der Einnahme eines 
Augenscheins ist dem Verteidiger die Anwesen- 
heit zu gestatten. Von den zum Zwecke der Vor- 
nahme derartiger Ermittlungen anberaumten 
Terminen ist der Verteidiger vorher zu benach- 
richtigen, sofern dies nicht wegen Gefahr im 
Verzug untunlich ist; seiner Anwesenheit im 
Termin bedarf es nicht. 

(3) Gibt die Staatsanwaltschaft dem Antrag 
nach Absatz 1 ganz oder teilweise keine Folge, 
so kann der Verurteilte gerichtliche Entschei- 
dung beantragen. Für das Verfahren gelten die 
§§ 171, 172, 173 Abs. 1, §§ 174 und 177 ent- 
sprechend. 

(4) Die Staatsanwaltschaft kann die Ermitt- 
lungen auf alle ihr wesentlich erscheinenden 
Umstände erstrecken." 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


Absatz 3 entfällt 


§ 364 c 

(1) Unbeschadet ihrer allgemeinen Befug- 
nisse stellt die Staatsanwaltschaft unter den 
Voraussetzungen des § 364 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
auf Antrag des Verteidigers des Verurteilten 
zur Vorbereitung eines Wiederaufnahmeverfah- 
rens die erforderlichen Ermittlungen an, wenn 
der Verurteilte oder sein Verteidiger entspre- 
chende Nachforschungen nicht oder nur unter 
erheblichen Schwierigkeiten anstellen können. 
Soweit das Vorbringen des Verurteilten zur Be- 
stellung eines Verteidigers nach § 364 b Abs. 1 
Satz 1 oder einer Feststellung nach §364 b Abs. 1 
Satz 2 geführt hat, kann die Staatsanwaltschaft 
die Ermittlungen nicht mit der Begründung 
ablehnen, die Voraussetzungen des § 364 b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 lägen nicht vor. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


96a. § 367 erhält folgende Fassung: 

rr§ 367 

(1) Die Zuständigkeit des Gerichts für die 
Entscheidungen im Wideraufnahmeverfahren 
und über den Antrag zur Vorbereitung eines 
Wiederaufnahmeverfahrens richtet sich nach 
den besonderen Vorschriften des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes. Der Verurteilte kann Anträge 
nach den §§ 364 a, 364 b oder einen Antrag auf 
Zulassung der Wiederaufnahme des Verfah- 
rens auch bei dem Gericht einreichen, dessen 
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97. In § 369 Abs. 3 Satz 2 wird die Verweisung 
„Die §§ 194, 224 Abs. 1" durch die Verweisung 
„§ 168 c Abs. 3, § 224 Abs. 1" ersetzt. 


98. In § 372 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Wird der Beschwerde gegen einen Be- 
schluß stattgegeben, durch den das Gericht den 
Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
als unzulässig oder unbegründet verworfen hat, 
so bestimmt das Beschwerdegericht zugleich, 
daß das weitere Verfahren vor einer anderen 
Abteilung oder Kammer des Gerichts, dessen 
Beschluß aufgehoben wird, oder vor einem zu 
demselben Land gehörenden benachbarten Ge- 
richt gleicher Ordnung stattzufinden hat. In 
Verfahren, in denen ein Oberlandesgericht im 
ersten Rechtszug entschieden hat, bestimmt der 
Bundesgerichtshof, daß das weitere Verfahren 
vor einem anderen Senat dieses Gerichts statt- 
zufinden hat." 

99. § 377 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Übernimmt die Staatsanwaltschaft die 
Verfolgung, so erhält der Privatkläger die Stel- 
lung eines Nebenklägers." 

100. § 385 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 entfällt. 

b) Die Absätze 3 bis 6 werden Absätze 2 bis 5. 

101. § 395 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Eltern, Kinder, Geschwister und der 
Ehegatte eines durch eine mit Strafe bedrohte 
Handlung Getöteten sowie der Verletzte, der 
durch einen Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung (§ 172) die Erhebung der öffentlichen 
Klage herbeigeführt hat, können sich der er- 
hobenen öffentlichen Klage als Nebenkläger 
anschließen. 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

Urteil angefochten wird; dieses leitet den An- 
trag dem zuständigen Gericht zu. 

(2) Die Entscheidungen über Anträge nach 
den §§ 364 a, 364 b und den Antrag auf Zulas- 
sung der Wiederaufnahme des Verfahrens er- 
gehen ohne mündliche Verhandlung." 

97. § 369 Abs. 3 wird folgendermaßen geändert: 

a) in Satz 2 wird die Verweisung „Die §§ 194, 
224 Abs. 1" durch die Verweisung „§ 168 c 
Abs. 3, § 224 Abs. 1" ersetzt. 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Befindet sich der Angeklagte nicht auf 
freiem Fuß, so hat er keinen Anspruch auf 
Anwesenheit, wenn der Termin nicht an der 
Gerichtsstelle des Ortes abgehalten wird, wo 
er sich in Haft befindet, und seine Mitwir- 
kung der mit der Beweiserhebung bezweck- 
ten Klärung nicht dienlich ist." 

Nummer 98 entfällt 


99. unverändert 


100. unverändert 


101. In § 395 Abs. 1 werden nach Satz 1 der Punkt 
durch einen Beistrich ersetzt und folgende 
Worte angefügt: 

„in Verfahren bei Strafbefehlen jedoch erst 
dann, wenn Termin zur Hauptverhandlung an- 
beraumt (§ 408 Abs. 2, § 411 Abs. 1) oder der 
Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls abgelehnt 
worden ist." 
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(2) Der Anschluß kann in jeder Lage des 
Verfahrens, zur Einlegung von Rechtsmitteln 
auch nach ergangenem Urteil, geschehen. Im 
Verfahren bei Strafbefehlen ist der Anschluß 
schon mit dem. Eingang des Antrags der Staats- 
anwaltschaft bei Gericht möglich." 

102. § 396 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Eine vor Erhebung der öffentlichen Klage 
bei der Staatsanwaltschaft oder dem Ge- 
richt eingegangene Anschlußerklärung wird 
mit Erhebung der öffentlichen Klage wirk- 
sam." 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Verweisung 
„§ 153 Abs. 3" durch die Verweisung „§ 153 
Abs. 3 oder § 153 a Abs. 2" ersetzt. 

103. § 397 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Der Beschluß, der das Verfahren nach 
§ 153 Abs. 3, § 153 a Abs. 2 oder § 153 b 
Abs. 2 einstellt, kann vom Nebenkläger nicht 
angefochten werden." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

104. In § 399 Abs. 1 werden nach dem Wort „bedür- 
fen" die Worte „außer in den Fällen des § 401 
Abs. 1 Satz 2" eingefügt. 

105. § 400 wird aufgehoben. 

106. § 401 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 durch folgende Sätze 
2 und 3 ersetzt: 

„Geschieht der Anschluß nach ergangenem 
Urteil zur Einlegung eines Rechtsmittels, so 
ist dem Nebenkläger das angefochtene Urteil 
sofort zuzustellen. Die Frist zur Begründung 
des Rechtsmittels beginnt mit Ablauf der für 
die Staatsanwaltschaft laufenden Frist zur 
Einlegung des Rechtsmittels oder, wenn das 
Urteil dem Nebenkläger noch nicht zugestellt 
war, mit der Zustellung des Urteils an ihn 
auch dann, wenn eine Entscheidung über die 
Berechtigung des Nebenklägers zum An- 
schluß noch nicht ergangen ist." 

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

„(2) War der Nebenkläger in der Haupt- 
verhandlung anwesend oder durch einen An- 
walt vertreten, so beginnt für ihn die Frist 
zur Einlegung des Rechtsmittels auch dann 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


102. § 396 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


Buchstabe b entfällt 


103. § 397 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Der Beschluß, der das Verfahren nach 
§ 153 Abs. 2, § 153 a Abs. 2 oder § 153 b 
Abs. 2 einstellt, kann vom Nebenkläger nicht 
angefochten werden." 

b) unverändert 

104. unverändert 

105. unverändert 

106. unverändert 
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mit der Verkündung des Urteils, wenn er bei 
dieser nicht mehr zugegen oder vertreten 
war; er kann die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen die Versäumung der 
Frist nicht wegen fehlender Rechtsmittelbe- 
lehrung beanspruchen. Ist der Nebenkläger 
in der Hauptverhandlung überhaupt nicht 
anwesend oder vertreten gewesen, so be- 
ginnt die Frist mit der Zustellung der Ur- 
teilsformel an ihn. 

(3) Hat allein der Nebenkläger Berufung 
eingelegt, so ist diese, wenn bei Beginn einer 
Hauptverhandlung weder der Nebenkläger 
noch für ihn ein Rechtsanwalt erschienen ist, 
unbeschadet der Vorschrift des § 301 sofort 
zu verwerfen. Der Nebenkläger kann binnen 
einer Woche nach der Versäumung unter den 
Voraussetzungen der §§ 44 und 45 die Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand bean- 
spruchen." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 


107. § 407 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Amtsrichters" 
durch das Wort „Strafrichters" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte „Frei- 
heitsstrafe bis zu drei Monaten/' ge- 
strichen. 

bb) In Nummer 2 werden die Worte „ein 
Jahr" durch die Worte „zwei Jahre" 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch das Wort „Strafrichter" ersetzt. 

d) Absatz 4 Satz 1 und 2 entfällt. 


108. § 408 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Amts- 
richter" durch das Wort „Strafrichter" er- 
setzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch das Wort „Strafrichter" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden das Wort „Amtsrich- 
ter" durch das Wort „Strafrichter" er- 
setzt und die Worte „oder über die 
Strafaussetzung zur Bewährung abwei- 
chend vom Antrag der Staatsanwalt- 
schaft entscheiden" gestrichen. 


109. In § 409 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „die 
Strafe zur Bewährung ausgesetzt oder" sowie 
die Verweisung „§ 268 a Abs. 2/' gestrichen. 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 


107. § 407 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 

Buchstabe b entfällt 


c) unverändert 

d) unverändert 

108. § 408 wird wie folgt geändert: 

ln Absatz 1 Satz 2 und in Absatz 2 Satz 1 und 2 
wird jeweils das Wort „Amtsrichter" durch das 
Wort „Strafrichter" ersetzt. 


Nummer 109 entfällt 
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110. § 411 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei rechtzeitigem Einspruch wird Ter- 
min zur Hauptverhandlung anberaumt." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein- 
gefügt: 

„(3) Die Klage und der Einspruch können 
bis zur Verkündung des Urteils im ersten 
Reditszug zurückgenommen werden. § 303 
gilt entsprechend." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

111. § 412 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz 
und erhält folgende Fassung: 

„Ist bei Beginn einer Hauptverhandlung 
der Angeklagte weder erschienen noch durch 
einen Verteidiger vertreten und ist das Aus- 
bleiben nicht genügend entschuldigt, so ist 
§ 329 Abs. 1, 3 und 4 entsprechend anzuwen- 
den. Hat der gesetzliche Vertreter Einspruch 
eingelegt, so ist auch § 330 entsprechend an- 
zuwenden." 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

112. § 413 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden das Wort „Amts- 
richter" durch das Wort „Strafrichter" er- 
setzt und das Wort „Freiheitsstrafe," ge- 
strichen. 

b) In den Absätzen 3 und 5 wird jeweils das 
Wort „Amtsrichter" durch das Wort „Straf- 
richter" ersetzt. 

113. § 430 Abs. 4 entfällt. 

114. § 441 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 
110. unverändert 


111. unverändert 


Nummer 112 entfällt 


113. unverändert 

114. unverändert 

114 a. Nach § 450 wird folgender § 450 a eingefügt: 

„§ 450 a 

(1) Auf die zu vollstreckende Freiheitsstrafe 
ist auch die im Ausland erlittene Freiheitsent- 
ziehung anzurechnen, die der Verurteilte in 
einem Auslieferungsverfahren zum Zwecke der 
Strafvollstreckung erlitten hat. Dies gilt auch 
dann, wenn der Verurteilte zugleich zum 
Zwecke der Strafverfolgung ausgeliefert wor- 
den ist. 


(2) Bei Auslieferung zum Zwecke der Voll- 
streckung mehrerer Strafen ist die im Ausland 
erlittene Freiheitsentziehung auf die höchste 
Strafe, bei Strafen gleicher Höhe auf die Strafe 
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115. In § 451 Abs, 3 wird das Wort „Amtsrichtern'' 
durch die Worte^ „Richtern beim Amtsgericht" 
ersetzt. 

116. In § 453 a Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „ein 
Mitglied des Gerichts beauftragen oder einen 
Amtsrichter darum ersuchen" durch die Worte 
„einen beauftragten oder ersuchten Richter be- 
trauen" ersetzt. 

117. Nach § 453 b wird folgender § 453 c eingefügt: 

„§ 453c 

(1) Sind hinreichende Gründe für die An- 
nahme vorhanden, daß die Aussetzung wider- 
rufen wird, so kann das Gericht bis zur Rechts- 
kraft des Widerrufsbeschlusses, um sich der 
Person des Verurteilten zu versichern, vorläu- 
fige Maßnahmen treffen, notfalls, unter den 
Voraussetzungen des § 112 Abs. 2 Nr. 1 oder 2, 
einen Haftbefehl erlassen. 

(2) Die auf Grund eines Haftbefehls nach Ab- 
satz 1 erlittene Haft wird auf die zu voll- 
streckende Freiheitsstrafe angerechnet. § 33 
Abs. 4 Satz 1, §§ 114 bis 115 a, § 119 gelten ent- 
sprechend." 

118. In § 454 Abs. 3 Satz 1 wird nach der Verweisung 
„§§ 453b," die Vervveisung „453c," eingefügt. 

119.7/1 § 457 Abs. 3 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch die Worte „Richter beim Amtsgericht“ 
ersetzt. 


120. In § 464 a Abs. 1 wird folgender Satz 3 ange- 
fügt: 

„Zu den Kosten eines Antrags auf Wiederauf- 
nahme des durch ein rechtskräftiges Urteil ab- 
geschlossenen Verfahrens gehören auch die zur 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

anzurechnen, die nach der Einlieferung des Ver- 
urteilten zuerst vollstreckt wird. 

(3) Das Gericht kann auf Antrag der Staats- 
anwaltschaft anordnen, daß die Anrechnung 
ganz oder zum Teil unterbleibt, wenn sie im 
Hinblick auf das Verhalten des Verurteilten 
nach dem Erlaß des Urteils, in dem die dem Ur- 
teil zugrunde liegenden tatsächlichen Feststel- 
lungen letztmalig geprüft werden konnten, nicht 
gerechtfertigt ist. Trifft das Gericht eine solche 
Anordnung, so wird die im Ausland erlittene 
Freiheitsentziehung, soweit ihre Dauer die 
Strafe nicht überschreitet, auch in einem ande- 
ren Verfahren auf die Strafe nicht angerechnet." 

Nummer 115 entfällt 


116. unverändert 


117. unverändert 


118. unverändert 


Nummer 119 entfällt 


119 a. In § 462 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „den 
§§ 458 bis 461" durch die Angabe „§ 450 a 
Abs. 3 Satz 1, §§ 458 bis 461" ersetzt. 


120. unverändert 
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Vorbereitung eines Wiederaufnahmeverfahrens 
(§§ 364 a bis 364 c) entstandenen Kosten, soweit 
sie durch einen Antrag des Verurteilten verur- 
sacht sind." 

120 a. § 464 b wird wie folgt geändert: 

a) Als Satz 2 wird eingefügt: 

„Auf Antrag ist auszusprechen, daß die fest- 
gesetzten Kosten und Auslagen von der An- 
bringung des Festsetzungsantrags an mit 
vier vom Hundert zu verzinsen sind." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


121. In § 467 Abs. 1 werden die Worte „außer Ver- 121. unverändert 
folgung gesetzt oder wird" durch die Worte 
„die Eröffnung des Hauptverfahrens gegen ihn 
abgelehnt oder" ersetzt. 

121 a. § 467 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 entfällt. 

b) Die Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 


122. In § 471 Abs. 2 werden die Worte „der Beschul- 122. unverändert 
digte außer Verfolgung gesetzt oder" durch die 

Worte „die Klage gegen den Beschuldigten zu- 
rückgewiesen oder wird dieser" ersetzt. 

123. ln § 472 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „der Nummer 123 entfällt 
Angeschuldigte außer Verfolgung gesetzt oder" 

durch die Worte „die Eröffnung des Hauptver- 
fahrens gegen den Angeschuldigten abgelehnt 
oder wird dieser" ersetzt. 


Artikel 2 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 21 e Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „die 

Untersuchungsrichter und" gestrichen. 

2. § 24 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2, Verbrechen und Vergehen, wenn nicht die 
Zuständigkeit des Landgerichts nach § 74 
Abs. 2 oder § 74 a oder des Oberlandes- 
gerichts nach § 120 begründet, im Einzelfall 
eine höhere Strafe als drei Jahre Freiheits- 
strafe oder die Anordnung der Sicherungs- 
verwahrung zu erwarten ist oder die 
Staatsanwaltschaft wegen der besonderen 
Bedeutung des Falles Anklage beim Land- 
gericht erhebt." 


Artikel 2 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 


2. § 24 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die Zuständigkeit des Landgerichts nach 
§ 74 Abs. 2 oder § 74 a oder des Ober- 
landesgerichts nach § 120 begründet ist," 
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3. In § 25 werden die Worte „allein entscheidet" 
durch die Worte „entscheidet als Strafrichter" 
und die Worte „zum Einzelrichter" durch die 
Worte „vor dem Strafrichter" ersetzt. 


4. In § 28 werden die Worte „Richter beim Amts- 
gericht allein" durch das Wort „Strafrichter" 

ersetzt. 

5. § 33 wird wie folgt geändert; 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Personen, die bei Beginn der Amts- 
periode das dreißigste Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben würden;" 

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 
eingefügt: 

„2. Personen, die das siebzigste Lebensjahr 
vollendet haben oder es bis zum Beginn 
der Amtsperiode vollenden würden;" 

c) Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden 
Nummern 3 und 4. 

6. § 34 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5. gerichtliche Vollstreckungsbeamte, Poli- 
zeivollzugsbeamte, Bedienstete des 
Strafvollzugs sowie hauptamtliche Be- 
währungs- und Gerichtshelfer;" 

b) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 
angefügt: 

„7. Personen, die sechs Jahre lang als 
ehrenamtliche Richter in der Strafrechts- 
pflege tätig gewesen sind." 


7. § 35 wird wie folgt geändert: 

Die Nummern 2 bis 6 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„2. Personen, die in der vorhergehenden 
Amtsperiode die Verpflichtung eines 
ehrenamtlichen Richters in der Straf- 
rechtspflege an dreißig Tagen erfüllt 
haben, sowie Personen, die bereits als 
ehrenamtliche Richter tätig sind; 

3. Ärzte, Zahnärzte, Krankenschwestern, 
Kinderkrankenschwestern, Krankenpfle- 
ger und Hebammen; 

4. Apothekenleiter, die keinen weiteren 
Apotheker beschäftigen; 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

3. In § 25 werden die Worte „allein entscheidet" 
durch die Worte „entscheidet als Strafrichter" 
und in Nummer 3 die Worte „zum Einzelrich- 
ter" durch die Worte „vor dem Strafrichter" 
ersetzt. 

4. unverändert 


5. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Personen, die bei Beginn der Amts- 
periode das fünfundzwanzigste Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben wür- 
den;" 

b) unverändert 


c) unverände rt 


6. § 34 Abs, 1 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 
angefügt: 

„7. Personen, die acht Jahre lang als 
ehrenamtliche Richter in der Strafrechts- 
pflege tätig gewesen sind und deren 
letzte Dienstleistung zu Beginn der 
Amtsperiode weniger als acht Jahre zu- 
rückliegt." 

7. § 35 wird wie folgt geändert: 

Die Nummern 2 bis 6 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„2. Personen, die in der vorhergehenden Amts- 
periode die Verpflichtung eines ehrenamt- 
lichen Richters in der Strafrechtspflege an 
vierzig Tagen erfüllt haben, sowie Perso- 
nen, die bereits als ehrenamtliche Richter 
tätig sind;" 

3. unverändert 


4. unverändert 
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5. Personen, die glaubhaft machen, daß 
ihnen die unmittelbare persönliche 
Fürsorge für ihre Familie die Aus- 
übung des Amtes in besonderem Maße 
erschwert; 

6. Personen, die das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr vollendet haben oder es bis 
zum Ende der Amtsperiode vollendet 
haben würden." 

8. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Gemeinde stellt in jedem dritten 
Jahr eine Vorschlagsliste für Schöffen auf. 
Für die Aufnahme in die Liste ist die Zu- 
stimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Zahl der Mitglieder der Gemeindevertre- 
tung erforderlich." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Die Vorschlagsliste soll alle Grup- 
pen der Bevölkerung nach Geschlecht, Alter, 
Beruf und sozialer Stellung angemessen be- 
rücksichtigen. Sie soll außer dem Namen 
auch den Geburtstag, den Geburtsort, die 
Wohnung und den Beruf des Vorgeschla- 
genen angeben." 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

9. § 39 erhält folgende Fassung: 

„§ 39 

Der Richter beim Amtsgericht stellt die Vor- 
schlagslisten der Gemeinden zur Liste des Be- 
zirks zusammen und bereitet den Beschluß über 
die Einsprüche vor. Er hat die Beachtung der 
Vorschriften des § 36 Abs. 3 zu prüfen und die 
Abstellung etwaiger Mängel zu veranlassen." 

10. In § 40 Abs. 1 wird das Wort „zweite" durdi das 
Wort „dritte" ersetzt. 

11. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Absatz wird Absatz 1; 
in ihm werden die Worte „zwei Geschäfts- 
jahre" durch die Worte „drei Geschäfts- 
jahre" ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) Bei der Wahl soll darauf geachtet 
werden, daß alle Gruppen der Bevölkerung 
nach Geschlecht, Alter, Beruf und sozialer 
Stellung angemessen berücicsichtigt wer- 
den." 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 
5. unverändert 


6. unverändert 


8. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Gemeinde stellt in jedem vierten 
Jahr eine Vorschlagsliste für Schöffen auf. 
Für die Aufnahme in die Liste ist die Zu- 
stimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Zahl der Mitglieder der Gemeindevertre- 
tung erforderlich." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Die Vorschlagsliste soll alle Grup- 
pen der Bevölkerung nach Geschlecht, Alter, 
Beruf und sozialer Stellung angemessen be- 
rücksichtigen. Sie muß Geburtsnamen, Fami- 
liennamen, Vornamen, Tag und Ort der Ge- 
burt, Wohnanschrift und Beruf der vorge- 
schlagenen Personen enthalten. 

c) unverändert 


9. unverändert 


10. In § 40 Abs. 1 wird das Wort „zweite" durch das 
Wort „vierte" ersetzt. 

11. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Absatz wird Absatz 1 ; 
in ihm werden die Worte „zwei Geschäfts- 
jahre" durch die Worte „vier Geschäfts- 
jahre" ersetzt. 

b) unverändert 
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12. In § 51 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Wahl- 
periode" durch das Wort „Amtsperiode" er- 
setzt. 

13. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 


14. In § 60 werden die V7orte „und Untersuchungs- 
richter bestellt" gestrichen. 

15. § 73 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Strafkammern entscheiden über Be- 
schwerden gegen Verfügungen des Richters 
beim Amtsgericht, gegen Entscheidungen des 
Richters beim Amtsgericht und der Schöffen- 
gerichte sowie über Anträge auf gerichtliche 
Entscheidung in den Fällen des § 161 a Abs. 3 
der Strafprozeßordnung." 

16. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Amtsgerichts" der Beistrich und die Worte 
„des Schwurgerichts" gestrichen. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Für die Verbrechen 

1. der Unzucht und Notzucht mit Todes- 
folge 178 des Strafgesetzbuches), 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

lla. § 43 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Zahl der Hauptschöffen ist so zu 
bemessen, daß voraussichtlich jeder zu nicht 
mehr als zwölf ordentlichen Sitzungstagen im 
Jahr herangezogen wird." 

llb. In § 45 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Auslosung ist so vorzunehmen, daß jeder 
ausgeloste Hauptschöffe möglichst zu zwölf 
Sitzungstagen herangezogen wird." 

12. unverändert 


13. unverändert 


13a. § 58 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung einem Amtsgericht für 
die Bezirke mehrerer Amtsgerichte die Straf- 
sachen ganz oder teilweise, Entscheidungen be- 
stimmter Art in Strafsachen sowie Rechtshilfe- 
ersuchen in strafrechtlichen Angelegenheiten 
von Stellen außerhalb des räumlichen Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes zuzuweisen, sofern 
die Zusammenfassung für eine sachdienliche 
Förderung oder schnellere Erledigung der Ver- 
fahren zweckmäßig ist." 

14. unverändert 


15. unverändert 


16. § 74 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Für die Verbrechen 

1. des sexuellen Mißbrauchs von Kindern 

mit Todesfolge (§ 176 Abs. 4 des Straf- 
gesetzbuches), 
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2. des Mordes (§ 211 des Strafgesetzbu- 
ches), 

3. des Totschlags (§ 212 des Strafgesetz- 
buches), 

4. der Kindestötung (§ 217 des Strafgesetz- 
buches), 

5. der Aussetzung mit Todesfolge (§ 221 
Abs. 3 letzter Halbsatz des Strafgesetz- 
buches), 

6. der Körperverletzung mit Todesfolge 
(§ 226 des Strafgesetzbuches), 

7. der Vergiftung mit Todesfolge (§ 229 
Abs. 2 letzter Halbsatz des Strafgesetz- 
buches), 

8. der Freiheitsberaubung mit Todesfolge 
(§ 239 Abs. 3 des Strafgesetzbuches), 

9. des erpresserischen Menschenraubes mit 
Todesfolge (§ 239 a Abs. 2 des Straf- 
gesetzbuches), 

10. der Geiselnahme mit Todesfolge {§ 239 b 
Abs. 2 in Verbindung mit § 239 a Abs. 2 
des Strafgesetzbuches), 

11. des besonders schweren Raubes (§ 251 
des Strafgesetzbuches), 

12. des räuberischen Diebstahls und der 
räuberischen Erpressung (§§ 252, 255 
des Strafgesetzbuches), wenn die Strafe 
aus § 251 des Strafgesetzbuches zu ent- 
nehmen ist, 

13. der besonders schweren Brandstiftung 
(§ 307 des Strafgesetzbuches), 

14. der Herbeiführung einer Explosion mit 
Todesfolge (§ 311 Abs. 1 bis 3 des Straf- 
gesetzbuches), 

15. der Überschwemmung mit Todesfolge 
(§ 312 letzter Halbsatz des Strafgesetz- 
buches), 

16. des Anschlags auf ein Luftfahrzeug mit 
Todesfolge (§ 316 c Abs. 2 des Strafge- 
setzbuches), 

17. der Beschädigung wichtiger Bauten mit 
Todesfolge (§ 321 Abs. 2 letzter Halb- 
satz des Strafgesetzbuches), 

18. der gemeingefährlichen Vergiftung mit 
Todesfolge (§ 324 letzter Halbsatz des 
Strafgesetzbuches) , 

19. der Freiheitsberaubung im Amt mit 
Todesfolge (§§ 341, 239 Abs. 3 des Straf- 
gesetzbuches), 

20. der Herbeiführung einer Explosion durch 
Kernenergie und des Mißbrauchs ioni- 
sierender Strahlen (§§ 40, 41 Abs. 2 des 
Atomgesetzes) 

ist eine Strafkammer als Schwurgericht zu- 
ständig. § 120 bleibt unberührt." 


2. der Vergewaltigung mit Todesfolge 
(§ 177 Abs. 3 des Strafgesetzbuches), 

3. der sexuellen Nötigung mit Todesfolge 
(§ 178 Abs. 3 des Strafgesetzbuches), 

4. des Mordes (§ 211 des Strafgesetz- 
buches), 

5. des Totschlags (§ 212 des Strafgesetz- 
buches), 

6. der Kindestötung (§ 217 des Strafgesetz- 
buches), 

7. der Aussetzung mit Todesfolge (§ 221 
Abs. 3 letzter Halbsatz des Strafgesetz- 
buches), 

8. der Körperverletzung mit Todesfolge 
(§ 226 des Strafgesetzbuches), 

9. der Vergiftung mit Todesfolge (§ 229 
Abs. 2 letzter Halbsatz des Strafgesetz- 
buches), 

10. der Freiheitsberaubung mit Todesfolge 
(§ 239 Abs. 3 des Strafgesetzbuches), 

11. des erpresserischen Menschenraubes 
mit Todesfolge (§ 239 a Abs. 2 des Straf- 
gesetzbuches), 

12. der Geiselnahme mit Todesfolge (§ 239 b 
Abs. 2 in Verbindung mit § 239 a Abs. 2 
des Strafgesetzbuches), 


13. des Raubes mit Todesfolge (§ 251 des 
Strafgesetzbuches) , 

14. des räuberischen Diebstahls mit Todes- 
folge (§ 252 in Verbindung mit § 251 des 
Strafgesetzbuches) , 

15. der räuberischen Erpressung mit Todes- 
folge (§ 255 in Verbindung mit § 251 des 
Strafgesetzbuches) , 

16. der besonders schweren Brandstiftung 
(§ 307 des Strafgesetzbuches), 

17. des Herbeiführens einer Explosion durch 
Kernenergie (§ 310 b Abs. 1 bis 3 des 
Strafgesetzbuches), 

18. des Herbeiführens einer Sprengstoff- 
explosion mit Todesfolge (§ 311 Abs. 1 
bis 3 des Strafgesetzbuches), 

19. des Mißbrauchs ionisierender Strahlen 

gegenüber einer unübersehbaren Zahl 
von Menschen (§ 311 a Abs. 2 des Straf- 
gesetzbuches), 

20. des Herbeiführens einer lebensgefähr- 
denden Überschwemmung mit Todes- 
folge (§ 312 letzter Halbsatz des Straf- 
gesetzbuches), 
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c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; in 
ihm werden die Worte „Richters beim 
Amtsgericht" durch das Wort „Strafrich- 
ters" ersetzt 

17. § 74 c Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. nach dem Wirtschaftsstrafgesetz 1954, dem 
Außenwirtschaftsgesetz, den Devisenbe- 
wirtschaftungsgesetzen sowie dem Finanz- 
monopol-, Steuer- und Zollrecht, auch so- 
weit dessen Strafvorschriften nach ande- 
ren Gesetzen anwendbar sind,". 


18. Nach § 74 c wird folgender § 74 d eingefügt: 

.§ 74 d 

(1) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung einem Landgericht 
für die Bezirke mehrerer Landgerichte die in 
§ 74 Abs. 2 bezeichneten Strafsachen zuzuwei- 
sen, sofern dies der sachlichen Förderung der 
Verfahren dient. Die Landesregierungen können 
die Ermächtigung auf die Landesjustizverwal- 
tungen übertragen. 

(2) Die Landesjustizverwaltung verteilt die 
Zahl der erforderlichen Hauptschöffen auf sämt- 
liche Amtsgerichte des durch Reditsverordnung 
nach Absatz 1 gebildeten Bezirks." 


19. § 76 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In der Hauptverhandlung ist die Straf- 
kammer besetzt: 

mit dem Vorsitzenden und zwei Schöffen 
(kleine Strafkammer), wenn sich die Berufung 
gegen ein Urteil des Strafrichters richtet; 

mit drei Richtern einschließlich des Vorsit- 
zenden und zwei Schöffen bei den in § 74 Abs. 2 
bezeichneten Strafsachen (Schwurgericht) ; 

mit drei Richtern einschließlich des Vorsit- 
zenden und zwei Schöffen in allen übrigen Fäl- 
len (große Strafkammer)." 
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21. des Angriffs auf den Luftverkehr mit 

Todesfolge (§ 316 c Abs. 2 des Straf- 
gesetzbuches), 

22. der Beschädigung wichtiger Anlagen mit 
Todesfolge (§ 321 Abs. 2 letzter Halb- 
satz des Strafgesetzbuches), 

23. der gemeingefährlichen Vergiftung mit 
Todesfolge (§ 324 letzter Halbsatz des 
Strafgesetzbuches) 

ist eine Strafkammer als Schwurgericht zu- 
ständig. § 120 bleibt unberührt." 

c) unverändert 


17. unverändert 


18. unverändert 


19. unverändert 
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20. § 77 wird wie folgt geändert: 20. unverändert 

a) In Absatz 1 werden nach den Worten „Für 
die Schöffen" die Worte „beim Schwurge- 
richt und die Schöffen" eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Die Lan- 
desjustizverwaltung" durch die Worte 
„Der Präsident des Landgerichts" er- 
setzt und nach dem Wort „Haupt- 
schöffen" die Worte „für das Schwurge- 
richt und für die Strafkammer" einge- 
fügt. 

bb) Satz 5 erhält folgende Fassung: 

„Der Präsident des Landgerichts stellt 
die Namen der Hauptschöffen zu den 
Schöffenlisten für das Schwurgericht und 
für die Strafkammer zusammen." 

c) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„An die Stelle des Richters beim Amtsgericht 
tritt für die Auslosung der Reihenfolge, in 
der die Hauptschöffen an den einzelnen or- 
dentlichen Sitzungen des Schwurgerichts und 
der Strafkammern teilnehmen, der Präsident 
des Landgerichts; § 46 Abs, 1 gilt entspre- 
chend." 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ein ehrenamtlicher Richter darf für 
dasselbe Geschäftsjahr nur entweder als 
Schöffe für das Schöffengericht oder als 
Schöffe für die Strafkammer oder als Schöffe 
beim Schwurgericht bestimmt werden. Ist 
jemand für dasselbe Geschäftsjahr in einem 
Bezirk zu mehreren dieser Ämter oder in 
mehreren Bezirken zu diesen Ämtern be- 
stimmt worden, so hat der Einberufene das 
Amt zu übernehmen, zu dem er zuerst ein- 
berufen wird." 


21. § 78 wird wie folgt geändert; 21. unverändert 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung wegen 
großer Entfernung zu dem Sitz eines Land- 
gerichts bei einem Amtsgericht für den Be- 
zirk eines oder mehrerer Amtsgerichte eine 
Strafkammer zu bilden und ihr für diesen 
Bezirk die gesamte Tätigkeit der Strafkam- 
mer des Landgerichts oder einen Teil dieser 
Tätigkeit zuzuweisen. Die in § 74 Abs. 2 
bezeichneten Verbrechen dürfen einer nach 
Satz 1 gebildeten Strafkammer nicht zuge- 
wiesen werden. Die Landesregierungen kön- 
nen die Ermächtigung auf die Landes- 
justizverwaltungen übertragen." 


ausschusses 
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b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Die Landes- 
justizverwaltung" durch die Worte „Der 
Präsident des Landgerichts" ersetzt. 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die sonstigen in § 77 dem Präsidenten 
des Landgerichts zugewiesenen Ge- 
schäfte nimmt der Vorsitzende der Straf- 
kammer wahr." 

22. Der Sechste Titel „Schwurgerichte" wird auf- 
gehoben. 

23. In § 116 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Un- 
tersuchungsrichter und" sowie die Worte „zum 
Untersuchungsrichter oder zu dessen Vertreter 
für einen Teil seiner Geschäfte sowie" gestri- 
chen. 

24. In § 120 Abs. 3 Satz 2 wird das Klammerzitat 
„(§ 168a Abs. 1 Satz 1 der Strafprozeßordnung)" 
durch das Klammerzitat „(§ 169 Abs. 1 Satz 1 
der Strafprozeßordnung)" ersetzt. 

25. In § 121 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c werden die 
Worte „der großen Strafkammer und des 
Schwurgerichts" durch die Worte „des Land- 
gerichts im ersten Rechtszug" ersetzt. 

26. In § 122 Abs. 2 werden die Worte „oder der 
Angeschuldigte außer Verfolgung zu setzen" 
gestrichen. 

27. § 135 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Schwur- 
gerichte und gegen die Urteile der großen 
Strafkammern" durch die Worte „der Land- 
gerichte" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden das Wort „sowie" durch 
einen Beistrich, die Verweisung „(§ 168 a 
Abs. 1 Satz 2 der Strafprozeßordnung)" 
durch die Verweisung „(§ 169 Abs. 1 Satz 2 
der Strafprozeßordnung)" ersetzt und so- 
dann die Worte „sowie über Anträge gegen 
Entscheidungen des Generalbundesanwalts 
in den in § 161 a Abs. 3 der Strafprozeß- 
ordnung bezeichneten Fällen" angefügt. 

28. § 139 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 werden die Worte „mit Ein- 
schluß" durch das Wort „einschließlich" er- 
setzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Be- 
schwerden" die Worte „und Anträge 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 


22. unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 


25. unverändert 


26. unverändert 


27. unverändert 


28. unverändert 
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auf gerichtliche Entscheidung (§ 161 a 
Abs. 3 der Strafprozeßordnung)" ein- 
gefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „ab- 
gelehnt" der Beistrich und die Worte 
„der Angeschuldigte außer Verfolgung 
gesetzt" gestrichen. 

28a. Nach § 140 wird folgender Titel eingefügt: 

„9 a. Titel 

Zuständigkeit für Wiederaufnahmeverfahren 
in Strafsachen 

§ 140 a 

(1) Im Wiederaufnahmeverfahren entschei- 
det ein anderes Gericht mit gleicher sachlicher 
Zuständigkeit als das Gericht, gegen dessen Ent- 
scheidung sich der Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens richtet. Über einen Antrag ge- 
gen ein im Revisionsverfahren erlassenes Urteil 
entscheidet ein anderes Gericht der Ordnung 
des Gerichts, gegen dessen Urteil die Revision 
eingelegt war, 

(2) Das Präsidium des Oberlandesgerichts 
bestimmt vor Beginn des Geschäftsjahres die 
Gerichte, die innerhalb seines Bezirks für die 
Entscheidungen in Wiederaufnahmeverfahren 
örtlich zuständig sind. 

(3) Ist im Bezirk eines Oberlandesgerichts nur 
ein Landgericht eingerichtet, so entscheidet über 
den Antrag, für den nach Absatz 1 das Land- 
gericht zuständig ist, eine andere Strafkammer 
des Landgerichts, die vom Präsidium des Ober- 
lande sgerichts vor Beginn des Geschäftsjahres 
bestimmt wird. Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die nach 
Absatz 2 zu treffende Entscheidung des Präsi- 
diums eines Oberlandesgerichts, in dessen Be- 
zirk nur ein Landgericht eingerichtet ist, dem 
Präsidium eines benachbarten Oberlandes- 
gerichts für solche Anträge zuzuweisen, für die 
nach Absatz 1 das Landgericht zuständig ist. 
Die Landesregierungen können die Ermäch- 
tigung durch Rechtsverordnung auf die Landes- 
justizverwaltungen übertragen. 

(4) In den Ländern, in denen nur ein Ober- 
landesgericht und nur ein Landgericht einge- 
richtet sind, gilt Absatz 3 Satz 1 entsprechend. 
Die Landesregierungen dieser Länder werden 
ermächtigt, mit einem benachbarten Land zu ver- 
einbaren, daß die Aufgaben des Präsidiums 
des Oberlandesgerichts nach Absatz 2 einem 
benachbarten, zu einem anderen Land gehören- 
den Oberlandesgericht für Anträge übertragen 
werden, für die nach Absatz 1 das Landgericht 
zuständig ist. 
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29. § 153 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Gericht" 
die Worte „und jeder Staatsanwaltschaft" 
eingefügt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Geschäftsstelleneinrichtung bei dem 
Bundesgerichtshof und dem Generalbundes- 
anwalt wird durch den Bundesminister der 
Justiz, bei den Gerichten und Staatsanwalt- 
schaften der Länder durch die Landesjustiz- 
verwaltung bestimmt." 

30. § 166 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Dies gilt nicht für die Ermittlungsrichter 

(§ 169 der Strafprozeßordnung)." 


Artikel 3 

Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 

Das Jugendgerichtsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch das Wort „Strafrichter" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Amts- 
richter" durch die Worte „Richter" bei einem 
Amtsgericht" ersetzt. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 

die Strafsachen für die Bezirke der anderen 
Amtsgerichte zugewiesen sind, gelten Absatz 3 
Satz 1 und Absatz 4 Satz 2 entsprechend. 

(6) Wird die Wiederaufnahme des Verfah- 
rens beantragt, das von einem Oberlandes- 
gericht im ersten Rechtszug entschieden worden 
war, so ist ein anderer Senat dieses Ober- 
landesgerichts zuständig. § 120 Abs. 5 Satz 2 
gilt entsprechend. 

(7) Für Entscheidungen über Anträge zur 
Vorbereitung eines Wiederaufnahmeverfahrens 
gelten die Absätze 1 bis 6 entsprechend." 

28b. § 152 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechts Verordnung diejenigen Beam- 
ten- und Angestelltengruppen zu bezeichnen, 
auf die diese Vorschrift anzuwenden ist. Die 
Angestellten müssen im öffentlichen Dienst 
stehen, das 21. Lebensjahr vollendet haben und 
mindestens zwei Jahre in den bezeichneten Be- 
amten- oder Angestelltengruppen tätig gewe- 
sen sein. Die Landesregierungen können die 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen." 

29. unverändert 


30. unverändert 


Artikel 3 

Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 

Das Jugendgerichtsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung; 


55 



Drucksache 7/2600 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf 


2. In § 34 Abs, 1 wird das Wort „Amtsrichter" durch 
die Worte „Riditer beim Amtsgericht" ersetzt. 

3. In § 35 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „zwei" durch 
das Wort „drei" ersetzt. 


4. In § 40 Abs. 3 werden die Worte „oder eine Vor- 
untersuchung (§ 178 der Strafprozeßordnung)" 
gestrichen. 

5. Nach § 44 wird folgender § 44 a eingefügt: 

J 44 a 

Mitteilung über den Abschluß 
der Ermittlungen und Schlußgehör 

§ 169 a Abs. 2, §§ 169 b und 169 c der Strafpro- 
zeßordnung sind mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß an die Stelle des Schwurgerichts die Ju- 
gendkammer tritt, soweit sie nach §41 Abs. 1 
Nr. 1 zuständig ist." 

6. § 61 wird aufgehoben. 

7. In § 69 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „bei dem 
Schlußgehör (§ 169 b der Strafprozeßordnung) 
und" gestrichen. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 

„(4) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln, 
daß ein Richter bei einem Amtsgericht zum 
Jugendrichter für den Bezirk mehrerer Amts- 
gerichte (Bezirksjugendrichter) bestellt und 
daß bei einem Amtsgericht ein gemeinsames 
Jugendschöffengericht für den Bezirk meh- 
rerer Amtsgerichte eingerichtet wird. Die 
Landesregierungen können die Ermächtigung 
durch Rechts Verordnung auf die Landes] u- 
stizverwaltungen übertragen." 

2. unverändert 


3. In § 35 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „zwei" durch 
das Wort „vier" ersetzt. 

3a. In § 39 Abs. 1 wird das Wort „Einzelrichter" 
durch das Wort „Strafrichter" ersetzt. 

4. unverändert 


Nummer 5. entfällt 


6. unverändert 

7. unverändert 


7a. In § 82 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Er nimmt auch die Aufgaben wahr, welche die 
Strafprozeßordnung der Strafvollstreckungs- 
kammer zuweist." 


7b. § 83 erhält folgende Fassung: 

»§ 83 

Entscheidungen im Vollstreckungs verfahren 

(1) Die Entscheidungen des Vollstreckungs- 
leiters nach den §§86 bis 89 und 92 Abs. 3 
sowie nach den §§ 462 a und 463 der Strafpro- 
zeßordnung sind jugendrichterliche Entscheidun- 
gen. 
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8. In § 108 Abs. 2 werden die Worte „Amtsrichter 
allein" durch das Wort „Strafrichter" ersetzt. 

9. In § 109 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung 
„§ 43" durch die Verweisung „die §§ 43, 44 a" 
ersetzt. 


Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wird wie 
folgt geändert: 

1. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ein- 
gefügt: 

„(5) Die Anordnung der Vorführung des 
Betroffenen und der Zeugen, die einer La- 
dung nicht nachkommen, bleibt dem Richter 
Vorbehalten," 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

(2) Für die bei der Vollstreckung notwendig 
werdenden gerichtlichen Entscheidungen gegen 
eine vom Vollstreckungsleiter getroffene An- 
ordnung ist die Jugendkammer in den Fällen 
zuständig, in denen 

1. der Vollstreckungsleiter selbst oder unter 
seinem Vorsitz das Jugendschöffengericht im 
ersten Rechtszug erkannt hat, 

2. der Vollstreckungsleiter in Wahrnehmung 
der Aufgaben der Strafvollstreckungskam- 
mer über seine eigene Anordnung zu ent- 
scheiden hätte. 

(3) Die Entscheidungen nach Absatz 1 und 2 
können, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit 
sofortiger Beschwerde angefochten werden. Die 
§§67 bis 69 gelten sinngemäß." 

7c. In § 104 Abs. 1 Nr, 5 wird das Klammerzitat 
„(§§ 52, 72)" durch das Klammerzitat „(§§ 52, 
52 a, 72)" ersetzt. 

8. unverändert 


9. In § 109 Abs. 2 wird die Angabe „§§ 52, 54 
Abs. 1," durch die Angabe „§§ 52, 52 a, 54 
Abs. 1," ersetzt. 

10. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§§ 102 bis 104" 
durch die Angabe „§§ 102, 103, 104 Abs. 1 
bis 3 und 5" ersetzt; 

b) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Hält der Richter die Erteilung von Weisun- 
gen für erforderlich, so überläßt er die Aus- 
wahl und Anordnung dem Jugendrichter, in 
dessen Bezirk sich der Heranwachsende auf- 
hält." 


Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wird wie 
folgt geändert: 

1. § 46 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 
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b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. b) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Ab- 

sätze 6 und 7. 


2. In § 48 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt; 

„Der Grund dafür, daß der Zeuge vereidigt oder 
nicht vereidigt wird, braucht im Protokoll nicht 
angegeben zu werden." 

3. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „Das Gesuch 
um" durch die Worte „Der Antrag auf" er- 
setzt; 

b) in Satz 3 werden die Worte „das Gesuch" 
durch die Worte „die Gewährung der Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand" er- 
setzt. 

4. In § 55 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 136 Abs. 1 Satz 3 der Strafprozeßordnung ist 
nicht anzuwenden. " 

5. § 59 erhält folgende Fassung: 

.§ 59 

Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen 

Für die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen gelten die Vorschriften des Ge- 
setzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen entsprechend." 

6. In § 68 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Amtsrich- 
ter" durch die Worte „Richter beim Amtsge- 
richt" ersetzt. 

7. In § 72 Abs. 4 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Kann der Beschluß nicht mit der Rechtsbe- 
schwerde angefochten werden, so braucht nur 
angegeben zu werden, ob die dem Betroffenen 
zur Last gelegte Ordnungswidrigkeit aus tat- 
sächlichen oder rechtlichen Gründen nicht fest- 
gestellt worden ist." 

8. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „ohne 
Beweisaufnahme" gestrichen, der Punkt am 
Ende des Satzes durch einen Strichpunkt er- 
setzt und folgender Halbsatz angefügt: „nach 
Beginn der Hauptverhandlung ist die Ver- 
werfung des Einspruchs nur mit Zustimmung 
der Staatsanwaltschaft zulässig." 

b) Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben. 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. In § 68 Abs. 1 Satz 2 und in § 69 Abs. 1 Satz 1 
wird jeweils das Wort „Amtsrichter" durch die 
Worte „Richter beim Amtsgericht" ersetzt. 

7. unverändert 


8. unverändert 
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9. In § 75 Abs. 2 werden vor dem Wort „und" ein 
Beistrich gesetzt und die Worte „Verwerfung 
des Einspruchs (§ 74 Abs. 2 Satz 1)" eingefügt 
sowie das Klammerzitat „(§ 77 Abs. 2)" ge- 
strichen. 


10. § 76 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein- 
gefügt: 

„ (3) Erwägt die Staatsanwaltschaft, die 
Klage zurückzunehmen, so gilt § 63 Abs. 3 
entsprechend." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

11. § 77 erhält folgende Fassung: 

„§ 77 

Umfang der Beweisaufnahme 

Das Gericht bestimmt, unbeschadet des § 244 

Abs. 2 der Strafprozeßordnung, den Umfang 

der Beweisaufnahme." 

12. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 entfällt. 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 1 bis 3. 


13. In § 90 Abs. 4 werden die Worte „nach § 59 
Abs. 2" durch die Worte „von der Verwaltungs- 
behörde" ersetzt. 

14. In § 104 Abs. 2 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch die Worte „Richter beim Amtsgericht" er- 
setzt. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 
9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


12a. In § 83 Abs. 1 wird die Verweisung „§ 46 
Abs. 3, 4, 6" durch die Verweisung „§ 46 Abs. 3, 
4, 7" ersetzt. 

13. unverändert 


Nummer 14 entfällt 


15. § 106 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Als Satz 2 wird eingefügt: 

„Auf Antrag ist auszusprechen, daß die fest- 
gesetzten Kosten und Auslagen von der An- 
bringung des Festsetzungsantrages an mit 
vier vom Hundert zu verzinsen sind." 

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 3 
bis 5; in dem neuen Satz 3 werden die Worte 
„Dem Antrag" durch die Worte „Dem Fest- 
setzungsantrag" ersetzt. 


59 



Drucksache 7/2600 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 

Artikel 5 Artikel 5 

Änderung strairechtlicher VorschrUten entfällt 


1. Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert: 

In § 153 werden nach dem Wort „Gericht" das 
Wort „oder" durch einen Beistrich ersetzt und 
nach dem Wort „Stelle" die Worte „oder vor der 
Staatsanwaltschaft" eingefügt. 


2. Das Zweite Gesetz zur Reform des Strafrechts 
vom 4. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 717), zu- 
letzt geändert durch das Dritte Gesetz zur Re- 
form des Strafrechts vom 20. Mai 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 505), wird wie folgt geändert: 

Artikel 1 Nr. 1 (Allgemeiner Teil) wird wie folgt 
geändert: 

In § 78 c Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort 
„richterliche" die Worte „oder staatsanwalf- 
schaftliche" eingefügt. 


Artikel 6 Artikel 6 

Änderung des Rechtspilegergesetzes entfällt 

Das Rechtspflegergesetz wird wie folgt geän- 
dert: 

1. §3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 erhält der Buchstabe c folgende 
Fassung: 

„c) bei gerichtlichen Entscheidungen im 
Straf- und Bußgeldverfahren sowie im 
Strafvollstreckungsverfahren," 

b) In Nummer 4 erhält der Buchstabe c folgende 
Fassung: 

„c) der Staatsanwaltschaft im Strafverfahren 
sowie der Vollstreckung in Straf- und 
Bußgeldsachen." 


2. Die Überschrift des Dritten Abschnitts erhält 
folgende Fassung: 

„Dritter Abschnitt 

Dem Rechspfleger übertragene Geschäfte in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in Fest- 
setzungsverfahren, bei gerichtlichen Entschei- 
dungen im Straf- und Bußgeldverfahren sowie im 
Strafvollstreckungsverfahren, in Verfahren vor 
dem Patentgericht und auf dem Gebiet der Auf- 
nahme von Erklärungen" . 
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3. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Gerichtliche Entscheidungen im Straf- und 
Bußgeldverfahren sowie im Strafvollstrek- 
kungsverfahren" , 

b) Folgender Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1) Von den gerichtlichen Entscheidungen 
im Straf- und Bußgeldverfahren werden dem 
Rechtspfleger die Anordnung der Notver- 
äußerung (§ 101 a der Strafprozeßordnung, 

§ 46 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswi- 
drigkeiten) übertragen sowie die weiteren 
Anordnungen, soweit die entsprechenden Ge- 
schäfte im Zwangsvollstreckungsverfahren 
dem Rechtspfleger übertragen sind." 

c) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 2. 


4. Die Überschrift des Fünften Abschnitts erhält 
folgende Fassung: 

„Fünfter Abschnitt 

Dem Rechtspfleger übertragene Geschäfte im 
internationalen Rechtsverkehr, in Hinterlegungs- 
sachen, der Staatsanwaltschaft im Strafverfahren 
sowie der Vollstreckung in Straf- und Bußgeld- 
sachen". 


5. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Anordnungen der Staatsanwaltschaft im 
Strafverfahren sowie Vollstreckung in Straf- 
und Bußgeldsachen" . 

b) Als neuer Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1) Dem Rechtspfleger werden die der 
Staatsanwaltschaft im Strafverfahren oblie- 
gende Anordnung der Notveräußerung nach 
§ 101 a der Strafprozeßordnung übertragen 
sowie die weiteren Anordnungen, soweit die 
entsprechenden Geschäfte im Zwangsvoll- 
streckungsverfahren dem Rechtspfleger über- 
tragen sind." 

c) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und 
wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch die Worte „Richter beim Amtsge- 
richt" ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort „Amtsrichter" 
durch das Wort „Richter" ersetzt. 

d) Die bisherigen Absätze 2 bis 6 werden Ab- 
sätze 3 bis 7; in dem bisherigen Absatz 3 
wird die Zahl „1" durch die Zahl „2" er- 
setzt. 

6. In § 33 a wird die Zahl „4" durch die Zahl „5" 
ersetzt. 


61 



Drucksache 7/2600 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf 

7. In § 40 Halbsatz 2 wird die Angabe „§ 31 Abs. 1 
Satz 3“ durch die Angabe „§ 31 Abs. 2 Satz 3" 
ersetzt. 


Artikel 7 

Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 
und des Straßenverkehrsgesetzes 

I. Das Bundeszentralregistergesetz wird wie folgt 
geändert: 

1. §3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 
eingefügt: 

„5. endgültige Einstellungen des Verfah- 
rens nach § 153 a der Strafprozeßord- 
nung (§ 12 a),\ 

b) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


Artikel 7 

Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 


Das Bundeszentralregistergesetz wird wie folgt 
geändert: 

In § 12 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a werden die Worte 
„außer Verfolgung gesetzt oder" gestrichen. 


c) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7; 
die Angabe „bis 5" wird durch die Angabe 
„bis 4 und 6" ersetzt. 


2. In § 12 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a werden die 
Worte „außer Verfolgung gesetzt oder" ge- 
strichen. 

3. Nach § 12 wird folgender § 12 a eingefügt: 

„§ 12 a 
Einstellungen 

(1) In das Register werden die Verfügun- 
gen der Staatsanwaltschaft und die Entschei- 
dungen des Gerichts eingetragen, durch die 
ein Verfahren nach § 153 a der Strafprozeß- 
ordnung endgültig eingestellt wird. 

(2) Nach Ablauf von drei Jahren seit dem 
Tag der Einstellung werden die Eintragungen 
nach Absatz 1 aus dem Register entfernt. 
Enthält das Register mehrere Eintragungen 
nach Absatz 1, so ist die Entfernung einer 
Eintragung erst zulässig, wenn für alle Ein- 
tragungen nach Absatz 1 die Voraussetzun- 
gen der Entfernung vorliegen." 


4. In § 23 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§§ 11, 
12 Abs. 1, § 13" durch die Angabe „§§ 11 bis 
13" ersetzt. 


5. § 30 Abs. 2 Nr. 9 erhält folgende Fassung: 
„9. Eintragungen nach den §§11 bis 13." 
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den Finanzbehörden für die zu deren Zustän- 
digkeit gehörende Verfolgung des Betroffe- 
nen wegen einer Straftat mitgeteilt," 

11, Das Straßenverkehrsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

Nach § 28 Nr. 1 wird folgende Nummer einge- 
fügt: 

„1 a. Entscheidungen der Strafgerichte oder der 
Staatsanwaltschaft nach § 153 a der Straf- 
prozeßordnung wegen einer in Nummer 1 
bezeichneten Tat,", 


Artikel 8 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 
und der Patentanwaltsordnung 

I. Die Bundesrechtsanwaltsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 66 Nr. 2 werden nach dem Wort „ein- 
geleitet“ die Worte „oder ein Berufs- oder 
Vertretungsverbot verhängt“ eingefügt. 

2. In § 69 Abs. 4 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Ist ein Berufs- oder Vertretungsverbot 
verhängt worden, so ruht die Mitglied- 
schaft für dessen Dauer." 

3. In § 74 Abs. 2 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Eine Rüge darf nicht erteilt werden, wäh- 
rend das Verfahren auf den Antrag des 
Rechtsanwalts nach § 123 anhängig ist." 

4. § 115 a Abs. 2 Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

,..Die Rüge wird auch unwirksam, wenn 
rechtskräftig die Eröffnung des Hauptver- 
fahrens abgelehnt ist, weil eine schuldhafte 
Pflichtverletzung nicht festzustellen ist." 


5. § 12J erhält folgende Fassung: 

„§ 121 
Einleitung 

des ehrengerichtlichen Verfahrens 

Das ehrengerichtliche Verfahren wird da- 
durch eingeleitet, daß die Staatsanwalt- 
schaft bei dem Ehrengericht eine Anschul- 
digungsschrift einreicht.“ 


Artikel 8 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 
und der Patentanwaltsordnung 

1. Die Bundesrechtsanwaltsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

4a. § 117 b entfällt. 

4b. Der bisherige § 117 c wird § 117 b. 

5. unverändert 
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6. § 123 erhält folgende Fassung: 

„§ 123 

Antrag des Rechtsanwalts auf Einleitung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens 

(1) Der Rechtsanwalt kann bei der 
Staatsanwaltschaft beantragen, das ehren- 
gerichtliche Verfahren gegen ihn einzulei- 
ten, damit er sich von dem Verdacht einer 
Pflichtverletzung reinigen kann. Wegen 
eines Verhaltens, wegen dessen Zwangs- 
geld angedroht oder festgesetzt worden ist 
(§ 57) oder das der Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer gerügt hat (§ 74), kann der 
Rechtsanwalt den Antrag nicht stellen. 

(2) Gibt die Staatsanwaltschaft dem An- 
trag des Rechtsanwalts keine Folge oder 
verfügt sie die Einstellung des Verfahrens, 
so hat sie ihre Entschließung dem Rechts- 
anwalt unter Angabe der Gründe mitzu- 
teilen. Wird in den Gründen eine schuld- 
hafte Pflichtverletzung festgestellt, das 
ehrengerichtliche Verfahren aber nicht ein- 
geleitet, oder wird offengelassen, ob eine 
schuldhafte Pflichtverletzung vorliegt, kann 
der Rechtsanwalt bei dem Ehrengerichts- 
hof die gerichtliche Entscheidung beantra- 
gen. Der Antrag ist binnen eines Monats 
nach der Bekanntmachung der Entschlie- 
ßung der Staatsanwaltschaft zu stellen. 

(3) Auf das Verfahren vor dem Ehren- 
gerichtshof ist § 173 Abs. 1 und 3 der Straf- 
prozeßordnung entsprechend anzu wenden. 
Der Ehrengerichtshof entscheidet durch Be- 
schluß, ob eine ’ schuldhafte Pflichtverlet- 
zung des Rechtsanwalts festzustellen ist. 
Der Beschluß ist mit Gründen zu versehen. 
Erachtet der Ehrengerichtshof den Rechts- 
anwalt einer ehrengerichtlich zu ahndenden 
Pflichtverletzung für hinreichend verdäch- 
tig, so beschließt er die Einleitung des 
ehrengerichtlichen Verfahrens. Die Durch- 
führung dieses Beschlusses obliegt der 
Staatsanwaltschaft. 

(4) Erachtet der Ehrengerichtshof eine 
schuldhafte Pflichtverletzung nicht für ge- 
geben, so kann nur auf Grund neuer Tat- 
sachen oder Beweismittel wegen desselben 
Verhaltens ein Antrag auf Einleitung des 
ehrengerichtlichen Verfahrens gestellt oder 
eine Rüge durch den Vorstand der Rechts- 
anwaltskammer erteilt werden." 

7. Die §§ 124 bis 129 entfallen. 

8. § 130 erhält folgende Fassung: 

„§ 130 

Inhalt der Anschuldigungsschrift 

In der Anschuldigungsschrift (§ 121 die- 
ses Gesetzes sowie § 207 Abs. 3 der Straf- 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 
6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 
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Prozeßordnung) ist die dem Rechtsanwalt 
zur Last gelegte Pflichtverletzung unter 
Anführung der sie begründenden Tat- 
sachen zu bezeichnen (Anschuldigungssatz). 
Ferner sind die Beweismittel anzugeben, 
wenn in der Hauptverhandlung Beweise 
erhoben werden sollen. Die Anschuldi- 
gungsschrift enthält den Antrag, das Haupt- 
verfahren vor dem Ehrengericht zu er- 
öffnen." 

9. In § 133 Satz 2 werden die Worte „und 
des § 208 Abs. 2 Satz 2" gestrichen. 

10. In der Überschrift des Dritten Abschnitts 
des Siebenten Teils werden die Worte „und 
gegen Verfügungen des Untersuchungsrich- 
ters" gestrichen. 


11. In § 142 werden die Worte „und Ver- 
fügungen des Untersuchungsrichters" ge- 
strichen. 


12. § 148 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Beweise werden von dem 
Ehrengericht aufgenommen. Das Ehren- 
gericht kann eines seiner Mitglieder mit 
der Beweisaufnahme beauftragen." 

13. § 149 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„Der Untersuchungsrichter" durch die 
Worte „Das Ehrengericht", in Absatz 1 
Satz 2 die Worte „der Untersuchungs- 
richter" durch die Worte „das Ehren- 
gericht" ersetzt. 

b) Absatz 4 entfällt. 

14. § 150 erhält folgende Fassung: 

„§ 150 

Voraussetzung des Verbotes 

(1) Sind dringende Gründe für die An- 
nahme vorhanden, daß gegen einen Rechts- 
anwalt auf Ausschließung aus der Rechts- 
anwaltschaft erkannt werden wird, so kann 
gegen ihn durch Beschluß ein Berufs- oder 
Vertretungsverbot verhängt werden. 

(2) Die Staatsanwaltschaft kann vor Ein- 
leitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
den Antrag auf Verhängung eines Berufs- 
oder Vertretungsverbotes stellen. In dem 
Antrag sind die Pflichtverletzung, die dem 
Rechtsanwalt zur Last gelegt wird, sowie 
die Beweismittel anzugeben. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 
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(3) Für die Verhandlung und Entschei- 
dung ist das Gericht zuständig, das über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens gegen 
den Rechtsanwalt zu entscheiden hat oder 
vor dem das ehrengerichtliche Verfahren 
anhängig ist." 

15. § 158 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. wenn die Eröffnung des Hauptverfah- 
rens vor dem Ehrengericht abgelehnt 
wird." 


16. § 159 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) über die Aufhebung entscheidet das 
nach § 150 Abs. 3 zuständige Gericht," 

17. § 196 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Einem Rechtsanwalt, der einen An- 
trag auf gerichtliche Entscheidung über die 
Entschließung der Staatsanwaltschaft (§ 123 
Abs. 2) zurücknimmt, sind die durch dieses 
Verfahren entstandenen Kosten aufzuer- 
legen." 


II. Die Patentanwaltsordnung wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 60 Nr. 2 werden nach dem Wort „ein- 
geleitet” die Worte „oder ein Berufs- oder 
Vertretungsverbot verhängt" eingefügt. 

2. In § 63 Abs. 4 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Ist ein Berufs- oder Vertretungsverbot 
verhängt worden, so ruht die Mitglied- 
schaft für dessen Dauer." 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 


15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 


II. Die Patentanwaltsordnung wird wie folgt geän- 
dert; 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. In § 70 Abs. 2 wird folgender Satz 2 an- 3. unverändert 

gefügt: 

„Eine Rüge darf nicht erteilt werden, wäh- 
rend das Verfahren auf den Antrag des 
Patentanwalts nach § 108 anhängig ist." 

4. § 103 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 4. unverändert 

„Die Rüge wird auch unwirksam, wenn 
rechtskräftig die Eröffnung des Hauptver- 
fahrens abgelehnt ist, weil eine schuldhafte 
Pflichtverletzung nicht festzustellen ist." 

4a. § 105 a entfällt 
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5. § 106 erhält folgende Fassung: 5. unverändert 

„§ 106 

Einleitung des ehrengerichtlichen 
Verfahrens 

Das ehrengerichtliche Verfahren wird da- 
durch eingeleitet, daß die Staatsanwalt- 
schaft bei dem Landgericht eine Anschuldi- 
gungsschrift einreicht." 


6. § 108 erhält folgende Fassung: 6. unverändert 

.,§ 108 

Antrag des Patentanwalts auf Einleitung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens 

(1) Der Patentanwalt kann bei der 
Staatsanwaltschaft beantragen, das ehren- 
gerichtliche Verfahren gegen ihn einzulei- 
ten, damit er sich von dem Verdacht einer 
Pflichtverletzung reinigen kann. Wegen 
eines Verhaltens, wegen dessen Zwangs- 
geld angedroht oder festgesetzt worden ist 
(§ 50) oder das der Vorstand der Patent- 
anwaltskammer gerügt hat (§ 70), kann der 
Patentanwalt den Antrag nicht stellen. 

(2) Gibt die Staatsanwaltschaft dem An- 
trag des Patentanwalts keine Folge oder 
verfügt sie die Einstellung des Verfahrens, 
so hat sie ihre Entschließung dem Patent- 
anwalt unter Angabe der Gründe mitzu- 
teilen. Wird in den Gründen eine schuld- 
hafte Pflichtverletzung festgestellt, das 
ehrengerichtliche Verfahren aber nicht ein- 
geleitet, oder wird offengelassen, ob eine 
schuldhafte Pflichtverletzung vorliegt, kann 
der Patentanwalt bei dem Oberlandes- 
gericht die gerichtliche Entscheidung be- 
antragen. Der Antrag ist binnen eines Mo- 
nats nach der Bekanntmachung der Ent- 
schließung der Staatsanwaltschaft zu 
stellen. 

(3) Auf das Verfahren vor dem Ober- 
landesgericht ist § 173 Abs. 1 und 3 der 
Strafprozeßordnung entsprechend anzu- 
wencien. Das Oberlandesgericht entscheidet 
durch Beschluß, ob eine schuldhafte Pflicht- 
verletzung des Patentanwalts festzustellen 
ist. Der Beschluß ist mit Gründen zu ver- 
sehen. Erachtet das Oberlandesgericht den 
Patentanwalt einer ehrengerichtlich zu ahn- 
denden Pflichtverletzung für hinreichend 
verdächtig, so beschließt es die Einleitung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens. Die 
Durchführung dieses Beschlusses obliegt 
der Staatsanwaltschaft. 

(4) Erachtet das Oberlandesgericht eine 
schuldhafte Pflichtverletzung nicht für ge- 
geben, so kann nur auf Grund neuer Tat- 
sachen oder Beweismittel wegen desselben 
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Verhaltens ein Antrag auf Einleitung des 
ehrengerichtlidien Verfahrens gestellt oder 
eine Rüge durch den Vorstand der Patent- 
anwaltskammer erteilt werden." 

7. Die §§ 109 bis 114 entfallen. 

8. § 115 erhält folgende Fassung: 

„§ 115 

Inhalt der An sdiul di gungs Schrift 

In der Ansdiuldigungssdirift (§ 106 die- 
ses Gesetzes sowie § 207 Abs. 3 der Straf- 
prozeßordnung) ist die dem Patentanwalt 
zur Last gelegte Pfliditverletzung unter 
Anführung der sie begründenden Tatsachen 
zu bezeichnen (Anschuldigungssatz). Ferner 
sind die Beweismittel anzugeben, wenn in 
der Hauptverhandlung Beweise erhoben 
werden sollen. Die Anschuldigungssdirift 
enthält den Antrag, das Hauptverfahren 
vor der Kammer für Patentanwaltssadien 
zu eröffnen." 

9. In § 118 Satz 2 werden die Worte „und 
des § 208 Abs. 2" gestrichen, 

10. In § 124 werden die Worte „des Unter- 
suchungsrichters oder" gestrichen. 

11. § 130 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Beweise werden von der Kam- 
mer für Patentanwaltssachen aufgenommen. 
Die Kammer kann eines ihrer Mitglieder 
mit der Beweisaufnahme beauftragen." 

12. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„Der Untersuchungsrichter" durch die 
Worte „Die Kammer für Patentanwalts- 
sachen", in Absatz 1 Satz 2 die Worte 
„der Untersuchungsrichter" durch die 
Worte „die Kammer für Patentanwalts- 
sachen" ersetzt. 

b) Absatz 4 entfällt. 

13. § 132 erhält folgende Fassung: 

„§ 132 

Voraussetzung des Verbots 

(1) Sind dringende Gründe für die An- 
nahme vorhanden, daß gegen einen Patent- 
anwalt auf Ausschließung aus der Patent- 
anwaltschaft erkannt werden wird, so kann 
gegen ihn durch Beschluß ein Berufs- oder 
Vertretungsverbot verhängt werden. 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 


9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 


13. unverändert 
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(2) Die Staatsanwaltschaft kann vor Ein- 
leitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
den Antrag auf Verhängung eines Berufs- 
oder Vertretungsverbots stellen. In dem 
Antrag sind die Pflichtverletzung, die dem 
Patentanwalt zur Last gelegt wird, sowie 
die Beweismittel anzugeben. 

(3) Für die Verhandlung und Entschei- 
dung ist das Gericht zuständig, das über 
die Eröffnung des Haupt Verfahrens gegen 
den Patentanwalt zu entscheiden hat oder 
vor dem das ehrengerichtliche Verfahren 
anhängig ist." 

14. § 140 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. wenn die Eröffnung des Hauptverfah- 
rens vor der Kammer für Patentan- 
waltssachen abgelehnt wird." 

15. § 141 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) über die Aufhebung entscheidet das 
nach § 132 Abs. 3 zuständige Gericht." 

16. § 149 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Einem Patentanwalt, der einen An- 
trag auf gerichtliche Entscheidung über die 
Entschließung der Staatsanwaltschaft (§ 108 
Abs. 2) zurücknimmt, sind die durch dieses 
Verfahren entstandenen Kosten aufzuer- 
legen." 


Artikel 9 

Änderung von Kostengesetzen 

I. Das Gerichtskostengesetz wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„ Klageerz wingungsverfahren, Ermittlungs- 
erzwingungsverfahren, unwahre Anzeige " . 

b) In Absatz 1 werden die Worte „im Klage- 
erzwingungsverfahren nach den §§ 177 
oder 472" durch die Worte „im Verfah- 
ren zur gerichtlichen Erzwingung der An- 
klage oder staatsanwaltschaftlicher Ermitt- 
lungen nach den §§ 177, 364 c Abs. 3 oder 
§ 472" ersetzt. 

2. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Zurückweisung einer Beschwerde oder 
eines Antrags auf gerichtliche Entschei- 
dung". 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


14. unverändert 


15. unverändert 


16. unverändert 


Artikel 9 

Änderung von Kostengesetzen 

I. Das Gerichtskostengesetz wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 74 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) In Absatz 1 werden die Worte „im Klage- 
erzwingungsverfahren nach den §§ 177 
oder 472" durch die Worte „im Verfahren 
zur gerichtlichen Erzwingung der Anklage 
oder staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen 
nach den §§ 177 oder 364 c Abs. 3" ersetzt. 


2. unverändert 
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b) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 einge- 
fügt: 

„Für die Zurückweisung eines Antrags auf 
gerichtliche Entscheidung (§ 161 a Abs. 3 
der Strafprozeßordnung) wird eine Ge- 
bühr von 10 DM erhoben." 

c) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden 
Sätze 3 und 4. 


IL Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 

wird wie folgt geändert: 

1. In § 83 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Amts- 
richter" durch das Wort „Strafrichter" ersetzt. 

2. In § 86 Abs. 1 und 2 werden jeweils die 
Worte „Amtsrichter als Einzelrichter" durch 
das Wort „Strafrichter" ersetzt. 

3. § 90 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Vorbereitung eines Antrags 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens, die 
Stellung eines solchen Antrags und die Ver- 
tretung in dem Verfahren zur Entscheidung 
über den Antrag gelten die in § 84 bestimm- 
ten Gebühren. Diese gelten auch dann, wenn 
der Rechtsanwalt von der Stellung eines An- 
trags auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
ab rät." 

4. § 91 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „bei einer richterlichen Ver- 
nehmung" werden durch die Worte „bei 
einer staatsanwaltschaftlichen oder richter- 
lichen Vernehmung" ersetzt. 

b) Die Worte „zur gerichtlichen Erzwingung 
der Anklage (§ 172 Abs. 2 bis 4, § 173 der 
Strafprozeßordnung)" werden durch die 
Worte „zur gerichtlichen Erzwingung der 
Anklage oder staatsanwaltschaftlicher Er- 
mittlungen (§ 172 Abs. 2 bis 4, §§ 173, 
364c Abs. 3 der Strafprozeßordnung)" er- 
setzt. 


5. § 97 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender 
Satz 2 angefügt: 

„Im Falle des § 90 Abs. 1 Satz 2 gilt dies 
nur dann, wenn der Rechtsanwalt nach 
§ 364 b Abs. 1 Satz 1 der Strafprozeßord- 
nung bestellt worden ist oder das Gericht 
die Feststellung nach § 364 b Abs. 1 Satz 2 
der Strafprozeßordnung getroffen hat." 


IL Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 91 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Anfertigung oder Unterzeichnung 
einer Schrift zur Rechtfertigung der Be- 
rufung oder zur Beantwortung der von 
dem Staatsanwalt, Privatkläger oder Ne- 
benkläger eingelegten Berufung, die Füh- 
rung des Verkehrs mit dem Verteidiger, 
die Beistandsleistung für den Beschuldig- 
ten bei einer staatsanwaltschaftlichen 
oder richterlichen Vernehmung oder einer 
mündlichen Verhandlung oder einer 
Augenscheinseinnahme außerhalb der 
Hauptverhandlung oder die Beistandslei- 
stung im Verfahren zur gerichtlichen Er- 
zwingung der Anklage oder staatsanwalt- 
schaftlicher Ermittlungen (§ 172 Abs. 2 
bis 4, §§ 173, 364 c Abs. 3 der Strafpro- 
zeßordnung);" 

5. § 97 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 
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b) Der bisherige Absatz 1 Satz 2 wird Ab- 
satz 2| die Worte „War er auch" werden 
durch die Worte „War der Rechtsanwalt 
auch" ersetzt. 

c) Der bisherige Absatz 2 erhält als Absatz 3 
folgende Fassung: 

„(3) Für den Anspruch des Rechtsan- 
walts auf Ersatz von Auslagen aus der 
Staatskasse gilt § 126 Abs. 1 Satz 1. Für 
Reisekosten und andere Auslagen gilt 
§ 126 Abs. 2, wegen des Vorschusses gilt 
§ 127 sinngemäß. Auslagen, die im Zusam- 
menhang mit Ermittlungen zur Vorberei- 
tung eines Wiederaufnahmeanfrags ent- 
stehen, werden nur im Falle des § 364 b 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung vergütet." 


Artikel 10 

Änderung sonstiger Vorschriften 

I. Die Reichsabgabenordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 426 Abs, 1 Satz 2 wird nach der An- 
gabe „§ 153 Abs. 2" die Angabe „und § 153 a 
Abs. 1“ eingefügt. 

2. In § 439 Satz 2 erhält der erste Halbsatz fol- 
gende Fassung: 

„Die in Satz 1 bezeidineten Stellen haben 
die Befugnisse nach § 433 Abs. 2 Satz 2 so- 
wie die Befugnis zur Durchsicht der Papiere 
des von der Durchsuchung Betroffenen (§110 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung);" 

3. In § 441 Abs. 1 Satz 2 wird nach der Angabe 
„§ 153 Abs. 3" die Angabe „oder § 153 a 
Abs. 2" eingefügt. 


II. Das Gesetz über die Entschädigung für Straf- 
verfolgungsmaßnahmen vom 8. März 1971 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 157) wird wie folgt geändert: 


1. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer durdi den Vollzug der Unter- 
suchungshaft oder einer anderen Strafver- 
folgungsmaßnahme einen Schaden erlitten 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 
b) unverändert 


c) Der bisherige Absatz 2 erhält als Absatz 3 
folgende Fassung: 

„(3) Für den Anspruch des Rechtsan- 
walts auf Ersatz der Auslagen aus der 
Staatskasse gilt § 126 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2; 
die Feststellung nach § 126 Abs. 2 kann 
auch für andere Auslagen als Reisekosten 
getroffen werden. Wegen des Vorschusses 
gilt § 127 sinngemäß. Auslagen, die durch 
Nachforschungen zur Vorbereitung eines 
Wiederaufnahmeverfahrens entstehen, 
werden einem Rechtsanwalt nach Maßgabe 
der Sätze 1 und 2 vergütet, wenn er nach 
§ 364 b Abs. 1 Satz 1 der Strafprozeß- 
ordnung bestellt worden ist oder wenn das 
Gericht die Feststellung nach § 364 b Abs. 1 
Satz 2 der Strafprozeßordnung getroffen 
hat." 


Artikel 10 

Änderung sonstiger Vorschriften 

I. Die Reichsabgabenordnung wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 438 entfällt der Absatz 2; die Absätze 3 
und 4 werden die Absätze 2 und 3. 


2. unverändert 


3. In § 447 Abs. 1 Nr. 6 wird die Angabe 
„§§ 437, 438 Abs. 1, 3, 4" durch die Angabe 
„§§ 437, 438" ersetzt. 


11. Das Gesetz über die Entschädigung für Straf- 
verfolgungsmaßnahmen vom 8. März 1971 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 157), geändert durch Artikel 25 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch 
vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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hat, wird aus der Staatskasse entschädigt, 
soweit er freigesprochen oder das Verfahren 
gegen ihn eingestellt wird oder soweit das 
Gericht die Eröffnung des Hauptverfahrens 
gegen ihn ablehnt." 


2. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Entscheidung über die Ent- 
schädigungspflicht tritt außer Kraft, wenn 
zuungunsten des Freigesprochenen die 
Wiederaufnahme des Verfahrens ange- 
ordnet oder wenn gegen den Berechtig- 
ten, gegen den das Verfahren eingestellt 
worden war oder gegen den das Gericht 
die Eröffnung des Hauptverfahrens abge- 
lehnt hatte, nachträglich wegen derselben 
Tat das Hauptverfahren eröffnet wird." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Ist zuungunsten des Freigesproche- 
nen die Wiederaufnahme beantragt oder 
sind gegen denjenigen, gegen den das 
Verfahren eingestellt worden war oder 
gegen den das Gericht die Eröffnung des 
Hauptverfahrens abgelehnt hatte, die Un- 
tersuchung oder die Ermittlungen wieder- 
aufgenommen worden, so kann die Ent- 
scheidung über den Anspruch sowie die 
Zahlung der Entschädigung ausgesetzt 
werden." 


III. Das Gesetz über die Einrichtung eines Bundes- 
kriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) 
vom 8. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 165), ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über die Einrichtung eines Bundeskrimi- 
nalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) vom 
19. September 1969 (Bundesgesetzbl 1 S. 1717), 
wird wie folgt geändert: 

ln § 4 Abs, 2 Buchstabe c werden die Worte 
„oder der Untersuchungsrichter in Verfahren, in 
denen der Generalbundesanwalt die Ermittlun- 
gen führt," gestrichen und die Verweisung 
„(§§ 161, 189 StPO)" durch die Verweisung 
„(§ 161 StPO)" ersetzt. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


la. In § 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte 
„oder nachdem sie dem Beschuldigten und 
seinem Verteidiger den Abschluß der Ermitt- 
lungen mitgeteilt hat (§ 169 a Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung) " gestrichen. 

2. unverändert 


III. § 5 des Gesetzes über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminal- 
amtes) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juni 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 704), geän- 
dert durch das Einführungsgesetz zum Strafge- 
setzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469, 557), wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Verweisung 
„(§§ 161, 163, 189 der Strafprozeßordnung)" 
durch die Verweisung „(§§ 161, 163 der Straf- 
prozeßordnung)" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Nr. 3 werden die Worte „oder 
der Untersuchungsrichter in den Verfahren, 
in denen der Generalbundesanwalt die Er- 
mittlungen führt," gestrichen. 

c) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „und 
des Untersuchungsrichters" gestrichen und 
die Verweisung „§§ 161, 189 der Strafprozeß- 
ordnung" durch die Verweisung „§ 161 der 
Strafprozeßordnung" ersetzt. 


72 



Drucksache 7/26G0 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf 

/V. Das Atomgesetz vom 23. Dezember 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 814), zuletzt geändert durch 
das Kostenermächtigungs- Änderungsgesetz vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird 
wie folgt geändert: 

§51 Abs. 4 entfällt. 


V. Das Gesetz über die Zuständigkeit der Gerichte 
bei Änderungen der Gerichtseinteilung vom 
6. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl, I S. 1037) 
wird wie folgt geändert: 

Nach Artikel 3 wird folgender Artikel 3 a ein- 
gefügt: 

„Artikel 3 a 

Ergibt sich bei der Änderung des Bezirks 
oder der örtlichen Zuständigkeit eines Ge- 
richts, daß Schöffen nicht in der für die Fort- 
führung der strafrechtlichen Aufgaben erfor- 
derlichen Anzahl zur Verfügung stehen, so 
findet für die laufende Amtsperiode eine 
Nachwahl auf Grund der Vorschlagsliste der 
Gemeinden statt." 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

IV. entfällt 


V. unverändert 


VI. Das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
15. August 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1942), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 320 Abs. 5 Satz 1 wird die Ver- 
weisung „§ 76 Abs. 1, 3" durch die Verwei- 
sung „§ 76 Abs. 1, 4" ersetzt. 

2. In Artikel 326 Abs. 5 Nr. 3 Buchstabe a er- 
hält § 24 Abs. 1 Nr. 1 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes folgende Fassung: 

„1. die Zuständigkeit des Landgerichts nach 
§ 74 Abs. 2 oder § 74 a oder des Ober- 
landesgerichts nach § 120 begründet ist,". 


VII. In § 13 Abs. 2 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 
vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175), zu- 
letzt geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 469, 577), in § 43 Abs. 2 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes vom 28. April 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 481, ber. S. 495 und 1555), zuletzt 
geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 469, 590) und 

in § 34 Abs. 2 des Gesetzes zur Durchführung 
der gemeinsamen Marktorganisationen vom 
31. August 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1617), ge- 
ändert durch das Einführungsgesetz zum Straf- 
gesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 469, 603), 

wird jeweils die Verweisung „§ 76 Abs. 1, 3" 
durch die Verweisung „§ 76 Abs. 1, 4" ersetzt. 
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Artikel 11 
Überleitungsvorschriften 

(1) Die Artikel 1 bis 10 gelten von dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes an auch in den schwebenden 
Verfahren, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(2) War beim Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
gerichtliche Voruntersuchung bereits eröffnet, so 
gelten für das weitere Verfahren die bisherigen 
Vorschriften. Eine Ergänzung der Voruntersuchung 
findet nicht statt. Die Staatsanwaltschaft ist nach 
Schluß der Voruntersuchung zu ergänzenden Ermitt- 
lungen befugt. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend 
für ehrengerichtliche Voruntersuchungen nach der 
Bundesrechtsanwaltsordnung und der Patentan- 
waltsordnung. 

(3) War beim Inkrafttreten dieses Gesetzes der 
Abschluß der Ermittlungen bereits in den Akten 
vermerkt (§ 169 a Abs. 1 der Strafprozeßordnung), 
so riditet sich die Verpflichtung zur Mitteilung an 
den Beschuldigten und zur Gewährung des Schluß- 
gehörs (§ 169 a Abs. 2, §§ 169 b, 169 c der Strafpro- 
zeßordnung) nach den bisherigen Vorschriften. 

(4) § 275 Abs. 1 und § 338 Nr. 7 der Strafprozeß- 
ordnung in der Fassung dieses Gesetzes gelten erst 
für Urteile, die später als einen Monat nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes verkündet werden. 

(5) Soweit nach § 273 Abs. 2 der Strafprozeßord- 
nung in der Fassung dieses Gesetzes die wesent- 
lichen Ergebnisse der Vernehmungen nicht mehr in 
das Hauptverhandlungsprotokoll aufgenommen 
werden müssen, gilt diese Vorschrift für das ge- 
samte Hauptverhandlungsprotokoll, wenn das Urteil 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verkündet 
wird. 

(6) Ist die öffentliche Klage bereits vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes erhoben oder ist vor 
diesem Zeitpunkt der Antrag auf Erlaß eines Straf- 
befehls gestellt, so richtet sich die Befugnis zum 
Anschluß als Nebenkläger nach den bisherigen 
Vorschriften. Hat eine Hauptverhandlung vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits begonnen, so 
richtet sich die Zustellung des Urteils an den Ne- 
benkläger nach den bisherigen Vorschriften. § 399 
Abs. 1 und § 401 Abs. 1 Satz 2 und 3 der Strafpro- 
zeßordnung in der Fassung dieses Gesetzes gelten 
nur, wenn das angefochtene Urteil nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes verkündet worden ist. 

(7) Hat bei dem Inkrafttreten von Artikel 2 Nr. 16 
und 19 dieses Gesetzes die Hauptverhandlung vor 
einem Schwurgericht bereits begonnen, so verbleibt 
es bei der bisherigen Besetzung des Schwurgerichts. 

(8) Für die erste nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes stattiindende Wahl der Schöffen ist § 34 
Abs. 1 Nr. 7 des Gerichtsverfassungsgesetzes in fol- 
gender Fassung anzuwenden: 

„7. Personen, die zehn Jahre lang als ehrenamt- 
liche Richter in der Strafrechtspflege tätig ge- 
wesen sind.“ 


Beschlüsse des Rechtsausschusses 

Artikel 11 

Überleitungsvorschriften 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Hat eine Hauptverhandlung vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bereits begonnen, so richtet 
sich die Zustellung des Urteils an den Nebenkläger 
nach den bisherigen Vorschriften. § 399 Abs. 1 und 
§ 401 Abs. 1 Satz 2 und 3 der Strafprozeßordnung 
in der Fassung dieses Gesetzes gelten nur, wenn das 
angefochtene Urteil nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes verkündet worden ist. 


(7) Hat bei dem Inkrafttreten von Artikel 2 Nr. 16 
und 19 dieses Gesetzes die Tagung eines Schwurge- 
richts bereits begonnen, so verbleibt es bei der bis- 
herigen Besetzung des Schwurgerichts. 

(8) Artikel 1 Nr. 96 a und Artikel 2 Nr. 28 a die- 
ses Gesetzes gelten nicht für Wiederaufnahmever- 
fahren, in denen der Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gestellt worden ist. 
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Artikel 12 

Ermächtigung an die Landesjustizverwaltungen 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
zur Vermeidung organisatorischer Schwierigkeiten 
durch Rechtsverordnung zu regeln, daß die Ge- 
schäfte, die durch die Neufassung des § 36 Abs. 1 
und des § 214 Abs. 1 der Strafprozeßordnung dem 
Vorsitzenden und der Geschäftsstelle des Gerichts 
übertragen werden, bis auf weiteres ganz oder teil- 
weise von der Staatsanwaltschaft und deren Ge- 
schäftsstelle wahrgenommen werden. Die Landes- 
regierungen können die Ermächtigung durch Rechts- 
verordnung auf die Landesjustiz Verwaltungen über- 
tragen. Die Regelung kann auf einzelne Gerichte 
und Staatsanwaltschaften beschränkt werden. 

(2) Derartige Regelungen treten spätestens zwei 
Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes (Artikel 17 
Abs. 1) außer Kraft, soweit sie nicht von vornherein 
für kürzere Zeit gelten sollen oder aufgehoben wer- 
den. 

Artikel 13 

Verweisungen 

Soweit in anderen Vorschriften auf Vorschriften 
verwiesen wird, die durch dieses Gesetz geändert 
werden, treten an deren Stelle die geänderten Vor- 
schriften. 

Artikel 14 

Einschränkung von Grundrechten 

Das Grundrecht der persönlichen Freiheit (Arti- 
kel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes) wird durch 
Artikel 1 Nr. 45, 48 und 116 dieses Gesetzes, das 
Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim- 
nisses (Artikel 10 Abs. 1 des Grundgesetzes) durch 
Artikel 1 Nr. 24 und 25 dieses Gesetzes sowie das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) durch Arti- 
kel 1 Nr. 27 dieses Gesetzes eingeschränkt. 

Artikel 15 

Ermächtigung zur Neubekanntmachung 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
den Wortlaut der Strafprozeßordnung in der neuen 
Fassung mit dem Datum der Bekanntmachung 
unter Berücksichtigung etwaiger sonstiger bis zum 


— 7. Wahlperiode 
Beschlüsse des Rechtsausschusses 

(9) § 33 Nr. 1 und 2, § 34 Abs. 1 Nr. 5 und 7. § 35 
Nr. 2, § 36 Abs. 1 und 2, § 40 Abs. 1, § 42, § 43 Abs. 2, 
§ 45 Abs. 2 Satz 2 und § 77 Abs. 2 Satz 1 und 5 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes sind in der Fassung die- 
ses Gesetzes erstmals auf die am 1. Januar 1977 be- 
ginnende Amtsperiode anzuwenden." 

Artikel 12 

Ermächtigung an die Landesjustizverwaltungen 

(1) unverändert 


(2) Derartige Regelungen treten spätestens zwei 
Jahre nach Inkrattreten dieses Gesetzes außer Kraft, 
soweit sie nicht von vornherein für kürzere Zeit gel- 
ten sollen oder aufgehoben werden. 

Artikel 13 
unverändert 


Artikel 14 
unverändert 


Artikel 15 
unverändert 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes ergangener Änderun- 
gen bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
der Paragraphenfolge und des Wortlauts zu beseiti- 
gen. 

Artikel 16 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 17 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
seine Verkündung folgenden Monats in Kraft, so- 
weit die Absätze 2 und 3 nichts anderes bestimmen. 

(2) Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen in Artikel 12 Abs. 1 tritt am Tage nach 
der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft, 


(3) Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe a und 114, Artikel 2 
Nr. 2, 16, 19 bis 22, 25 und 27 Buchstabe a sowie 
Artikel 10 Nr. IV treten am 1. Januar 1974 in Kraft. 


Beschlüsse des R e c h t s a u s s c h u s s e s 


Artikel 16 
unverändert 


Artikel 17 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft, 
soweit Absatz 2 nichts anderes bestimmt. 

(2) Die Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen in Artikel 2 Nr. 28 a und Artikel 12 
Abs. 1 sowie die in Artikel 2 Nr. 28 a enthaltenen 
Regelungen über die von den Präsidien der Oberlan- 
desgerichte zu treffenden Entscheidungen treten am 
Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 

Absatz 3 entfällt 
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